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Im Laufe der annähernd 200jährigen Geschichte des deutschen Arbeitsschutzes hat 
sich seit dem Preußischen Regulativ von 1839 eine Vielzahl an Regularien entwickelt. 
Mit deren Hilfe konnte der Standard in der Arbeits- und Anlagensicherheit und auch im 
Umweltschutz immer weiter verbessert werden. Diese Entwicklung führte gerade in den 
letzten Jahrzehnten, ungeachtet aller Deregulierungsbestrebungen, zu einer 
Vervielfachung der zu beachtenden Vorgaben. Aktuell sehen sich Unternehmer bzw. 
die verantwortlichen Führungskräfte alleine im Bereich der Umwelt-, Anlagen- und 
Arbeitssicherheit (engl. Environmental Protection, Health and Safety - EHS) etwa 
eintausend Rechtsnormen gegenüber, für deren Einhaltung sie die entsprechende 
Verantwortung tragen. 
Wesentlicher Bestandteil der Rechtsnormen sind die Rechtspflichten, aus denen sich 
die betrieblich relevanten Fragestellungen ergeben. Ist eine den gesetzlichen 
Anforderungen entsprechende Unternehmensorganisation etabliert? Kennen 
Mitarbeiter, Führungskräfte und Betriebsleiter ihre gesetzlichen Verpflichtungen und 
haben Zugriff auf das Regelwerk? Sind die Verantwortlichkeiten festgelegt? Erfolgt eine 
Kontrolle der Umsetzung von Maßnahmen und werden Änderungen im Regelwerk 
kontinuierlich verfolgt? Diese Punkte positiv zu beantworten ist zwingend notwendig um 
ein Organisationsverschulden sicher auszuschließen. Die Praxis zeigt, dass hier – 
insbesondere bei Kleinen und Mittelständigen Unternehmen - häufig Handlungslücken 
vorhanden sind. Begründet durch die Besorgnis etwas falsch zu machen wird 
stattdessen oft überhaupt nicht agiert.  
Prinzipiell stellt sich die Frage, wie ein derart umfangreiches Aufgabenpaket parallel zur 
eigentlichen unternehmerischen Tätigkeit umgesetzt werden kann. Im Rahmen dieser 
Arbeit wird daher versucht, die oben genannten Aspekte systematisch zu betrachten 
und so miteinander zu vereinbaren, dass eine Abarbeitung in verhältnismäßig kurzer 
Zeit möglich wird. Hierfür wird eine methodische Vorgehensweise entwickelt, anhand 





Unternehmens geschlossen werden können. Es wird hierbei darauf geachtet, die 
pragmatisch-ingenieurtechnische Vorgehensweise mit dem Vollständigkeitsanspruch 
der Juristen in rechtskonformer Weise zu vereinen. 
Außerdem werden Ansätze aufgezeigt, die Regelwerke für den Anwender besser lesbar 
zu machen. Hierzu werden geeignete Hilfsmittel entwickelt, um eine Anwendbarkeit 
gerade auch für Klein- und Mittelständige Organisationen und Verhältnisse zu 
ermöglichen. 
Im Rahmen dieser Arbeit werden zwei hauptsächliche Fragestellungen untersucht. Im 
ersten Hauptteil wird die Frage behandelt, ob eine Abhängigkeit zwischen aktuellen 
Ereignissen und thematisch verwandter Gesetzgebung gefunden werden kann. Hierfür 
wird eine geeignete Darstellungsweise der wechselseitigen Abhängigkeiten entwickelt 
und anhand der gesetzlichen Entwicklungen ausgewertet. Im Ergebnis können 
Hinweise auf mögliche Abhängigkeiten zwischen Gesetzgebung und EHS-Ereignissen 
nachgewiesen werden. 
Darauf aufbauend befasst sich der zweite Hauptteil mit der Entwicklung eines Modells 
zur Gewährleistung der Einhaltung betrieblicher Rechtspflichten in den Gebieten 
Umwelt-, Anlagen- und Arbeitssicherheit. Hier werden verschiedene 
Managementsysteme und –prozesse miteinander verglichen, Gemeinsamkeiten 
herausgearbeitet und auf deren Anwendbarkeit im Modell überprüft. Im Ergebnis wird 
ein System, bestehend aus einem EHS-Prozess und einem diesen Prozess 
unterstützenden Hilfsmittel, der Compliance-Liste entwickelt und evaluiert. 
 
Das in diesem Rahmen entwickelte System aus EHS-Prozess und zugehöriger 
Compliance-Liste ist geeignet, modellhaft die betriebliche EHS-Realität zu beschreiben. 
Das Modell ermöglicht eine Orientierung im Bereich der EHS-Regelwerke und leitet den 
Anwender dazu an, an der richtigen Stelle auch den notwendigen Arbeitsaufwand zu 
betreiben. Es bietet eine methodische Vorgehensweise eine rechtskonforme 
Organisation für Unternehmen aufzubauen, die Rechtspflichten umzusetzen und somit 
letztlich den Standard sowohl im Bereich Anlagen- und Arbeitssicherheit als auch in 










During almost 200 years of history in german occupational safety, a multitude of 
regulations have been generated since the Preußische Regulativ of 1839. Based on 
these regulations, the standards of occupational and plant safety as well as 
environmental protection could be improved further. In the past decades this 
development led to a multiplication of rules to be followed, disregarding all efforts of 
deregulation. Currently companies or rather the line managers in Environmental 
Protection, Healthcare and Safety (EHS) are confronted with approximately one 
thousand legal norms. They have to assure to be in compliance with requirements 
deriving from these legislations.  
The most important part of the legal norms are the contained legal obligations, from 
which result the requirements that are relevant for a company. Does the organizational 
structure of the company meet the regulatory requirements? Do employees, officers and 
plant managers know their legal obligations and have access to the regulations? Are the 
accountabilities defined? Are there controls of the implementation of actions and are 
regulatory changes followed up continuously? Answering these questions is mandatory 
to eliminate an organizational fault. Reality shows that especially small and midsize 
companies often have gaps here. Worried to act in a wrong way they often don´t act at 
all.  
In principal the question arises, in which way such an extended number of tasks can be 
realized parallel to the main organizational tasks. Within this thesis, the above 
mentioned aspects are evaluated and combined in a way that a short term 
implementation is possible. To realize this, a methodical approach is developed that 
allows closing gaps independently from the status of implementation of the respective 
company. Attention is paid to combine the pragmatic approach of engineers with the 








Furthermore methods are presented to make regulations better readable for the 
employee. Suitable tools are developed to facilitate the applicability in particular for 
small and midsize companies.  
In the content of this thesis, two major questions are examined. Major part one of the 
thesis challenges if there can be found dependence between current incidents and 
thematically related legislation. A suitable chart of the mutual dependencies is 
developed and evaluated according to legislation. As a result it could be proved that 
there is a possible correlation between legislation and EHS-incidents.  
The second major part of the thesis deals with the development of a model for 
verification of compliance with legal requirements in the EHS sector. Different 
management systems and processes are compared, aligned and proved for applicability 
in the model. Resulting from this, a system consisting of an EHS process and a 
supporting tool for this process, the compliance list, is developed and evaluated.  
 
The system of an EHS process and an associated compliance list created in this 
context is suitable to represent EHS reality in companies. The model allows an 
orientation in the field of EHS regulations and leads the user to apply the appropriate 
amount of work at the right place. It offers a methodic approach for establishing an 
organizational structure compliant with legislation, to implement compliance with the 
legal requirements and finally to improve the standards in occupational and plant safety 
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Seit über einhundert Jahren gibt es im Bereich der Arbeits- und Anlagensicherheit in 
Deutschland ein zweigeteiltes System – das sogenannte duale Arbeitsschutzsystem. 
Typisch für das duale System ist, dass auch die Ausübung der Regelsetzung zweigeteilt 
ist. Auf der einen Seite steht dabei – wie in allen anderen Rechtsbereichen in denen 
Regelsetzung stattfindet – der Staat. Hinzu kommt auf der anderen Seite die 
Regelsetzungstätigkeit durch die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, die 
Berufsgenossenschaften. Hier versicherte Unternehmen müssen also sicherstellen 
nicht nur entsprechend der staatlichen Regelungen sondern auch entsprechend der 
berufsgenossenschaftlichen Vorschriften zu handeln. 
Aufgrund dieser zweifachen Form der Regelsetzung war Kritik vorherbestimmt und 
mündet seitdem in der Forderung nach einem schlanken und praxisgerechten 
Regelwerk, welches durch die sogenannte Deregulierung erfolgen sollte. In einer Studie 
aus dem Jahr 2003 wurden allerdings trotz aller Verschlankungsbestrebungen nach wie 
vor „Doppelbesichtigungen und Doppelregelungen“ (GDA 2012, S. 1) als wesentliche 
bürokratische „Hemmnisse für mittelständische Unternehmen“ (ebd.) für die Umsetzung 
von Vorschiften aus dem Bereich Arbeitsschutz identifiziert. 
Auch aufgrund dieser Ergebnisse fordert die Bayerische Staatsregierung den „Abbau 
von detaillierten Vorschriften und inhaltlichen Anforderungen“ (Bayerische 
Staatsregierung 2008) gerade in Bezug auf Klein- und Mittelständige Unternehmen 
(KMU), da diese „von bürokratischen Hemmnissen [...] besonders stark betroffen“ (ebd.) 
sind. Im Bereich des Umweltrechtes findet darüber hinaus die Regelsetzung im 
Wesentlichen nicht auf gesamtdeutscher Ebene statt, sondern obliegt üblicherweise 
den jeweiligen Bundesländern. Auch in diesem Bereich erhöht sich also – zumindest für 
länderübergreifend tätige Unternehmen – die Anzahl der zu beachtenden Vorschriften. 
 
Auch auf europäischer Ebene sind ähnliche Entwicklungstendenzen zu erkennen. So ist 






Safety and Health at Work gerade „die KMU bei der Umsetzung der geltenden 
Rechtsvorschriften zu unterstützen.“ (European Agency for Safety and Health at Work 
2013) Dabei wird auf europäischer Ebene eine „Entwicklung und Umsetzung kohärenter 
nationaler Strategien in den Mitgliedstaaten“ (ebd.) angestrebt. 
Aus den vorgestellten Gedanken entwickelte sich die Aufgabenstellung (und 
Überschrift), die dieser Arbeit zugrunde liegt – die Entwicklung eines Modells zur 
Gewährleistung der Einhaltung betrieblicher Rechtspflichten in den Gebieten Umwelt-, 
Anlagen- und Arbeitssicherheit. 
Im Weiteren soll die Veranlassung zu dieser Arbeit sowie deren Zielstellung vorgestellt 






Die Motivation zu dieser Arbeit soll anhand der Entwicklungen der 
Regelsetzungstätigkeit im Bereich EHS werden. 
Schon im Jahr 1992 stellte Böhnert für den Bereich der Arbeits- und Anlagensicherheit 
fest, dass „die Zeitabstände für die Verabschiedung von Gesetzen und Verordnungen 
immer kürzer“ (Böhnert 1992, S. 97) werden und somit ein „nur unter äußerstem 
Aufwand durchschaubares Labyrinth einschlägiger Rechtsnormen, 
Verwaltungsvorschriften und mitgeltender Regelwerke“ (ebd.) entstanden ist. Schon 
damals war es für den betrieblich Verantwortlichen schwierig, einen Überblick über die 
einzuhaltenden Vorschriften zu gewinnen. Und damit ist noch nicht die praktische 
Umsetzung der Vorschriften angesprochen, sondern nur die Ermittlung auf deren 
Einschlägigkeit. 
Ähnliche Entwicklungen gab es auch im Bereich des Umweltrechts, welches „seit 
Beginn der siebziger Jahre mehrfach umfassend und in einer selbst für Experten kaum 






2000, S. 49) ist. Dieses Zitat stammt schon aus dem Jahre 2000. Zu diesem Zeitpunkt 
erkennt Bender ein weiteres Problem für die betriebliche Umsetzung von Vorschriften 
im Bereich Umweltrecht. Er spricht von „„Verstreutheit" seiner Normen über ganz 
verschiedene Regelungsbereiche.“ (Bender et al. 2000, S. 9). Dass die thematische 
Abgrenzung des Bereichs Umweltrecht nach wie vor nicht eindeutig ist, wird im 
folgenden Kapitel erläutert. Ein Resultat ist die weitere Erschwerung der betrieblichen 
Umsetzung. 
Insgesamt hat sich an diesem Zustand aktuell nicht viel geändert. Schließlich ist 
beispielsweise die im Jahr 2010 formulierte Zielstellung der Geschäftsstelle der 
Nationalen Arbeitsschutzkonferenz die „Herstellung eines verständlichen, 
überschaubaren und abgestimmten Vorschriften- und Regelwerks“ (Geschäftsstelle der 
Nationalen Arbeitsschutzkonferenz (NAK) Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin 2010, S. 2), ein Hinweis auf die Aktualität der Problemstellung. Nach wie 
vor besteht gerade für den betrieblichen Mittelstand die Herausforderung einer Vielzahl 
von rechtlichen Vorgaben - gerade im Bereich EHS - gegenüberzustehen und diese 





Die Sicherstellung einer Anwendbarkeit ist gerade auch für Klein- und Mittelständige 
Unternehmen übergreifendes Ziel bei der Erarbeitung des Modells. Gerade hier sind die 
zeitlichen und personellen Ressourcen nicht in dem Maße gegeben wie in einem 
Großunternehmen. Dennoch besteht unabhängig von der Unternehmensgröße eine 
„Gesamtverantwortung für die Erfüllung aller rechtlichen Verpflichtungen“ (Neudörfer 
2013, S. 1) und damit „auch die Pflicht, im Einklang mit der geltenden Rechtsordnung 
zu handeln.“ (Berger und Burth 2012, S. 74). Sowohl Unkenntnis des Managements als 
auch unfachmännisches Arbeiten stellen „schwerwiegende Sicherheitsprobleme im 
Rahmen eines Organisationsverschuldens“ (Lewitzki 2015, S. 146) dar, und sind 






Im Rahmen dieser Arbeit stehen nicht alle für den Unternehmer zu beachtenden 
Rechtspflichten im Fokus. Hier soll sich auf rechtliche Vorgaben, die aus den 
Rechtsbereichen Umwelt-, Anlagen- und Arbeitssicherheit resultieren, beschränkt 
werden. Die Fülle an Regelungen aus den erstgenannten Bereichen ist schon bekannt, 
aber auch im „Umweltrecht sind viele technische Details oder sich wandelnde 
Rahmenbedingungen in untergesetzlichen Vorschriften geregelt.“ (Bender et al. 2000, 
S. 25) Hieraus ergibt sich eine weitere Hürde zur betrieblichen Umsetzung von EHS-
Pflichten zur Sicherstellung von EHS-Compliance. 
Wie in der Aufgabenstellung dargelegt, ist das grundsätzliche Problem zwar bereits von 
den zuständigen Stellen erkannt und schon in den Regelsetzungsprozess eingeflossen. 
Beispielsweise unterstützt die Kommission für Anlagensicherheit (KAS) gutachtlich im 
Bereich der Anlagensicherheit. Es fehlt aber nach wie vor an geeigneten Hilfsmitteln für 
die betriebliche Praxis. Aus diesem Missverhältnis ergibt sich letztlich die Zielstellung 
dieser Arbeit. Dabei sollte das zu entwickelnde Modell nicht nur den jeweiligen EHS-
Compliance-Anforderungen genügen, sondern muss insbesondere für KMU universell 





Um die Zielstellung effektiv bearbeiten zu können wurde in einem ersten Schritt die 
folgende Arbeitsthese aufgestellt, die im weiteren Verlauf untersucht und bestätigt oder 
widerlegt werden soll. 
THESE: KMU können durch Anwendung eines wiederkehrenden EHS-Prozesses unter 
Anwendung einer geeigneten Compliance-Liste die wesentlichen Punkte von EHS-
Verantwortung erfüllen und einen erhöhten Sicherheits- und Umweltstatus erreichen. 
Zusätzlich kann die Verfolgung von EHS-Ereignissen in den Medien den 
„Überraschungseffekt“ von gesetzlichen Neuerungen abmildern und ermöglicht dem 






Entsprechend der These wird von zwei aufeinander aufbauenden Fragestellungen 
ausgegangen, die in den zwei Hauptteilen dieser Arbeit dargestellt werden. 
 
 
Erster Hauptteil (Kapitel 3): „Regelsetzung in Abhängigkeit von Ereignissen“ 
Im ersten Hauptteil der Arbeit wird die Fragestellung behandelt, ob eine Abhängigkeit 
zwischen aktuellen Ereignissen und thematisch verwandter Gesetzgebung gefunden 
werden kann. Auch eine Abhängigkeit vom Grad der medialen Berichterstattung soll 
untersucht werden. Um die hierfür notwendigen statistischen Auswertungen 
durchzuführen, müssen zuerst entsprechende Quellen und auch ein geeignetes 
Verfahren der grafischen Darstellung zur Ableitung möglicher Erkenntnisse gefunden 
werden. 
Ziel ist insgesamt die Ableitung von Handlungsempfehlungen für den Unternehmer um 
den EHS-Prozess des Modells effektiver durchlaufen zu können. 
 
Zweiter Hauptteil (Kapitel 4): „Modellentwicklung“ 
Der zweite Hauptteil befasst sich mit dem Thema der Modellentwicklung. Zu diesem 
Zweck werden verschiedene Managementsysteme und –prozesse miteinander 
verglichen, Gemeinsamkeiten herausgearbeitet und auf deren Anwendbarkeit im Modell 
überprüft. Darauf aufbauend soll in einem ersten Schritt ein EHS-Prozess entwickelt 
werden, der alle betrachteten Themenbereich abdecken kann. In einem zweiten Schritt 
soll ein für KMU einfach zu handhabendes Hilfsmittel gefunden werden, mit Hilfe 
dessen die Prozessschritte in der betrieblichen Praxis umgesetzt werden können. 
Letztlich soll der EHS-Prozess zusammen mit den Handlungsempfehlungen dafür 
geeignet sein modellhaft die betriebliche EHS-Realität umfassend zu beschreiben und 
als EHS-System gesamthaft abbilden zu können. Abschließend werden die Ergebnisse 
diskutiert und gesamthaft zusammengefasst. Als Ausblick wird zuletzt ein Vorschlag für 
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Zur wissenschaftlichen Verortung des Untersuchungsgegenstandes ist zunächst die 
Auseinandersetzung mit einigen Grundlagen und Methoden notwendig. Dazu werden 
die unterschiedlichen Arten von Rechtsnormen sowie die daraus resultierenden 
Pflichten kurz beschrieben. Auch die wesentlichen Begriffe, wie zum Beispiel 
Compliance, Regelwerkmanagement und das Akronym EHS (Environmental Protection, 
Health and Safety) werden erläutert und in den Zusammenhang dieser Arbeit 
eingeordnet. Anschließend wird beschrieben, wie der aktuelle Umsetzungsstand von 
EHS-Compliance bei KMU tatsächlich ist. 
Weiterhin werden die wesentlichen Fachleute aus dem Bereich EHS vorgestellt – 
angefangen von der Sicherheitsfachkraft bis zu den Beauftragten im Bereich 
Umweltschutz - und geprüft, an welcher Stelle des Modells sie sinnvollerweise 
eingesetzt werden können. Als wichtigste Grundlage für den zu erarbeitenden EHS-
Prozess werden anschließend die, in der Fachliteratur angebotenen, Prozessabläufe 
vorgestellt und auf ihre Anwendbarkeit bezüglich der Zielstellung geprüft. 
Abschließend wird eine allgemein gültige Abgrenzung der Themengebiete Umweltrecht 
und Arbeitsschutzrecht erarbeitet. Diese Abgrenzung ist notwendige Voraussetzung um 
im Hauptteil der Untersuchung eine korrekte Auswahl der zu betrachtenden 





Derzeit befindet sich das deutsche Recht in einer Phase des Umbruchs. Am Beispiel 
des Produktsicherheitsrechts beschreibt Neudörfer sowohl einen Einfluss begründet 
durch das „übergeordnete Europäische Recht“ (Neudörfer 2013, S. 36) als auch eine 
„generelle Deregulierung und Entbürokratisierung auf nationaler Ebene. Diese [...] 





positive Entwicklung [...] ist jedoch verbunden mit erhöhter Eigenverantwortlichkeit 
sowohl der Hersteller als auch der Maschinenbetreiber und der Maschinenarbeiter.“ 
(ebd.) Gerade diese Eigenverantwortlichkeit ist nicht nur an Maschinenbetreiber und 
Maschinenarbeiter gerichtet, sondern lässt sich auf die gesamte hier betrachtete 
Rechtsthematik ausweiten. 
"Hauptsache wir verstoßen nicht gegen Gesetze" (Sczesny et al. 2011, S. 30) ist die 
mehrheitlich vertretene Meinung eine repräsentativen Befragung von Inhaber/innen / 
Geschäftsführer/innen in Klein- und Kleinstunternehmen. Diese Befragung wurde im 
Rahmen des Projektes „Kenntnisstand von Unternehmen auf dem Gebiet des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes in KMU“ im Jahr 2011 im Auftrag der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin durchgeführt.  
Demnach besteht Absicht auf Seiten der Unternehmen, die vorhandenen Gesetze zu 
befolgen und einzuhalten. Darauf muss ein Hauptaugenmerk des unternehmerischen 
Handelns liegen. Die Thematik ist also an entsprechender Stelle bekannt und erkannt.  
Nun muss es aber darum gehen dieses Handeln zu kanalisieren und in geeignete 
zielführende Bahnen zu lenken. Der Kerngedanke hierbei, die Einhaltung von 
Rechtsnormen, wird als Compliance bezeichnet. Hierzu werden im folgenden Kapitel 





Sowohl für den ersten als auch den zweiten Hauptteil dieser Arbeit sind Rechtsnormen 
die wesentliche Grundlage aller weiteren Betrachtungen. Daher sollen die beiden 
wesentlichen Varianten der zu betrachteten Rechtsnormen hier erläutert werden: das 
Gesetz und die Verordnung. 
Die Definition von Weber ist entsprechend kurz gefasst. „Gesetz, Recht.“ (Weber 2011, 
S. 977). Diese Darstellung ist für ein allgemeines Verständnis unzureichend. Daher 
führt er näher aus: „Gesetz im materiellen Sinne ist jede Rechtsnorm, d.h. jede 





hoheitliche Anordnungen, die für eine unbestimmte Vielzahl von Personen allgemein 
verbindliche Regelungen enthält.“ (Weber 2011, S. 516) 
Diese unbestimmte Vielzahl von Personen schließt auch die Unternehmer und 
Mitarbeiter von KMU ein. Diese haben die Regelungen aus den Gesetzen einzuhalten. 
Die Gesetzgebungskompetenz ist im Grundgesetz Artikel 70 ff. festgeschrieben. 
„Gemäß Art. 70 Abs. 1 GG steht das Recht der Gesetzgebung grundsätzlich den 
Ländern zu.“ (Hoppe et al. 2000, S. 119) Dabei stehen dem Bund diese Kompetenzen 
im Bereich des Umweltschutzes „teilweise ausschließlich, teilweise konkurrierend oder 
zum Erlass von Rahmenvorschriften zu.“ (ebd.) Gemäß Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 
des Grundgesetzes (GG) gilt dies ebenso für die Bereiche „Arbeitsrecht einschließlich 
der Betriebsverfassung, des Arbeitsschutzes und der Arbeitsvermittlung sowie die 
Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung“. Damit sind alle im 
Rahmen dieser Arbeit betrachteten Gesetze betroffen und es ist ersichtlich, dass am 
tatsächlichen Gesetzgebungsverfahren eine Vielzahl von beteiligten Personenkreisen 
mitwirkt. 
Die zweite aufzuführende Rechtsnorm ist die Rechtsverordnung. Die „Regelsetzung 
durch Rechtsverordnungen ergeht nicht im förmlichen Gesetzgebungsverfahren“ 
(Weber 2011, S. 982) Daher ist eine Regelsetzung auf diesem Wege zeitlich schneller 
und kann somit auch aktuelle Ereignisse schneller widerspiegeln. „Dem Umfang nach 
übersteigt die Rechtsetzung durch Rechtsverordnung heute die durch formelles 
Gesetz.“ (Weber 2011, S. 983) 
 
Beide Arten von Rechtsnormen können Rechtspflichten enthalten. Diese „haben den 
Zweck, präventiv ein Risiko abzuwenden, damit es sich nicht zum Schaden entwickelt.“ 
(Rack 2012, S. 1) und sind vom jeweiligen Unternehmen zwingend einzuhalten. Somit 
entsteht sowohl für den Unternehmer als auch die Mitarbeiter die Anforderung „noch vor 
dem Eintritt eines Schadens die Rechtspflichten einzuhalten, die Folgen schützen 
sollen.“ (ebd) 
Letztlich hat sich „im Verlauf der Jahre [...] ein umfangreiches und komplexes Gefüge 
aus Gesetzen, Verordnungen und Regeln entwickelt“ (GDA, S. 1), für dessen 





betriebliche Umsetzung in den folgenden Kapitel ein sinnvoller Weg gefunden werden 
soll. 
Der letzte Schritt vor der endgültigen Bearbeitung der Rechtsnormen ist das 
Verständnis, dass Rechtsnormen zwar prinzipiell für den einzelnen Betroffenen oder 
Anwender einschlägig sein können. Letztlich leiten sich konkrete 
Handlungsmaßnahmen erst aus den in der jeweiligen Rechtsnorm enthaltenen (Rechts-
)Pflichten ab. Dabei können die zu betrachtenden Maßnahmen entweder nach der 
Rechtsform, nach ihrer Wirkungsweise oder nach ihrem Inhalt systematisieren. „Nach 
der Rechtsform, in der sie verbindlich werden, sind zu unterscheiden: Gesetz, 
Rechtsverordnung, Satzungen, Verwaltungsakt oder Verwaltungsvertrag.“ (Storm 2010, 
S. 86)  
Im nächsten Kapitel wird beschrieben, warum die Einhaltung der Rechtspflichten eine 
enorme Bedeutung für die Unternehmen hat. Dabei wird zuerst der Begriff „Compliance“ 
definiert, und anschließend ein Überblick des Umsetzungsstandes in der betrieblichen 
Realität der KMU gegeben. Auch werden verschiedene Managementsysteme 





Für den Begriff „Compliance“ existieren verschiedene Definitionen. Wenn man sich dem 
Begriff von der englischen Sprache her nähert, bedeutet das Wort „Einhaltung“ oder 
„Verfolgung“. Bekannt sind weiterhin Definitionen aus den Fachbereichen Medizin und 
Betriebswirtschaftslehre. 
Die für diese Arbeit interessante Begriffsbestimmung entstammt dem Bereich der 
Rechtswissenschaften. Dort wird Compliance bzw. Corporate Compliance 
folgendermaßen definiert: 





„Hierunter versteht man die rechtlich ordnungsgemäße systematische Organisation 
eines Unternehmens mit dem Ziel, eine zivil- oder sogar strafrechtliche Haftung des 
Unternehmens und seiner Organe zu vermeiden.“ (Weber 2011, S. 259) 
Es geht in erster Linie darum, das Unternehmen systematisch derart zu organisieren, 
dass jegliche Haftung des Unternehmers selber bzw. der Mitarbeiter ausgeschlossen 
ist. Mit der Aufstellung des Unternehmens ist nicht vorrangig gemeint, welcher der 
möglichen Aufbaustrukturen die Unternehmensorganisation folgt. Vielmehr ist hier 
gemeint, dass geeignete Prozesse angestoßen werden, mithilfe derer die Einhaltung 
aller rechtlichen Anforderungen und der daraus resultierenden Rechtspflichten 
gewährleistet und sichergestellt wird. Dementsprechend ist Compliance als „Ausdruck 
der organschaftlichen Sorgfaltspflicht.“ (ebd.) zu verstehen. 
Eine weitere Definition von Compliance soll hier betrachtet werden. Quelle ist der 
Technische ÜberwachungsVerein, der vom Sprachverständnis dem des Ingenieurs 
näher steht. Der TÜV erklärt Compliance einfach als „Erfüllung der Compliance-
Anforderungen“. (TÜV Rheinland 2011, S. 6) Hierbei wird der Begriff der „Compliance 
Anforderungen“ folgendermaßen definiert: 
„Alle Regeln, die von der Organisation und den dort tätigen Personen zu beachten sind, 
unabhängig davon, ob es sich um gesetzliche oder behördliche Compliance- 
Anforderungen handelt.“ (ebd.) 
Inhaltlich sind also beide Definitionen - unabhängig vom jeweiligen Betrachtungswinkel - 
als identisch anzusehen. Nur die Sprachwahl ist entsprechend unterschiedlich geprägt. 
Wichtig ist an dieser Stelle noch, dass im Rahmen dieser Ausarbeitung eine 
Einschränkung des Compliance Begriffes vorgenommen werden muss. Betrachtet 
werden ausschließlich Compliance Anforderungen aus den Bereichen 
Arbeitsschutzrecht und die übergeordneten Anforderungen aus dem 
Umweltschutzrecht. Gemeindesatzungen, baurechtlicher Anforderungen und Ähnliches 
werden nicht betrachtet, selbst wenn sie Überschneidungen mit dem betrachteten 
Rechtsbereichen aufweisen. Daher wird im Weiteren der Begriff EHS-Compliance 
verwendet. 
 







Nachdem geklärt wurde was unter dem Begriff Compliance zu verstehen ist, soll kurz 
betrachtet werden, inwieweit dieser Anspruch, alle Regeln zu befolgen, in der Realität 
tatsächlich erfüllt wird. Dafür bietet eine Befragung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin aus dem Jahr 2011 einen repräsentativen und aktuellen Überblick 
über den tatsächlichen Stand der Umsetzung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes in 
KMU. Die Ergebnisse werden in ihren zentralen Aussagen kurz vorgestellt. 
Bei der Befragung sollten Erkenntnisse zur prinzipiellen „Informiertheit über 
arbeitsschutzrelevante gesetzliche Vorgaben“ (Sczesny et al. 2011, S. 5) auf Seiten der 
Geschäftsführer von KMU gefunden werden. Auch sollte „ihr tatsächliches betriebliches 
Handeln [...] sowie die von ihnen genutzten Wege und Beratungsangebote“ (ebd.) 
aufgezeigt werden. Eine überblicksartige Darstellung der Ergebnisse der Befragung 
zeigt das nachstehende Bild: 
 






























Auf den ersten Blick wirken die Ergebnisse positiv. Immerhin gestehen nahezu 90 % 
der Befragten Sicherheit und Gesundheit eine wichtige Rolle im Unternehmen zu, und 
immerhin 84 % sehen darüber hinaus hierin auch einen Beitrag zum 
Unternehmenserfolg. Zu bedenken gilt an dieser Stelle, dass ausschließlich 
Inhaber/innen und Geschäftsführer/innen Zielgruppe der Untersuchung waren. Es ist als 
eher unwahrscheinlich einzuschätzen, dass ein Geschäftsführer die Bedeutung von 
Sicherheit und Gesundheit offiziell als gering bewertet. Ein solches Verhalten 
widerspräche darüber hinaus dem Code of Conduct. Auch das Arbeits- und 
Gesundheitsschutz zu viel Zeit und Geld kosten und dass man sich diesen Aufwand 
dementsprechend kaum leisten kann, würde ein Geschäftsführer - selbst wenn es 
zutreffen sollte - wahrscheinlich eher nicht eingestehen. Realistischer scheint es schon, 
wenn insgesamt nahezu 79 % vollständig bzw. teilweise darin übereinstimmen, als 
wesentliches Ziel zu verfolgen, nicht gegen Gesetze verstoßen. 
Es besteht anscheinend kein Widerspruch zwischen einem positiven Verständnis von 
Arbeits- und Gesundheitsschutz und gleichzeitiger Fokussierung auf die Vermeidung 
von Regelverstößen. „Fast scheint es, als wenn die Arbeitsschutzgesetze als 
eigenständiger, vom betrieblichen Geschehen losgelöster Part wahrgenommen 
werden.“ (Sczesny et al. 2011, S. 31) Diese Aussage belegt, dass der betriebliche 
Praktiker Schwierigkeiten hat den Transfer von Rechtsnorm über die Rechtspflicht in die 
betriebliche Praxis durchzuführen. 
 
Wenn ein so hohes Maß der Bereitschaft zur Einhaltung von Gesetzen vorhanden ist, 
muss Non-Compliance andere Ursachen haben. Rack nennt hier Argumente, die immer 
wieder genutzt werden um zu erklären, warum eine Einhaltung von Rechtsvorschriften 
so schwierig ist. „Das häufigste Gegenargument ist die Unkenntnis der einschlägigen 
Rechtspflichten, die Unkenntnis über Risikofaktoren und Missstände im Unternehmen“ 
(Rack 2012, S. 12). 
Genau genommen wird hier von zwei Argumenten gesprochen. Zuerst wird die 
Unkenntnis der einschlägigen Rechtspflichten thematisiert. Zentrale Aussagen der 
BAuA-Umfrage stützen diese Behauptung: 





• „In über der Hälfte der befragten Betriebe können die Geschäftsführer/innen kein 
Gesetz nennen, das ihnen aus der betrieblichen Praxis bekannt ist. […] 
• Drei Viertel der Inhaber/innen wissen, dass sie die gesetzliche Verantwortung [...] 
tragen. Ein Viertel weiß das nicht.“ (Sczesny et al. 2011, S. 32) 
Aus dieser Sicht erscheint die Argumentation glaubhaft. Bei einem Unternehmer, der 
kein einziges Gesetz aus der betrieblichen Praxis nennen kann, muss von einer 
Unkenntnis der Rechtspflichten ausgegangen werden. 
Als zweiter Punkt wird die Unkenntnis über Risikofaktoren und Missstände im 
Unternehmen genannt.  
• „In drei von fünf der befragten Betriebe weiß die befragte Leitung nicht, dass in 
Betrieben [...] eine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt werden muss. […] 
• Die gesetzlich geregelte sicherheitstechnische und betriebsärztliche Unterstützung ist 
[...] nahezu unbekannt. 7,9 % der Befragten wissen, dass Sicherheitsfachkräfte, 3,4 %, 
dass Betriebsärzte sie beim Arbeitsschutz unterstützen sollen.“ (ebd.) 
In einem Betrieb, in dem noch keine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt wurde, ist 
mit hoher Wahrscheinlichkeit auch von einer Unkenntnis der Risikofaktoren und 
Missstände auszugehen. Die trifft auf 60 % der befragten Unternehmen zu. Auch die 
Unkenntnis von über 90 % der Befragten bezüglich einer Unterstützung durch 
entsprechende Fachleute im Arbeitsschutz (Sicherheitsfachkräfte und Betriebsärzte) ist 
als die Aussage stützendes Ergebnis zu werten. Der Geschäftsführer, der sich nur 
„berufsbegleitend“ oder gar nicht um das EHS-Themenfeld kümmert, wird schwerlich 
ausreichend Hintergrundwissen ansammeln können, um pragmatisch und zielgerichtet 
EHS-Compliance zu erreichen. Allerdings verändert sich diese Situation in den 
Betrieben zum Positiven, die sich sicherheitstechnisch und arbeitsmedizinisch betreuen 
lassen. Ein weiterer Faktor für positive Änderungen ist ein höheres Alter (und 
dementsprechend vermehrtes Erfahrungswissen) der Geschäftsführer: 
• „Bei den Geschäftsführerinnen, die die bedarfsorientierte sicherheitstechnische und 
arbeitsmedizinische Betreuung gewählt und die Qualifizierung bereits absolviert haben, 
ist der Anteil derjenigen, die ein höheres Arbeitsschutzregelwissen haben, im Vergleich 
zur Regelbetreuung bzw. (noch) unklarer Betreuungssituation am höchsten. […] 





• Mit steigendem Alter der Geschäftsführer/innen steigt auch das Regelwissen im 
Arbeitsschutz.“ (ebd.) 
Ein weiteres häufig genutztes Argument, warum gesetzliche Forderungen nicht 
eingehalten werden können, bezieht sich auf die Unternehmensgröße. „Das 
Unternehmen sei entweder zu groß oder zu klein.“ (Rack 2012, S. 12). Auf den ersten 
Blick erscheint diese Argumentation logisch, da in KMU häufig die personellen und 
zeitlichen Ressourcen nicht in dem Maße vorhanden sind wie in größeren 
Unternehmen. Dem widerspricht ein Ergebnis der Umfrage: 
• „Das Wissen um gesetzliche Arbeitsschutzregelungen ist unabhängig von der 
jeweiligen Betriebsgröße.“ (Sczesny et al. 2011, S. 32) 
Das Wissen über die Existenz rechtlicher Vorgaben ist aber die Grundvoraussetzung 
zum Erreichen von Compliance. Wenn dieses Wissen erst einmal vorhanden ist, ist 
auch die betriebliche Umsetzung deutlich einfacher. 
 
Abschließend kann festgehalten werden, dass der Wille gesetzliche Vorgaben 
einzuhalten in den Unternehmen vorhanden ist - und zwar unabhängig von der 
Unternehmensgröße. Allerdings kann diese grundsätzliche Bereitschaft dann gesteigert 
werden, wenn eine systematisierte und den praktischen Bedürfnissen der Unternehmen 
angepasste Vorgehensweise zur Verfügung steht. Die Anwendung dieser 
Vorgehensweise sollte einen klar ersichtlichen praktischen Nutzen im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz bieten. Die Befragung klammerte das in dieser Arbeit auch 
betrachtete Themengebiet Umweltschutz zwar aus, allerdings sind die Ergebnisse 
aufgrund der sehr allgemein gehaltenen Fragestellungen und der engen Verknüpfung 




Wie dargelegt, ist die Bereitschaft zur Umsetzung gesetzlicher Vorgaben in den 
Unternehmen vorhanden und sollte sinnvollerweise strukturiert und damit zeitsparend 
erfolgen. Dieses Ziel wird in der betrieblichen Praxis häufig durch die Anwendung von 





Managementsystemen verfolgt. Exemplarisch wird daher an dieser Stelle das 
Arbeitsschutzmanagementsystem vorgestellt werden. 
Wesentliche Eigenschaft der Managementsysteme ist, klar strukturierte Vorgaben zum 
jeweils betrachteten Themenfeld zu erzeugen und bei der Umsetzung im Betrieb eine 
möglichst systematische Vorgehensweise vorzugeben. Managementsysteme 
ermöglichen, „dass Verantwortlichkeiten festgelegt sind, Prozesse sicher und 
störungsfrei ablaufen sowie Verbesserungen erkannt und umgesetzt werden können.“ 
(Huck 2012, S. 79). Damit sind sie in der Lage den Anwender auf dem Weg zur 
rechtssicheren Aufstellung seines Unternehmens zu unterstützen. Ein Interesse hieran 
sollte auf Seiten des Unternehmers allein schon aufgrund der Vorgaben des 
Ordnungswidrigkeitenrechts vorhanden sein. Schließlich sind „nach § 130 OWiG [...] 
Rechtsverstöße vom Geschäftsinhaber durch Aufsichtsmaßnahmen zu verhindern oder 
wesentlich zu erschweren.“ (Rack 2012, S. 1). Mithilfe der Anwendung von 
Managementsystemen kann diese Aufgabe gelingen.  
 
Zu den Grundpflichten des Arbeitgebers gemäß §3 des Arbeitsschutzgesetzes gehört 
es, die „erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes […] zu treffen“ und dabei „eine 
Verbesserung von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten“ anzustreben. 
Zur Planung und Durchführung der Maßnahmen hat er „für eine geeignete Organisation 
zu sorgen“. Weiterhin sind die hierfür „erforderlichen Mittel“ bereitzustellen und 
Vorkehrungen zu treffen, dass die Maßnahmen auch umgesetzt und beachtet werden. 
Darüber, wie genau diese Maßnahmen ausgestaltet sein sollen, macht das 
Arbeitsschutzgesetz keine konkrete Aussage. „Der Gesetzgeber arbeitet weitgehend 
mit unbestimmten Rechtsbegriffen, die für die Unternehmen erhebliche 
Handlungsspielräume eröffnen“ (Berger und Burth 2012, S. 75). 
Dies erschwert in der Praxis eine möglichst gleichmäßige und einheitliche Erreichung 
eines Arbeitsschutz- und Gesundheitsschutzstandards in vergleichbaren Unternehmen. 
„§ 3 ArbSchG bietet ein hohes Maß an Flexibilität [...] um die erforderlichen 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes gemäß den normativen Vorgaben zu erfüllen.“ 
(Berger und Burth 2012, S. 75) Arbeitsschutz- und Gesundheitsschutz dauerhaft und 
systematisiert im Unternehmen zu etablieren und verankern, ist eine hohe 





Anforderungen an das Management und am zielgerichtetsten durch Anwendung eines 
Managementsystems möglich. „Ein funktionierendes Arbeitsschutzmanagementsystem 
ist ein wichtiges Instrument der Prävention, verhindert also Unfälle und berufsbedingte 
Erkrankungen und trägt so nicht zuletzt zum wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens 
bei.“ (Huck 2012, S. 79–80) Je nach behandelter Fragestellung ist es folglich 
unternehmerisch sinnvoll sich eines Managementsystems zu bedienen.  
Huck definiert die wesentlichen „Elemente eines Arbeitsschutzmanagementsystems“ 
(Huck 2012, S. 80) folgendermaßen: 
► „Gefährdungsbeurteilung auf der Basis der Rechtsvorschriften.“ (ebd.) 
Die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung hat nicht umsonst im Bereich 
Arbeitsschutz einen hohen Stellenwert, da sie einen sehr weiten Rahmen über alle 
betrieblichen Gefährdungs- und Belastungsfaktoren spannt und somit alle 
Themenfelder behandelt. 
► „Regelmäßige Schulung und Unterweisung der Mitarbeiter.“ (ebd.) 
Die Unterweisung der Mitarbeiter ist das zweite wesentliche Kernelement zur 
Etablierung eines Arbeitsschutzmanagementsystems. Hierbei darf nicht auf den 
praxisnahen Erfahrungs- und Wissensschatz der Beschäftigten verzichtet werden. 
► „Beschaffung von Arbeitsmitteln.“ (ebd.) 
Das bei einem Arbeitsschutzmanagement neben den Mitarbeitern vor allem die 
Arbeitsmittel mit denen die Beschäftigten ihre Tätigkeiten verrichten von zentralem 
Interesse sind ist offensichtlich. 
► „Die Managementbewertung berücksichtigt auch, ob relevante Rechtsvorschriften 
bekannt, aktuell und umgesetzt sind (Legal Compliance).“ (ebd.) 
An dieser Stelle gelingt der Brückenschlag zum Regelwerkmanagement bzw. zur Legal 
Compliance, wenn auch mit der Einschränkung, dass ein 
Arbeitsschutzmanagementsystem nur Vorschriften aus dem Bereich Arbeitsschutz 
betrachtet.  
► Kommunikation und Beratung mit den Beteiligten v.a. Fachkraft für Arbeitssicherheit. 
(ebd.) 





Gerade die unterstützende Beratung durch die Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
gegenüber dem Unternehmer und den betrieblich Verantwortlichen ist wesentliches 
Kriterium zum Gelingen einer regelkonformen Umsetzung von Sicherheit- und 
Gesundheitsschutzanforderungen im Unternehmen. Die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
beschäftigt sich intensiv mit sicherheitstechnischen Fragestellungen und wird daher 
auch schneller und vollständiger rechtliche Lücken bei der Umsetzung identifizieren.  
Die weiteren genannten Elemente des Arbeitsschutzmanagementsystems, wie 
Kommunikation nach außen, Umgang mit Fremdfirmen und die Durchführung von 
Audits sind an dieser Stelle von nachgeordneter Bedeutung. 
Ein bekanntes und weltweit genutztes Arbeitsschutzmanagementsystem ist die OHSAS 
18001 (Occupational Health and Safety Assessment Series), bei der die Zertifizierung 
ausschließlich durch akkreditierte Zertifizierungsstellen, wie zum Beispiel den TÜV, 
durchgeführt wird. Hier liegt der Charme insbesondere darin begründet, dass dieses 
System auch im Nachhinein noch in schon eventuell bestehende Systeme nach den 
Normen DIN EN 9001 oder 14001 integriert werden kann. 
Auch für den Bereich des Umweltschutzes existieren Managementsysteme. „Beim 
Umweltmanagement (UM) werden v. a. die Umweltauswirkungen eines Unternehmens 
betrachtet.“ (Huck 2012, S. 79) Es soll auch hier der Nachweis von umweltgerechtem 
Verhalten der Organisation durch die systematische Verankerung des Umweltschutzes 
im Management geführt werden. Diese Vergleichbarkeit der Managementsysteme für 
Arbeitssicherheit und Umweltschutz ist auf alle anderen Managementsysteme 
übertragbar. 
 
Wie dargestellt konzentrieren sich Managementsysteme auf einige wenige wesentliche 
Punkte und Prozessschritte. Ein zentrales Element ist hier die Gewährleistung der 
Einhaltung von Rechtsvorschriften. In diesem Sinne ist Regelwerkmanagement als 
zentraler Bestandteil von Managementsystemen zu sehen. Umgekehrt werden folglich 
die von Managementsystemen angebotenen Prozessschritte bei der Etablierung eines 
Regelwerk- oder Compliancemanagements als geeignete Ausgangsbasis dienen. Dabei 
ist zu beachten, dass „Compliance-Anforderungen nicht statisch sind, sondern häufigen 
Änderungen unterliegen (z.B. aufgrund von gesetzlichen Änderungen, der Aufnahme 





neuer Tätigkeiten oder der Erstreckung von Aktivitäten in neue Regionen).“ (TÜV 
Rheinland 2011, S. 3) Daher muss auch das Vorgehen aller Managementsysteme in 
Gänze einem kontinuierlichen oder iterativen Verbesserungsprozess unterliegen. Eine 
wesentliche Erkenntnis, die an entsprechend geeigneter Stelle in den zu findenden 





In diesem Kapitel wird auf die verschiedenen Funktionen der gesetzlich geforderten 
Beauftragten und weiterer Fachexperten für den EHS-Bereich eingegangen. Ziel ist 
herauszuarbeiten, wie sie entsprechend ihrer gesetzlich geforderte Aufgaben 
sinnvollerweise in den zu findenden EHS-Complianceprozess eingebunden werden 
können. 
Viele Rechtsnormen aus dem EHS-Regelwerk weisen eine Gemeinsamkeit auf: es wird 
den Unternehmern – auch aufgrund der Komplexität der jeweiligen Aufgaben – 
vorgeschrieben, sich durch bestimmte Fachexperten in ihrer unternehmerischen 
Tätigkeit beraten zu lassen. Diese Fachexperten haben üblicherweise keine 
unternehmerische Verantwortung, müssen aber dem Anspruch vom „besten Wissen 
und Gewissen“ genügen. In vielen Fällen ist neben der technischen Berufsausbildung 
beziehungsweise einem dem Fachthema entsprechendem technischem Studium auch 
eine zusätzliche Weiterbildung und Fortbildung verpflichtend. Es kann hier von fachlich 
gut ausgebildeten und mit fundiertem Wissen ausgestatteten Fachleuten ausgegangen 
werden, die im Weiteren kurz vorgestellt werden. 
Das Kapitel wird schließen mit einer Handlungsempfehlung, wie diese Fachexperten im 
Complianceprozess eingebunden werden können und welche Optimierung diese 
Vorgehensweise bietet. Auch wenn dem Namen nach Fachkräfte für Arbeitssicherheit, 
Betriebsärzte oder auch Elektrofachkräfte keine eigentliche Beauftragtenfunktion 
bekleiden, sollen sie aufgrund ihrer Bedeutung in der betrieblichen Praxis mit betrachtet 
werden. Eine Übersicht der EHS-Regelwerke, aus denen die Rechtspflicht für 





Unternehmen resultiert, Beauftragte und andere EHS-Fachexperten zu bestellen, bietet 










(1) Betreiber von genehmigungsbedürftigen Anlagen im 
Sinne des § 4 des Bundesimmissionsschutzgesetzes, 
Betreiber von Anlagen, in denen regelmäßig gefährliche 
Abfälle anfallen, Betreiber ortsfester Sortier-, Verwertungs- 
oder Abfallbeseitigungsanlagen sowie Besitzer im Sinne 
des § 26 haben einen oder mehrere Betriebsbeauftragte 
für Abfälle (Abfallbeauftragte) zu bestellen, sofern dies im 
Hinblick auf die Art oder die Größe der Anlagen wegen der 
1. in den Anlagen anfallenden, verwerteten oder 
beseitigten Abfälle, 
2. technischen Probleme der Vermeidung, Verwertung 
oder Beseitigung oder 
3. Eignung der Produkte oder Erzeugnisse, bei oder nach 
bestimmungsgemäßer Verwendung Probleme hinsichtlich 
der ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung oder 




§ 53 KrW-/AbfG 
 
(1) Besteht bei Kapitalgesellschaften das 
vertretungsberechtigte Organ aus mehreren Mitgliedern 
oder sind bei Personengesellschaften mehrere 
vertretungsberechtigte Gesellschafter vorhanden, so ist 
der zuständigen Behörde anzuzeigen, wer von ihnen nach 
den Bestimmungen über die Geschäftsbefugnis für die 
Gesellschaft die Pflichten des Betreibers einer 
genehmigungsbedürftigen Anlage im Sinne des § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder des Besitzers im 
Sinne des § 26 wahrnimmt, die ihm nach diesem Gesetz 
und nach den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen obliegen. Die Gesamtverantwortung 















Um die Notwendigkeit eines oder mehrerer 
Brandschutzbeauftragten und ggf. eines koordinierenden 
Gesamt-Brandschutzbeauftragten zu ermitteln, müssen 
zunächst in einer Gefährdungsbeurteilung die 
betriebsspezifischen Brandgefahren und damit 
verbundenen Risiken individuell ermittelt werden. […] 
Wird für den betrachteten Betrieb eine Brandgefahr 
ermittelt, die über eine normale Brandgefahr hinausgeht 
und sind daher besondere Maßnahmen zur Erreichung der 
Schutzziele erforderlich, sollte für die Umsetzung, 
Überwachung und Anpassung dieser Maßnahmen ein 











(1) Der Betreiber hat nach Anhörung des Betriebs- oder 
Personalrats einen oder, wenn dies im Hinblick auf die Art 
oder den Umfang der gentechnischen Arbeiten oder der 
Freisetzungen zum Schutz für die in § 1 Nr. 1 
Gentechnikgesetz genannten Rechtsgüter erforderlich ist, 
mehrere Beauftragte für die Biologische Sicherheit 
(Ausschuss für Biologische Sicherheit) schriftlich zu 
bestellen. Werden mehrere Beauftragte für die Biologische 
Sicherheit bestellt, sind die dem einzelnen Beauftragten für 











DGUV Vorschrift 3 
§ 3 Grundsätze 
 
Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass elektrische 
Anlagen und Betriebsmittel nur von einer Elektrofachkraft 
oder unter Leitung und Aufsicht einer Elektrofachkraft den 
elektrotechnischen Regeln entsprechend errichtet, 
geändert und instand gehalten werden. Der Unternehmer 
hat ferner dafür zu sorgen, dass die elektrischen Anlagen 
und Betriebsmittel den elektrotechnischen Regeln 





entsprechend betrieben werden. 
Gefahrgut-
beauftragter 




(1) Unternehmer und Inhaber eines Betriebes, die an der 
Beförderung gefährlicher Güter mit Eisenbahn-, Straßen-, 
Wasser- oder Luftfahrzeugen beteiligt sind, müssen 
mindestens einen Gefahrgutbeauftragten schriftlich 
bestellen. Werden mehrere Gefahrgutbeauftragte bestellt, 




ChemVerbotsV § 2 
§ 2   Erlaubnis- und 
Anzeigepflicht 
(1) Wer gewerbsmäßig oder selbständig im Rahmen einer 
wirtschaftlichen Unternehmung Stoffe oder Zubereitungen 
in den Verkehr bringt, die nach der Gefahrstoffverordnung 
mit den Gefahrensymbolen T (giftig) oder T+ (sehr giftig) 
zu kennzeichnen sind, bedarf der Erlaubnis der 
zuständigen Behörde. 
(2) Die Erlaubnis nach Absatz 1 erhält, wer  
1. die Sachkunde nach § 5 nachgewiesen hat, 
2. die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt und 
3. mindestens 18 Jahre alt ist. 
(3) Unternehmen erhalten für ihre Einrichtungen und 
Betriebe die Erlaubnis nach Absatz 1, wenn sie über 
betriebsangehörige Personen verfügen, die die 
Anforderungen nach Absatz 2 erfüllen. Bei Unternehmen 
mit mehreren Betrieben muss in jeder Betriebsstätte eine 
Person nach Satz 1 vorhanden sein. Jeder Wechsel dieser 
Personen ist der zuständigen Behörde unverzüglich 
anzuzeigen. 
(4) Die Erlaubnis kann auf einzelne gefährliche Stoffe und 
Zubereitungen nach Absatz 1 oder auf Gruppen von 
gefährlichen Stoffen und Zubereitungen beschränkt 
werden. Sie kann unter Auflagen erteilt werden. Auflagen 
können auch nachträglich angeordnet werden. 
(5) Keiner Erlaubnis nach Absatz 1 bedürfen  
1. Apotheken, 
2. Hersteller, Einführer und Händler, die Stoffe und 
Zubereitungen nach Absatz 1 nur an 
Wiederverkäufer, berufsmäßige Verwender oder 
öffentliche Forschungs-, Untersuchungs- oder 
Lehranstalten abgeben. 
3.  











(1) Gewässerbenutzer, die an einem Tag mehr als 750 
Kubikmeter Abwasser einleiten dürfen, haben unverzüglich 
einen oder mehrere Betriebsbeauftragte für 
Gewässerschutz (Gewässerschutzbeauftragte) zu 
bestellen. 
(2) Die zuständige Behörde kann anordnen, dass 
1. die Einleiter von Abwasser in Gewässer, für die 
eine Pflicht zur Bestellung von 
Gewässerschutzbeauftragten nach Absatz 1 nicht 
besteht,  
2. die Einleiter von Abwasser in Abwasseranlagen,  
3. die Betreiber von Anlagen nach § 62 Absatz 1,  
4. die Betreiber von Rohrleitungsanlagen nach 
Nummer 19.3 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung 









(1) Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen haben 
einen oder mehrere Betriebsbeauftragte für 
Immissionsschutz (Immissionsschutzbeauftragte) zu 
bestellen, sofern dies im Hinblick auf die Art oder die 
Größe der Anlagen wegen der  
1. von den Anlagen ausgehenden Emissionen, 
2. technischen Probleme der Emissionsbegrenzung 
oder 
3. Eignung der Erzeugnisse, bei 
bestimmungsgemäßer Verwendung schädliche 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 








(1) Besteht bei Kapitalgesellschaften das 
vertretungsberechtigte Organ aus mehreren Mitgliedern 
oder sind bei Personengesellschaften mehrere 
vertretungsberechtigte Gesellschafter vorhanden, so ist 
der zuständigen Behörde anzuzeigen, wer von ihnen nach 
den Bestimmungen über die Geschäftsführungsbefugnis 
für die Gesellschaft die Pflichten des Betreibers der 
genehmigungsbedürftigen Anlage wahrnimmt, die ihm 
nach diesem Gesetz und nach den auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und 





allgemeinen Verwaltungsvorschriften obliegen. Die 
Gesamtverantwortung aller Organmitglieder oder 
Gesellschafter bleibt hiervon unberührt. 
(2) Der Betreiber der genehmigungsbedürftigen Anlage 
oder im Rahmen ihrer Geschäftsführungsbefugnis die 
nach Absatz 1 Satz 1 anzuzeigende Person hat der 
zuständigen Behörde mitzuteilen, auf welche Weise 
sichergestellt ist, dass die dem Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen und vor sonstigen Gefahren, 
erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen 




DGUV Vorschrift 11 
§6   Laserschutzbe
auftragte 
(1) Der Unternehmer hat für den Betrieb von 
Lasereinrichtungen der Klassen 3 B oder 4 Sachkundige 
als Laserschutzbeauftragte schriftlich zu bestellen. 
Störfall-
beauftragter 
BImSchG § 58 a  
Bestellung eines 
Störfallbeauftragten 
(1) Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen haben 
einen oder mehrere Störfallbeauftragte zu bestellen, sofern 
dies im Hinblick auf die Art und Größe der Anlage wegen 
der bei einer Störung des bestimmungsgemäßen Betriebs 
auftretenden Gefahren für die Allgemeinheit und die 
Nachbarschaft erforderlich ist. 
Beauftragte Person 
nach § 12 
StörfallVO 
StörfallVO § 12 § 12 Sonstige Pflichten 
(1) Der Betreiber eines Betriebsbereichs nach § 1 Abs. 1 
Satz 2 hat 1. auf Verlangen der zuständigen Behörde zu 
einer von ihr benannten, zur Informationsweitergabe 
geeigneten Stelle der öffentlichen Verwaltung eine 
jederzeit verfügbare und gegen Missbrauch geschützte 
Verbindung einzurichten und zu unterhalten sowie 
2. eine Person oder Stelle mit der Begrenzung der 
Auswirkungen von Störfällen zu beauftragen und diese der 
zuständigen Behörde zu benennen. 
Fachkraft für 
Arbeitssicherheit 
DGUV Vorschrift 2 
§ 2   Bestellung 
(1) Der Unternehmer hat Betriebsärzte und Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit zur Wahrnehmung der in den §§ 3 und 6 
des Arbeitssicherheitsgesetzes bezeichneten Aufgaben 
schriftlich nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen zu bestellen. Der Unternehmer hat dem 





Unfallversicherungsträger auf Verlangen nachzuweisen, 
wie er die Verpflichtung nach Satz 1 erfüllt hat. 
(2) Bei Betrieben mit bis zu 10 Beschäftigten richtet sich 
der Umfang der betriebsärztlichen und 
sicherheitstechnischen Betreuung nach Anlage 1. 
(3) Bei Betrieben mit mehr als 10 Beschäftigten gelten die 










(1) Strahlenschutzverantwortlicher ist, wer einer 
Genehmigung nach den §§ 6, 7 oder 9 des Atomgesetzes 
oder nach den §§ 7, 11 oder 15 dieser Verordnung oder 
wer der Planfeststellung nach § 9b des Atomgesetzes 
bedarf oder wer eine Tätigkeit nach § 5 des Atomgesetzes 
ausübt oder wer eine Anzeige nach § 12 Abs. 1 Satz 1 
dieser Verordnung zu erstatten hat oder wer aufgrund des 
§ 7 Abs. 3 dieser Verordnung keiner Genehmigung nach § 
7 Abs. 1 bedarf. Handelt es sich bei dem 
Strahlenschutzverantwortlichen um eine juristische Person 
oder um eine teilrechtsfähige Personengesellschaft, 
werden die Aufgaben des Strahlenschutzverantwortlichen 
von der durch Gesetz, Satzung oder Vertrag zur 
Vertretung berechtigten Person wahrgenommen. Besteht 
das vertretungsberechtigte Organ aus mehreren 
Mitgliedern oder sind bei nicht rechtsfähigen 
Personenvereinigungen mehrere vertretungsberechtigte 
Personen vorhanden, so ist der zuständigen Behörde 
mitzuteilen, welche dieser Personen die Aufgaben des 
Strahlenschutzverantwortlichen wahrnimmt. Die 
Gesamtverantwortung aller Organmitglieder oder 
Mitglieder der Personenvereinigung bleibt hiervon 
unberührt. 
 
(2) Soweit dies für die Gewährleistung des 
Strahlenschutzes bei der Tätigkeit notwendig ist, hat der 
Strahlenschutzverantwortliche für die Leitung oder 
Beaufsichtigung dieser Tätigkeiten die erforderliche Anzahl 
von Strahlenschutzbeauftragten schriftlich zu bestellen. 
Bei der Bestellung eines Strahlenschutzbeauftragten sind 





dessen Aufgaben, dessen innerbetrieblicher 
Entscheidungsbereich, und die zur Wahrnehmung seiner 
Aufgaben erforderlichen Befugnisse schriftlich festzulegen. 
Der Strahlenschutzverantwortliche bleibt auch dann für die 
Einhaltung der Anforderungen der Teile 2 und 5 dieser 
Verordnung verantwortlich, wenn er 










(1) Strahlenschutzverantwortlicher ist, wer einer 
Genehmigung nach § 3 oder § 5 bedarf oder wer eine 
Anzeige nach § 4 zu erstatten hat. Handelt es sich bei dem 
Strahlenschutzverantwortlichen um eine juristische Person 
oder um eine rechtsfähige Personengesellschaft, werden 
die Aufgaben des Strahlenschutzverantwortlichen von der 
durch Gesetz, Satzung oder Vertrag zur Vertretung 
berechtigten Person wahrgenommen. Besteht das 
vertretungsberechtigte Organ aus mehreren Mitgliedern 
oder sind bei nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen 
mehrere vertretungsberechtigte Personen vorhanden, so 
ist der zuständigen Behörde mitzuteilen, welche dieser 
Personen die Aufgaben des 
Strahlenschutzverantwortlichen wahrnimmt. Die 
Gesamtverantwortung aller Organmitglieder oder 
Mitglieder der Personenvereinigung bleibt hiervon 
unberührt. 
(2) Soweit dies für den sicheren Betrieb notwendig ist, hat 
der Strahlenschutzverantwortliche für die Leitung oder 
Beaufsichtigung dieses Betriebes die erforderliche Anzahl 
von Strahlenschutzbeauftragten schriftlich zu bestellen. 
Bei der Bestellung eines Strahlenschutzbeauftragten sind 
dessen Aufgaben, innerbetrieblicher Entscheidungsbereich 
und die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlichen 
Befugnisse schriftlich festzulegen. Der 
Strahlenschutzverantwortliche bleibt auch dann für die 
Einhaltung der Schutzvorschriften verantwortlich, wenn er 
Strahlenschutzbeauftragte bestellt hat. 
 
  







Gemäß Paragraph 1 des Arbeitssicherheitsgesetzes hat der Arbeitgeber Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit zu bestellen, die ihn beim Arbeitsschutz und bei der Unfallverhütung 
unterstützen sollen. Damit soll erreicht werden, dass die dem Arbeitsschutz und der 
Unfallverhütung dienenden Vorschriften den besonderen Betriebsverhältnissen 
entsprechend angewandt werden (vgl. §1 ASiG). Hier wird ein direkter Bezug zu den 
gesetzlichen und berufsgenossenschaftlichen Regelungen hergestellt. 
Unter dem Aspekt der Vielzahl von Regularien, die im Bereich Arbeitssicherheit zu 
berücksichtigen sind, stellt die Sicherheitsfachkraft die am umfassendsten aufgestellte 
und den weitesten Rechtsbereich abdeckende Beauftragtenfunktion dar. Dies gilt 
insbesondere, da die im Bereich Arbeitssicherheit zu betrachtenden Regularien für 
nahezu jedes Unternehmen relevant sind. Die Sicherheitsfachkraft bearbeitet kein 
Spartenthema, wie sie beispielsweise die Themenstellungen eines Störfallbeauftragten 
darstellen, von denen ein Großteil der Unternehmen gar nicht betroffen sind, und die 
daher in diesen Unternehmen nicht näher betrachtet werden müssen. 
Die Betreuung durch Sicherheitsfachkräfte ist für Unternehmen mit weniger als 50 
Mitarbeitern nicht grundsätzlich vorgeschrieben. Hier kann auch der Unternehmer selbst 
diese Rolle übernehmen – eine entsprechende Ausbildung vorausgesetzt (vgl. DGUV 
A2). Dennoch ist die Betreuung durch eine hauptamtlich tätige Sicherheitsfachkraft, 
unabhängig davon ob diese aus den eigenen Reihen rekrutiert wird oder ob die 
Variante eines überbetrieblichen Dienstes gewählt wird, eher empfehlenswert. 
Hauptamtlich in einem Themengebiet tätige Mitarbeiter werden sich hierin effektiver 
Fachexpertenwissen erarbeiten und so effektiver und effizienter diesbezüglich beraten 
können. 
  







Auch die Forderung nach dem Einsatz von Betriebsärzten resultiert wie bei den 
Fachkräften für Arbeitssicherheit aus dem Paragraph 1 Arbeitssicherheitsgesetz. Auch 
sie haben die „Aufgabe, den Arbeitgeber beim Arbeitsschutz und bei der 
Unfallverhütung in allen Fragen des Gesundheitsschutzes zu unterstützen“ (vgl. §3 
ASiG). Bei klein- und mittelständigen Unternehmen ist hier häufiger die Variante der 
Inanspruchnahme eines überbetrieblichen Dienstes anzutreffen, anstatt die Anstellung 




Bei der Elektrofachkraft handelt es sich nicht im eigentlichen Wortsinne um eine 
Beauftragtenfunktion, sondern um die Forderung nach einer fachlichen Voraussetzung 
beziehungsweise Qualifikation, die vorgeschrieben ist für die Durchführung bestimmter 
elektrischer Prüfungen an Arbeitsmitteln und Anlagen. So hat der Unternehmer gemäß 
§ 3 DGUV Vorschrift 3 „dafür zu sorgen, dass elektrische Anlagen und Betriebsmittel 
nur von einer Elektrofachkraft oder unter Leitung und Aufsicht einer Elektrofachkraft den 
elektrotechnischen Regeln entsprechend errichtet, geändert und instand gehalten 
werden.“ 
Aufgrund der Ubiquität von elektrischen Arbeitsmitteln und Anlagen, für die eine 
Vielzahl von gesetzlichen und berufsgenossenschaftlichen Forderungen nach 
einmaligen und wiederkehrenden Prüfungen zutreffen, besitzt die Elektrofachkraft eine 
prominente Stellung im Bereich der Arbeits- aber auch der Anlagensicherheit und somit 
letztlich auch für den Umweltschutz. Gerade für viele kleinere Unternehmen bietet es 
sich daher an, die Qualifikation einer Elektrofachkraft mit der der Sicherheitsfachkraft in 
Personalunion zu bekleiden, da eine Vielzahl möglicher auftretender Gefährdungen 
auch elektrischer Natur sein können. Deren Erkennen setzt ein fundiertes 
Expertenwissen im Fachgebiet Elektrotechnik voraus, welches nicht innerhalb der in 
Deutschland üblichen Ausbildung zur Fachkraft für Arbeitssicherheit vermittelt werden 
kann. 







Die Voraussetzungen für die Bestellung eines Beauftragten im Bereich Umweltschutz 
richten sich im Wesentlichen nach dem, vor möglichen schädlichen 
Umwelteinwirkungen zu schützenden, Schutzgut. Je nach unternehmerischer Tätigkeit 
kann das zu schützende Gut beispielsweise der Boden, ein Gewässer oder die Luft 
sein. 
Wie in Abschnitt 2.6.2 dargestellt handelt es sich beim Umweltrecht um einen sehr 
komplexen Rechtsbereich. Dementsprechend sind auch die 
Qualifikationsvoraussetzungen zur Bestellung der Beauftragten im Bereich 
Umweltschutz hoch. So ist gemäß § 7 der 5. BImSchV (Verordnung über 
Immissionsschutz- und Störfallbeauftragte) ein abgeschlossenes Hochschulstudium der 
Chemie, Physik oder Ingenieurwissenschaft Grundvoraussetzung für die Bestellung 
zum Beauftragten. Ein Grund hierfür ist die Tragweite des Eintritts eines Ereignisses in 
diesem Bereich. 
Wenn die Ausrichtung der unternehmerischen Tätigkeit die Bestellung eines 
Beauftragten im Bereich Umweltschutz notwendig macht, darf der Unternehmer von 
einer hohen fachlichen Kompetenz des Beauftragten ausgehen und es empfiehlt sich 
hier – wie bei der Fachkraft für Arbeitssicherheit – diese Expertise auch im EHS-
Complianceprozess in geeigneter Form zu nutzen. 
 
2.4.4.1	 Abfallbeauftragter	
Gesetzliche Grundlage zur Bestellung von Betriebsbeauftragten für Abfall bildet § 54 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, und wird in der Verordnung über 
Betriebsbeauftragte für Abfall näher konkretisiert. Dementsprechend sind gemäß § 1 
unter anderem Betreiber von ortsfesten Abfallbeseitigungsanlagen, Fabrikationsanlagen 
zur Herstellung bestimmter Stoffe sowie von Anlagen zur Veredelung oder Behandlung 
von Metall- oder Kunststoffoberflächen durch Galvanisieren, Härten, Atzen oder Beizen 
von der Pflicht zur Bestellung eines oder mehrerer Abfallbeauftragter betroffen. 
 






Die Pflicht der Bestellung eines Gewässerschutzbeauftragten ist im 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) geregelt. Hier heißt es in Satz (1) Paragraph 62 
„Gewässerbenutzer, die an einem Tag mehr als 750 Kubikmeter Abwasser einleiten 
dürfen, haben unverzüglich einen oder mehrere Betriebsbeauftragte für 
Gewässerschutz (Gewässerschutzbeauftragte) zu bestellen“. 
Darüber hinaus kann „die zuständige Behörde [...] anordnen, dass“ auch in anderen 
Fällen Unternehmen „einen oder mehrere Gewässerschutzbeauftragte zu bestellen 
haben“ (§ 64 (2) WHG). Ein Beispiel hierfür wären der Betrieb von Anlagen zum Lagern, 
Abfüllen, Herstellen und Behandeln wassergefährdender Stoffe sowie von Anlagen zum 
Verwenden wassergefährdender Stoffe (vgl. § 62 WHG). Hier sind auch viele der Klein- 
und Mittelständigen Unternehmen betroffen. 
Auch Einleiter von Abwasser in Abwasseranlagen, oder Betreiber von 
Rohrleitungsanlagen können von der Pflicht zur Bestellung eines 
Gewässerschutzbeauftragten betroffen sein. 
 
2.4.4.3	 Immissionsschutzbeauftragter	
Die Bestellung eines Beauftragten für Immissionsschutz beziehungsweise eines 
Immissionsschutzbeauftragten ergibt sich aus § 53 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes. Ob tatsächlich ein aktueller oder geplanter Betrieb einer 
genehmigungsbedürftigen Anlage (gemäß BImSchG) vorliegt, muss im Anhang 1 zur 
vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(4.BImSchV) nachgeprüft werden. Hier ist eine abschließende Bewertung anhand 
konkreter Mengenschwellen enthalten – beispielsweise der eingesetzten Menge an 




Auch die Notwendigkeit zur Bestellung eines Störfallbeauftragten resultiert aus dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz. Hier wird in § 58a Satz 1 gefordert, dass „Betreiber 





genehmigungsbedürftiger Anlagen […] einen oder mehrere Störfallbeauftragte zu 
bestellen“ haben, „sofern dies im Hinblick auf die Art und Größe der Anlage wegen der 
bei einer Störung [...] auftretenden Gefahren für die Allgemeinheit und die 
Nachbarschaft erforderlich ist.“ Die Kriterien anhand derer zu prüfen ist, ob das 
Gefährdungspotential der Anlage die Bestellung eines Störfallbeauftragten erfordert, 
richtet sich im Wesentlichen an dem Vorhandensein von gefährlichen Stoffen im 
Betriebsbereich. Konkret aufgeführt werden die zu überschreitenden Mengenschwellen 
im Anhang I der 12. BImSchV – der Störfallverordnung. 
Weitere Einzelheiten zur Bestellung von Immissionsschutz- und Störfallbeauftragten 
können in der fünften Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes nämlich der Verordnung über Immissionsschutz- und 




Es gibt keine gesetzliche Forderung zur Bestellung eines Brandschutzbeauftragten, 
sondern sie kann nur indirekt aus dem Arbeitsschutzgesetz abgeleitet werden, deren 
primäres Schutzziel „Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der 
Arbeit“ (§1 (1) ArbSchG) sind. 
Konkret wird die Beauftragung eines Brandschutzbeauftragten nur im privatrechtlichen 
Regelwerk der Vereinigung zur Förderung der deutschen Brandschutzes e.V. gefordert. 
So wird in § 2.1 der Vfdb 12-09/01 ein Brandschutzbeauftragter abhängig vom, im 




Neben den bereits dargestellten Beauftragten sind noch verschiedene weitere 
Beauftragte zu nennen, auf die hier im Zuge einer vollständigen Darstellung kurz 
eingegangen werden soll. 





Die Pflicht zur Bestellung eines Gefahrgutbeauftragten ist geregelt in § 3 der 
Gefahrgutbeauftragtenverordnung - Verordnung über die Bestellung von 
Gefahrgutbeauftragten in Unternehmen. Hier heißt es in Satz 1 „Sobald ein 
Unternehmen an der Beförderung gefährlicher Güter beteiligt ist [...], muss es 
mindestens einen Sicherheitsberater für die Beförderung gefährlicher Güter 
(Gefahrgutbeauftragter) schriftlich bestellen.“ 
Die Verantwortlichkeit eines Strahlenschutzverantwortlichen und die Bestellung von 
Strahlenschutzbeauftragten sind geregelt in § 31 der Strahlenschutzverordnung und § 
13 der Röntgenverordnung, und sind im Wesentlichen auf Gewährleistung des 
Strahlenschutzes bei der jeweiligen Tätigkeit, oder zur Sicherstellung eines sicheren 
Betriebes ausgerichtet. 
Die Pflicht zur Bestellung eines oder mehrerer Beauftragter für die Biologische 
Sicherheit ist geregelt in § 16 der Gentechniksicherheitsverordnung, soweit „dies im 
Hinblick auf die Art oder den Umfang der gentechnischen Arbeiten oder der 
Freisetzungen zum Schutz für die in § 1 Nr. 1 Gentechnikgesetz genannten 




Wie dargestellt wird durch die gesetzlich vorgeschriebenen Handlungsfelder der 
Beauftragten – insbesondere die der Fachkräfte für Arbeitssicherheit – schon ein 
Großteil der notwendigerweise im EHS-Complianceprozess zu betrachtenden 
Rechtsbereiche abgedeckt. Insofern ist es sinnvoll auch die Expertise ebendieser 
Fachexperten bei der Bearbeitung des zu findenden Modells zu nutzen. Es erscheint 
daher zweckmäßig die Erarbeitung eines Rechtskatasters oder die Ableitung der daraus 
resultierenden Pflichten durch die EHS-Beauftragten durchführen zu lassen. Die 
Resultate sind anschließend vom betrieblich Verantwortlichen zu überprüfen. Auch bei 
der Zuordnung der Verantwortlichkeiten für die einzelnen Pflichten sowie der 
wiederkehrenden Kontrolle der Umsetzung sollte sich der Unternehmer von den 
Beauftragten unterstützen lassen. An welcher Stelle im fertigen Modell diese 










In diesem Kapitel werden die wesentlichen vorhandenen EHS-Prozesse beschrieben, 
miteinander verglichen und abschließend auf ihre Anwendbarkeit in dem zu findenden 
übergeordneten EHS-Complianceprozess bewertet. Gemeinsamkeiten werden genauso 
herausgearbeitet wie auch Unterschiede – ob tatsächliche Unterschiede oder nur durch 
unterschiedliche Bezeichnungen verursachte. Letztlich soll gefunden werden, welche 
Elemente für den zu entwickelnden EHS-Complianceprozess verwendbar und 
praktikabel sind. 
Die hier betrachteten Systeme sollen einen weiten thematischen Bogen spannen und 
viele verschiedene Betrachtungswinkel und Antwortmöglichkeiten auf die Fragestellung 
bieten. Als Ausgangspunkt wird eine technische Vorschrift dienen, da diese für alle 
KMU anzuwenden ist: 
Die Technische Regel für Betriebssicherheit: TRBS 1111 „Gefährdungsbeurteilung und 
sicherheitstechnische Bewertung“. 
Die TRBS 1111 behandelt zwei zentrale Themenfelder. Es werden sowohl die 
Durchführung der Gefährdungsbeurteilung für den Arbeitsplatz und die Benutzung von 
Arbeitsmitteln beschrieben, als auch die Risikobewertung beim Betrieb von 
Überwachungsbedürftigen Anlagen. Auch im kleinsten Unternehmen sind Arbeitsmittel 
vorhanden, sodass die TRBS 1111 als universell anwendbar anzusehen ist. Es 
existieren über die TRBS 1111 hinaus weitere Beschreibungen der Durchführung von 
Gefährdungsbeurteilungen auf Ebene des technischen Regelwerkes: Beispielsweise die 
Technische Regel für Biologische Arbeitsstoffe TRBA 400 „Handlungsanleitung zur 
Gefährdungsbeurteilung und für die Unterrichtung der Beschäftigten bei Tätigkeiten mit 
biologischen Arbeitsstoffen“ oder auch innerhalb der einzelnen ASRen, den 
Technischen Regeln für Arbeitsstätten. Hier soll auf eine nähere Beschreibung 





verzichtet werden, da sich die hier beschriebenen Vorgehensweisen weitgehend ähneln 
und diese Regelungen sich an einen weitaus kleineren Adressatenkreis wenden. 
Das anschließende Kapitel beschäftigt sich mit der Beschreibung der Vorgehensweise, 
welche die Berufsgenossenschaften via Merkblatt ihren Versicherungsnehmern als 
Informationsschriften zur Verfügung stellen. Die Merkblätter gehören zu den DGUV-
Informationen. Sie beschreiben dem Stand der Technik entsprechende 
Arbeitsschutzmaßnahmen und sollen die praktische Anwendung von Regelungen zu 
einem bestimmten Sachgebiet oder Sachverhalt erleichtern. Behandelt werden die 
Broschüren Merkblatt A 0 16 „die Gefährdungsbeurteilung – Sieben Schritte zum Ziel“ 
sowie Merkblatt A 0 17 „Gefährdungsbeurteilung – Gefährdungskatalog“ (i.e. 
Berufsgenossenschaftliche Information BG RCI 570 und BG RCI 571). Im Folgenden 
werden die Regelkreise aus den im Arbeits- und Umweltschutz gängigen 
Zertifizierungsnormen DIN EN ISO 9001, DIN EN ISO 14001, BS OSHAS 18001 
beziehungsweise der DIN EN ISO 50001 behandelt. 
Abschließend werden einige private Anbieter aufgeführt. Hierzu werden als Beispiele 
der Technische Überwachungsverein (TÜV) und das in der unternehmerischen Praxis 
häufig als EHS-Compliance-Tool eingesetzte „Dialogsystem“ der Rechtsanwaltskanzlei 
RACK dienen. 
Anmerkung: In diesem Kapitel werden Formulierungen den Originalquellen entnommen, 





2.5.1	 TRBS	 1111	 „Gefährdungsbeurteilung	 und	 sicherheitstechnische	
Bewertung“	
 
Die rechtliche Bedeutung der Technischen Regeln für Betriebssicherheit für den 
Arbeitgeber wird in der Vorbemerkung erläutert: „Die Technische Regel konkretisiert die 
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) hinsichtlich der Ermittlung und Bewertung 





von Gefährdungen sowie der Ableitung von geeigneten Maßnahmen.“ Werden die hier 
aufgeführten Maßnahmen durchgeführt, darf der Unternehmer die Vorschriften der 
Betriebssicherheitsverordnung als eingehalten „vermuten“. 
Bei Anwendung der TRBSen hilft dieses sogenannte „Vemutungswirkungsprinzip“ dem 
Arbeitgeber, die rechtlichen Anforderungen der zentralen Rechtsnorm aus dem Bereich 
Arbeitssicherheit - die Betriebssicherheitsverordnung - zu erfüllen. Aufgrund dieser 
Bedeutung der TRBSen wird die Vorgehensweise zur Gefährdungsbeurteilung und 
sicherheitstechnischen Bewertung am Beispiel der TRBS 1111 ausführlicher dargestellt. 
Die TRBS 1111 beschreibt das Prozedere zur Gefährdungsbeurteilung für die sichere 
Bereitstellung und Benutzung von Arbeitsmitteln. Zu beachten ist hierbei, dass 
gleichfalls überwachungsbedürftige Anlagen zu berücksichtigen sind, die als 
Arbeitsmittel von Beschäftigten bei der Arbeit benutzt werden. Daher werden in dem 
Prozess zum prinzipiellen Ablauf der Gefährdungsbeurteilung die beiden 
entsprechenden Kapitel der TRBS 1111 zusammengefasst. Die Vorgehensweise wird 
durch das nachstehende Bild 2 verdeutlicht und im Weiteren näher erläutert. 






Bild 2 Durchführung der Gefährdungsbeurteilung und Folgemaßnahmen nach [TRBS 1111 2006, S. 11] 
Schritt 1 „Allgemeines“: Der Punkt Allgemeines beschreibt neben einigen einführenden 
Sätzen explizit, für welche Fälle die Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung 
notwendig ist. „Bei Änderungen an Arbeitsmitteln, Arbeitsstoffen, der Arbeitsumgebung 
oder bei dem das Arbeitsmittel benutzenden Personal ist zu prüfen, ob sich diese auf 
die Ergebnisse der bestehenden Gefährdungsbeurteilung auswirken“. Es wird also eine 
einmalige Durchführung der Gefährdungsbeurteilung gefordert. Nur indirekt ist hier eine 





wiederkehrende Überprüfung für den Fall herauszulesen, dass sich die betrieblichen 
oder gesetzlichen Rahmenbedingungen ändern – ein wesentlicher Unterschied zu 
vielen der nachfolgend aufgeführten Vorgehensweisen. 
 
Schritt 2 „Informationen beschaffen“: Grundlage der beurteilenden Tätigkeiten ist eine 
gewissenhafte Beschaffung aller erforderlichen Informationen. Mögliche Quellen – je 
nach betrieblicher Situation – werden hier stichpunktartig aufgelistet: 
 rechtliche Grundlagen, 
 vorliegende Gefährdungsbeurteilungen, 
 Hersteller- und Lieferinformationen, 
 Informationen zu Arbeitsstoffen und zur Arbeitsumgebung, 
 Erfahrungen der Beschäftigten, 
 das Unfallgeschehen und 
 Fähigkeiten und Eignung der Beschäftigten, die das Arbeitsmittel benutzen. 
Insbesondere auf die rechtlichen Grundlagen wird hier der Fokus gerichtet, da sie den 
sich kontinuierlich verändernden rechtlichen EHS-Rahmen vorgeben, innerhalb dessen 
die betriebliche Praxis zu erfolgen hat. Aufgrund dieser Gegebenheiten muss hier ein 
ständig zu durchlaufenden Prozess etabliert werden. 
Darüber hinaus sind die Nutzung aller verfügbaren Herstellerinformationen sowie der 
innerbetrieblichen Erfahrungen inzwischen Standard im betrieblichen Arbeitsschutz. 
Schritt 3 „Gefährdungen ermitteln“: Im Rahmen der Gefährdungsermittlung wird nun 
überprüft, ob durch Bereitstellung oder Benutzung des Arbeitsmittels 
Beeinträchtigungen der Sicherheit und Gesundheit zu erwarten sind. Dabei sind auch 
Wechselwirkungen mit anderen Arbeitsmitteln, Arbeitsstoffen oder mit der 
Arbeitsumgebung zu berücksichtigen. Die in der TRBS 1111 aufgeführten Beispiele 
möglicher Gefährdungen sind dabei identisch mit dem Katalog der Gefährdungs- und 
Belastungsfaktoren gemäß Merkblatt A 0 17. 
Schritt 4 „Gefährdungen bewerten“: Nun muss für die ermittelten Gefährdungen 
überprüft werden, ob Sicherheit und Gesundheitsschutz ohne weitere Maßnahmen 





gewährleistet sind, oder ob zusätzliche Maßnahmen notwendig werden. Dabei ist 
grundsätzlich der Stand der Technik Bewertungsmaßstab, welcher in den technischen 
Regeln festgeschrieben ist. 
Schritt 5 „Maßnahmen festlegen“: Nach erfolgter Beurteilung der Gefährdungen sind die 
notwendigen Maßnahmen festzulegen um das Wirksamwerden der Gefährdung zu 
vermeiden oder deren Auswirkungen hinreichend zu begrenzen. Zu beachten sind hier 
insbesondere die schon in § 4 Arbeitsschutzgesetz definierte Rangfolge der 
Schutzmaßnahmen (früher: „TOP-Prinzip“) sowie wiederum alle möglichen 
Wechselwirkungen. Darüber hinaus sind für notwendige Prüfungen an Arbeitsmitteln in 
diesem Schritt Prüfart, Prüfumfang und Prüffrist sowie die Auswahl der mit der Prüfung 
zu beauftragenden Person festzulegen. 
Schritt 6 „Maßnahmen umsetzen“: Im nächsten Schritt sind die festgelegten 
Maßnahmen umzusetzen und einzuhalten. Hierfür hat der Arbeitgeber die 
entsprechenden Voraussetzungen zu schaffen. (Siehe hierzu auch das Kapitel zur 
Delegation von Unternehmerpflichten.) 
Schritt 7 „Wirksamkeit der Maßnahmen überprüfen“: Nun ist zu prüfen, ob die 
umgesetzten Maßnahmen in der Praxis greifen. Sie müssen geeignet und ausreichend 
wirksam sein. In § 3.3.7 findet sich die Forderung nach einem wiederkehrenden 
Durchlauf durch den Prozess: „Wird festgestellt, dass die Maßnahmen nicht 
ausreichend wirksam sind oder sich daraus neue Gefährdungen ergeben, muss der 
beschriebene Prozess der Gefährdungsbeurteilung erneut durchlaufen werden.“ Zu 
beachten ist, dass sich diese „Optimierungsschleife“ nur direkt auf die Maßnahmen 
selber, nicht aber auf den Gesamtprozess bezieht. 
Schritt 8 „Dokumentation“: Entsprechend der aus § 6 Arbeitsschutzgesetz 
resultierenden Forderung ist das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung zu 
dokumentieren oder eine schon vorhandene Gefährdungsbeurteilung entsprechend zu 
ergänzen. 
 









Bild 3 Die sieben Schritte der Gefährdungsbeurteilung nach [A 016 2015, S. 6] 
 
Das Merkblatt A 0 16 als zweites wesentliches Hilfsmittel zur Gefährdungsbeurteilung 
beschreibt die Vorgehensweise relativ deckungsgleich zu den Prozessschritten gemäß 
der Technischen Regel 1111. Dennoch sollen auf die Beschreibung der einzelnen 
Prozessschritte aufgrund der Bedeutsamkeit der Vorschrift für die versicherten 





Unternehmen nicht verzichtet und die wesentlichen Unterschiede herausgearbeitet 
werden (Bild 3). 
Schritt 1 „Erfassen der Betriebsorganisation“: Der erste Schritt dieser Version zur 
Herangehensweise an die Gefährdungsbeurteilung empfiehlt eine Erfassung der 
Betriebsorganisation allen anderen Schritten voranzustellen. Es wird eine strukturierte 
Erfassung des Unternehmens und eine Aufteilung in überschaubare Bereiche 
befürwortet. In dem Punkt unterscheidet sich diese Vorgehensweise von allen anderen 
Varianten, bietet aber gerade für mittelständige Unternehmen Vorteile, da ab einer 
bestimmten Unternehmensgröße üblicherweise unterschiedliche Unternehmens- und 
Betriebsbereiche vorliegen. Hier sind unterschiedliche Tätigkeiten an 
verschiedenartigen Arbeitsmitteln durchzuführen, was zu differierenden Ergebnissen 
der Gefährdungsbeurteilungen der Arbeitsbereiche führt. Beispiele sind Verwaltung, 
Produktion, Lager oder Labor- und Außendiensttätigkeiten. 
In der Erstellung des EHS-Complianceprozesses wird dieser Prozessschritt aufgrund 
seines hohen Praxiswertes integriert werden. 
Schritt 2 „Erfassen der Tätigkeiten“: Im nächsten Schritt sind die in den vorher 
ausgewählten Betriebsbereichen durchgeführten Tätigkeiten selektiv zu erfassen. 
Sinnvollerweise soll hier besonderes Augenmerk auf gefährliche Tätigkeiten, wie 
Rüsten, Reinigen, Anfahren, Instandhalten und Störungsbeseitigung gerichtet werden, 
weil bei diesen Tätigkeiten häufig schwere Unfälle auftreten. 
Schritt 3 „Ermitteln der möglichen Gefährdungen und Belastungen“: Jetzt muss jede der 
erfassten Tätigkeiten einem speziellen Gefährdungs- und Belastungsfaktor zugeordnet 
werden. Eine vollständige und praxisgerechte Übersicht aller möglichen Faktoren bietet 
das Merkblatt A 0 17 „Gefährdungsbeurteilung – Gefährdungskatalog“. Im Ergebnis 
erfolgt bei diesem Prozessschritt eine systematische Ein- und Zuordnung aller 
Tätigkeiten. 
Schritt 4 „Beurteilen des Risikos“: Auf Grundlage der ermittelten Gefährdungs- und 
Belastungsfaktoren müssen die Risiken, die mit den Tätigkeiten verbunden sind, 
beurteilt werden. Dabei soll Ziel sein, das Risiko auf ein im Rahmen der 
Gefährdungsbeurteilung festgelegtes akzeptables Maß zu reduzieren. Wesentliche 





Kriterien sind hierbei die Eintrittswahrscheinlichkeit des jeweiligen Ereignisses und die 
möglichen Schwere der Verletzung oder Erkrankung. 
Schritt 5 „Festlegen von Schutzzielen und Maßnahmen“: Die nächsten drei Schritte 
ähneln der Vorgehensweise gemäß TRBS 1111 weitestgehend. Zuerst müssen für die 
einzelnen Tätigkeiten die entsprechenden Schutzziele und Maßnahmen festgelegt 
werden. Besonderer Augenmerk wird hier zusätzlich auf die Anwendung des um die 
Vermeidung / Beseitigung von Gefahrenquellen / Gefährdungsfaktoren und die 
Verhaltensbezogenen Schutzmaßnahmen erweiterten TOP-Prinzips (Technische 
Schutzmaßnahmen habe Vorrang vor organisatorischen und diese wiederum vor 
persönlichen Maßnahmen) gelegt. 
Schritt 6 „Realisieren der Maßnahmen“: Nun müssen geeignete Personen mit der 
Umsetzung der Maßnahmen beauftragt werden. Hierzu wird die Vereinbarung von 
verbindlichen Terminen für die Erledigung empfohlen. Die Umsetzung ist zu 
kontrollieren. 
Schritt 7 „Kontrolle der Wirksamkeit“: Als letzten Schritt beschreibt das Merkblatt nicht 
nur eine einfache Überprüfung der Erreichung des Schutzziels. Stattdessen wird ein 
weiterer Optimierungskreislauf implementiert. Für den Fall, dass die durchgeführten 
Maßnahmen keine oder nur unzureichende Wirkung erreichen, sollen weiterführende 
Maßnahmen veranlasst werden. 
„Schritt 8“: Hinweise zur Dokumentation und Fortschreibung: Nicht als separaten 
Prozessschritt sondern nur als Hinweis wird abschließend das Thema der 
Dokumentation behandelt. Es wird eine „langfristige Aufbewahrung“ empfohlen, aber 
nicht näher konkretisiert. Es wird beschrieben, dass die Gefährdungsbeurteilung 
regelmäßig zu aktualisieren und fortzuschreiben ist. 
 
Die Vorgehensweise gemäß Merkblatt A 0 16 stellt eine für die Praxis sehr wertvolle 
Verfahrensbeschreibung dar, welche aus diesem Grund in wesentlichen Punkten als 
Grundlage für den zu entwickelnden EHS-Complianceprozess herangezogen werden 
wird. Es wird entsprechend den Vorgaben aus dem Arbeitsschutzgesetz von einer 
tätigkeitsbezogenen Betrachtungsweise ausgegangen. Für die Anwendung der 
einzelnen Prozessschritte in der betrieblichen Praxis ist diese Sichtweise jedoch 





zweitrangig und kann auch – siehe die folgenden Kapitel – auf andere Weise 
interpretiert werden. 
Allerdings sind zwei wesentliche Defizite zur direkten und rechtssicheren Anwendung 
im Unternehmen und dementsprechenden Verbesserungspotential vorhanden. Zum 
einen wird im Merkblatt an keiner Stelle beschrieben, auf welche Weise innerhalb der 
Unternehmung die Verantwortlichkeiten aufgesplittet / verteilt werden könnten oder 
zumindest ein Vorschlag für deren Regelung gemacht. Es wird ausschließlich auf die 
allgemeine Fürsorgepflicht des Unternehmers referenziert. Zum anderen wird nicht 
beschrieben, dass die Zersplitterung in Teilverantwortlichkeiten und Arbeitsbereiche 
zwar Sinn macht, aber dennoch ein Überblick über die gesamte Unternehmung an einer 
Stelle im Unternehmen vorhanden sein muss. Die gesamthafte Kontrollverpflichtung, ob 
alle Bereiche ihre Rechtspflichten erfüllen, wird üblicherweise gerade bei einem KMU 
an der Spitze des Unternehmens zusammenlaufen und ist dort wiederkehrend zu 
durchzuführen. Diese Aspekte sind nicht im Merkblatt enthalten, dennoch müssen sie 
zwingend bei der Implementierung des Prozesses im Unternehmen durchdacht und 
umgesetzt werden. Insofern muss der Prozess für die spätere Anwendung 
notwendigerweise erweitert werden. 
 
Als weitere Beispiele für den Aufbau eines Compliance-Prozesses sollen zwei Anbieter 
mit sehr unterschiedlichen Blickwinkeln auf dieselbe Fragestellung exemplarisch 
vorgestellt werden. Zum einen der TÜV Rheinland, welcher sich der Fragestellung eher 
von der technischen Seite her nähert, und zum anderen die Rechtsanwaltskanzlei 




Auch der TÜV Rheinland beschäftig sich mit dem Thema Compliance und hat zu 
diesem Zweck einen eigenen Prozessablauf in der Hausinternen TR CMS 101:2011 
„Standard für Compliance Management Systeme (CMS)“ festgehalten. Auch hier wird 
die ständige Verbesserung des Compliance Management Systems als ein „iterativer 





Prozess“ (TÜV Rheinland 2011, S. 3) beschrieben, welcher auf dem Bild 4 dargestellt 
ist. 
Aufgrund der zentralen Bedeutung von Compliance und den möglichen Folgen bei 
Verstößen wird das CMS als ein eigenständiges Management-System betrachtet. „Das 
Compliance Management System weist Berührungspunkte zu anderen Management-
Systemen und Regelwerken auf (z.B. Corporate Governance, Risikomanagement, 
Qualitätsmanagement, Umweltmanagement, Betriebliches Kontinuitätsmanagement, 
Nachhaltigkeitsmanagement).“ (ebd.) 
 
Bild 4 Modell eines prozessorientierten Compliance Management Systems (CMS) nach [TR CMS 101:2011, S. 
4] 
 
Der Prozess besitzt vier zentralen Prozessschritte, die sich wiederum am – bei den 
Zertifizierungsnormen näher beschriebenen - PDCA-Zyklus orientieren (Bild 4). PDCA 
steht als Akronym für die einzelnen Schritte Plan, Do, Check und Act. 





Schritt 1: Planung und Dokumentation: Die für das Compliance Management System 
erforderlichen Prozesse, ihre Anwendung und die resultierenden Wechselwirkungen 
müssen in der gesamten Organisation eingeführt, dokumentiert, verwirklicht, 
aufrechterhalten und dessen Wirksamkeit ständig verbessert werden. Die Verfügbarkeit 
von Ressourcen und Informationen muss sichergestellt und alle Schritte entsprechend 
dokumentiert werden. Als zugrundeliegende Rechtsquellen werden hier explizit 
Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsakte, Satzungen, verbindliche Standards und 
Kodizes aufgeführt. 
Schritt 2: Umsetzung: Bei dem Prozessschritt der Umsetzung sind zuerst alle 
Compliance-Risiken zu identifizieren und analysieren. Die anwendbaren Compliance-
Anforderungen sind zu ermitteln und angemessene Maßnahmen zur Erfüllung 
einzuführen. Dabei sollen die Compliance-Anforderungen in die Arbeitsabläufe integriert 
werden und ein System von Freigaben, Genehmigungen und Berechtigungen etabliert 
werden. 
Schritt 3: Überwachung: In der Phase der Systemüberwachung sind Überwachungs- 
und Analyseprozesse zu planen und verwirklichen, die erforderlich sind, um die 
Wirksamkeit des Compliance Management Systems sicherzustellen. Führend wird bei 
dieser Vorgehensweise auf das Instrument der internen Audits verwiesen, mit Hilfe 
derer der aktuelle Erfüllungsgrad der Einhaltung der Compliance-Anforderungen 
ermittelt werden kann. Wenn möglich sollen Kennzahlen zur Messung der Prozesse zur 
Erfüllung der Compliance-Anforderungen eingeführt und verwendet werden. 
Schritt 4: Verbesserung: Abschließen sind die notwendigen Verbesserungsprozesse 
anzustoßen, um die Wirksamkeit des Compliance Management Systems ständig auf 
Basis der Ergebnisse aus der Überwachung einschließlich der Auditergebnisse, der 
Compliance-Kennzahlen und Managementbewertungen zu verbessern. Die geeigneten 
Korrektur- und Vorbeugemaßnahmen sind zu ergreifen und auch deren Wirksamkeit ist 
zu bewerten. 
 
Insgesamt geht das Modell von einer stark ausgeprägten „Verantwortung der Leitung“ 
aus, die den Prozess regelmäßig überwachen und die Bedeutung der Einhaltung der 
Compliance-Anforderungen in die Organisation hinein vermitteln muss. Außerdem hat 





die Leitung die Verantwortungen, Befugnisse und auch Ressourcen zur Einhaltung der 





Die Rechtsanwaltskanzlei RACK ist ein in der betrieblichen Praxis weit verbreiteter 
Dienstleister im Bereich der Beratung zu Arbeitsschutzrecht und Umweltschutzrecht. 
Seit 1992 bereiten hierzu die Anwälte von RACK Publikationen aus Gesetzgebung und 
Rechtsprechung auf. Es kann von einer über viele Jahre gewachsenen Fachexpertise 
ausgegangen werden. Daher soll die prinzipielle Vorgehensweise hier kurz dargestellt 
werden. Die Anwender sollen durch die Anwendung des Prozesses die EHS-
Compliance im Unternehmen verbessern können um nicht gegen Rechtsvorschriften zu 
verstoßen.  
Schritt 1: In einem ersten Schritt sind die Rechtspflichten für das Unternehmen 
lückenlos zu ermitteln. Dabei wird davon ausgegangen, dass je größer das 
Unternehmen und die Anzahl der damit verbundenen unternehmerischen Aktivitäten 
sind, desto mehr Betriebsrisiken vorhanden sind. Dabei löst jedes Betriebsrisiko 
Rechtspflichten aus.  
Schritt 2: Wiederkehrend müssen alle Rechtspflichten aktualisiert werden, da jede 
Änderung der Rechtslage die Änderung einer Rechtspflicht auslösen kann. 
Schritt 3: Da das Unternehmen als juristische Person nicht selber handlungsfähig ist, 
müssen die Pflichten an verantwortliche Mitarbeiter innerhalb des Unternehmens 
delegiert werden. Nur Mitarbeiter können die Pflichten erfüllen, was voraussetzt, dass 
sie diese auch kennen. Wenn Pflichten nicht delegiert werden, müssen diese vom 
Vorstand oder Geschäftsführer selbst erfüllt werden. 
Schritt 4: Alle für die Unternehmung relevanten Rechtspflichten müssen eingehalten 
werden. 
Schritt 5: Die Einhaltung der Rechtspflichten muss kontinuierlich kontrolliert werden. 
Wenn die Mitarbeiter, auf die die einzelnen Pflichten delegiert wurden, nicht kontrolliert 





werden, besteht das Risiko, dass die Pflichten nicht erfüllt werden. Somit erfüllen die 
einzelnen Organe des Unternehmens ihre Organisationspflicht nur mit der Hilfe von 
ausreichenden Kontrollen. 
Schritt 6: Im dem abschließenden Prozessschritt ist die Erfüllung der 
Organisationspflicht zu dokumentieren. Aufgrund des Prinzips der Beweislastumkehr 
muss vom Unternehmer bewiesen werden können, dass die Erfüllung der 
Rechtspflichten organisiert wurde und die Unternehmung insgesamt so aufgestellt und 
organisiert wurde, dass alle Rechtspflichten eingehalten werden konnten. Hierzu wird 
empfohlen „Beweise“ auf Vorrat zu erstellen. 
 
Klar erkennbar ist die sehr juristisch geprägte Sichtweise des Prozesses. Da Ziel bei 
der Erstellung des EHS-Complianceprozesses gerade die rechtliche Compliance ist, 
können bestimmte Prozessschritte als Anregung für den zu findenden Prozess dienen. 
  








Im Weiteren folgt eine Überblicksdarstellung der wesentlichen Zertifizierungsnormen. 
Auch hier werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede beschrieben und die Normen 





Bild 5 Modell eines prozessorientierten Qualitätsmanagementsystems nach [DIN EN ISO 9001:2008, S. 8] 
 





Die DIN EN ISO 9001 ist eine in der Industrie inzwischen weit verbreitete Norm, an 
deren Anforderungen sich Unternehmen orientieren müssen wenn beabsichtigt wird ein 
Qualitätsmanagementsystem zu etablieren. Somit ist diese Norm nicht direkt im 
Themenbereich EHS angesiedelt. Da es bei der Entwicklung des EHS-
Complianceprozesses vorrangig darum geht eine praktikable Vorgehensweise zur 
Verbesserung und Qualitätssteigerung von Sicherheit- und Umweltstatus zu finden, 
können hier eventuell dennoch einige Aspekte zweckdienlich und somit eine 
Betrachtung sinnvoll sein (Bild 5). 
Die Norm empfiehlt die stärkere Fokussierung auf einen prozessorientierten Ansatz für 
die Entwicklung, Verwirklichung und Verbesserung der Wirksamkeit eines 
Qualitätsmanagementsystems. Auf diese Weise soll die Kundenzufriedenheit durch die 
bessere Erfüllung der Kundenforderungen erhöht werden. 
Das zentrale Element des Qualitätsmanagementsystems ist der auf alle betrieblichen 
Prozesse anwendbare PDCA-Zyklus: eine als „Planen-Durchführen-Prüfen-Handeln“ 
(engl.: Plan-Do-Check-Act, PDCA) bekannte Methode. Die PDCA-Methodik wird hier 
folgendermaßen beschreiben: 
Planen: Festlegen der Ziele und Prozesse; 
Der im Bild 5 als „Verantwortung der Leitung“ betitelte Prozessschritt adressiert an die 
oberste Leitung unter anderem bestimmte Qualitätsziele festzuschreiben, 
Verantwortlichkeiten und Befugnisse festzulegen sowie diese auch zu kommunizieren. 
Durchführen: Verwirklichen der Prozesse;  
Für die Verwirklichung der Prozesse ist ein gutes „Management von Ressourcen“ 
erforderlich. Hierbei werden auch personellen Ressourcen thematisiert, sowie die zur 
Umsetzung der Prozesse notwendige Infrastruktur und Arbeitsumgebung. 
Prüfen: Überwachen und Messen von Prozessen und Produkten anhand der Politiken, 
Ziele und Anforderungen an das Produkt sowie Berichten der Ergebnisse; 
Der Prozessschritt „Produktrealisierung“ beschäftigt sich mit der Planung und 
Entwicklung der hierfür notwendigen Prozesse. Im Rahmen der Kommunikation mit den 
Kunden müssen die Anforderungen an das Produkt ermittelt und bewertet werden. Die 
Produkte müssen entwickelt und etwaige Beschaffungsprozesse durchgeführt werden. 





Abschließend folgt die Produktion und Dienstleistungserbringung sowie deren 
entsprechende Überwachung und Messung. 
Handeln: Ergreifen von Maßnahmen zur ständigen Verbesserung. 
Hier soll die  Organisation die Überwachungs-, Mess-, Analyse- und 
Verbesserungsprozesse nicht nur planen und verwirklichen, sondern auch 
Überwachungs- und Messtätigkeiten durchführen. Außerdem werden in diesem 
Prozessschritt alle vorhandenen Daten zur Wirksamkeit des Prozesses analysiert und 





Bild 6 Modell des Umweltmanagementsystems nach [DIN EN ISO 14001:2009, S. 7] 
 





Die DIN EN ISO 14001 ist eine international standardisierte Norm anhand derer sich 
Unternehmen im Bereich des Umweltmanagements zertifizieren lassen können. Auch 
diese Norm bedient sich der Plan-Do-Check-Act (PDCA)-Methodik, hier ins Deutsche 
übertragen mit den Begrifflichkeiten Planen-Ausführen-Kontrollieren-Optimieren (Bild 6). 
Planen: Die Zielsetzungen und Prozesse werden festgelegt, um Ergebnisse in 
Übereinstimmung mit der Umweltpolitik der Organisation zu erhalten.  
Ausführen: Die Prozesse werden verwirklicht.  
Kontrollieren: Die Prozesse werden überwacht und an der Umweltpolitik, den 
Zielsetzungen, den Einzelzielen, den rechtlichen Verpflichtungen und anderen 
Anforderungen gemessen. Über die Ergebnisse wird berichtet.  
Optimieren: Maßnahmen zur ständigen Verbesserung der Leistung des 
Umweltmanagementsystems werden ergriffen.  
 







Bild 7 Modell des A&G-Managementsystems nach [BS OSHAS 18001:2007, S. 6] 
 
Diese Britische Norm ist von Ihrem Regelkreis der DIN EN ISO 14001 ähnlich, mit dem 
Unterschied, dass hier – wiederum auf Grundlage der PDCA-Methodik - im 
Wesentlichen die Beurteilung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes (A&G) im Fokus 
steht (Bild 7). Folgende Prozessschritte sind wiederkehrend zu durchlaufen: 
Planen: Die Zielsetzungen und Prozesse werden festgelegt, um Ergebnisse in 
Übereinstimmung mit der A&G-Politik der Organisation zu erhalten. 
Ausführen: Die Prozesse werden verwirklicht. 
Kontrollieren: Die Prozesse werden überwacht an der A&G-Politik, den Zielsetzungen, 
den Einzelzielen, den rechtlichen Verpflichtungen und anderen Anforderungen 
gemessen; über die Ergebnisse wird berichtet. 





Optimieren: Maßnahmen zur ständigen Verbesserung der Leistung des A&G-





Bild 8 Modell eines Energiemanagementsystems nach [DIN EN ISO 50001:2011, S. 6] 
 
Als letztes Beispiel dient die internationale Norm DIN EN ISO 50001. Zentrales Thema 
ist hier die Integration des Energiemanagements in das Tagesgeschäft der Organisation 
(Bild 8). 





Übertragen auf Energiemanagementsysteme (EnMS) wird hier der PDCA-Ansatz wie 
folgt beschrieben: 
Planung: Durchführung einer energetischen Bewertung und Festlegung der 
energetischen Ausgangsbasis, der Energieleistungskennzahlen, der strategischen und 
operativen Energieziele und der Aktionspläne die erforderlich sind zur Erzielung der 
Ergebnisse zur Verbesserung der energiebezogenen Leistung in Übereinstimmung mit 
den Regeln der Organisation. 
Einführung/Umsetzung: Einführung der Aktionspläne des Energiemanagements. 
Überprüfung: Überwachung und Messung der Prozesse und wesentlichen Merkmale 
der Tätigkeiten, die die energiebezogene Leistung bestimmen, mit Blick auf 
Energiepolitik und strategische Ziele sowie Dokumentation der Ergebnisse. 
Verbesserung: Ergreifung von Maßnahmen zur kontinuierlichen Verbesserung der 
energiebezogenen Leistung und des EnMS. 
 
Insgesamt werden bei allen Zertifizierungsnormen kontinuierlich zu durchlaufende 
Prozessschritte beschrieben. Aufgrund des hohen Grades der bei vielen Unternehmen 
bewiesenen Praxistauglichkeit dieser Vorgehensweise werden ggf. auch PDCA-Zyklen 





In diesem letzten einführenden Kapitel wird der Versuch unternommen, die 
Rechtsbereiche Arbeitsschutzrecht und Umweltschutzrecht zu beschreiben und 
gegeneinander abzugrenzen. Das Verständnis der Begriffe ist vor allem deswegen 
wichtig, damit beim Einsatz des Systems auch die richtige Auswahl der Vorschriften zur 
Auswertung und Kommentierung getroffen werden kann. 





Darüber hinaus sind viele Rechtsvorschriften nicht eindeutig bestimmten 
Rechtsgebieten zuzuordnen und es kommt immer wieder zu Überschneidungen und 
Doppel- bzw. Mehrfachregelungen. Je mehr Managementsysteme in einem 
Unternehmen angewendet werden, desto genauer müssen diese Überschneidungen 




Im Bereich Arbeitsschutzrecht ist die Eingrenzung der zugehörigen Rechtsnormen 
relativ einfach. Prinzipiell umfasst „das Recht des Arbeitsschutzes alle Normen, die dem 
Arbeitgeber, ausnahmsweise auch dem Arbeitnehmer, öffentlich-rechtliche Pflichten 
zum Schutz der Arbeitnehmer auferlegen.“ (Weber 2011, S. 79) 
Das Arbeitsschutzgesetz, also das  
Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei 
der Arbeit  
ist das zentrale Gesetz im Bereich Arbeitsschutzrecht. Das Ziel des 
Arbeitsschutzgesetzes ist in § 1 „Zielsetzung und Anwendungsbereich“ definiert. Es 
dient dazu, Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit durch 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu sichern und zu verbessern. 
 
Neben dem Arbeitsschutzgesetz sind noch etliche weitere rechtliche Vorgaben 
vorhanden. Eine Gliederungsmöglichkeit bietet beispielweise Weber an. Er 
unterscheidet dabei jeweils nach dem Inhalt der Schutzbestimmung. An erster Stelle 
wird der Schutz gegen Gefahren, die den Arbeitsnehmer bei der Ausführung der Arbeit 
ereilen können, aufgeführt. Hier zu nennende Rechtsnormen sind beispielsweise die 
Arbeitsstättenverordnung oder die Vorgaben zum Umgang mit technischen 
Arbeitsmitteln. Demgegenüber stehen die Vorschriften über die Arbeitszeit, also der 
sogenannte Arbeitszeitschutz beispielsweise mit dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG). 
Darüber hinaus existiert noch eine Vielzahl an besonderen Schutzbestimmungen, die 





sich an einzelne Gruppen von Arbeitnehmern richten. Zu nennen sind hier 
Heimarbeiter, jugendliche Arbeitnehmer, schwer behinderte Menschen oder Frauen im 
Mutterschutz. „Dem Schutz der Arbeitnehmer dienen ferner Kündigungsschutz und 
Lohnschutz (Lohnpfändung).“ (Weber 2011, S. 79) 
Die Zuordnung der Rechtsnormen für den Bereich Arbeitsschutzrecht ist also recht 





Im Bereich des Umweltrechts ist die Abgrenzung im Verhältnis zum Arbeitsschutzrecht 
schwieriger. 
„Eine allgemein anerkannte Definition des Begriffs "Umweltrecht" gibt es nicht.“ (Hoppe 
et al. 2000, S. 32) Wohl aber sind unter dem Begriff des Umweltrechts diejenigen 
Rechtsnormen zu verstehen, deren Schutzziel das der Umwelt ist. Das Umweltrecht 
„zielt darauf ab menschliches Verhalten so zu steuern, dass die Grenze der 
Belastbarkeit des Menschen, der übrigen Lebewesen und der jeweiligen Umwelt nicht 
gefährdet werden.“ (ebd.) Um dabei die Freiheit auf Umweltnutzung des Einzelnen zu 




Für die richtige Auswahl der aus dem Umweltrecht zu betrachtenden Rechtsnormen ist 
deren Ein- bzw. Abgrenzung und Gruppierung notwendig. Schließlich „ist das 
Umweltrecht national in ganz unterschiedlichen Rechtsquellen geregelt.“ (Hoppe et al. 
2000, S. 66) – eine Hürde für eine erfolgreiche Abgrenzung und Auswahl der zu 
betrachtenden Rechtsnormen. Eine der Ursachen liegt darin, dass beispielweise für den 
Bereich Naturschutz und Wasserhaushaltsrecht „die Voraussetzungen für eine 
Inanspruchnahme der Rahmengesetzgebungskompetenz nach Art. 75 II GG [...] 
verschärft wurden“ (Bender et al. 2000, S. 24). Seitdem ist nur noch in Ausnahmefällen 





eine ausschließliche Gesetzgebung durch den Bund möglich. Auch „Art. 74 I Nr.11a 
(Atomenergie), Nr. 18 (Bodenrecht) und insbesondere Nr. 24 (Abfallbeseitigung, 
Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung)“ (ebd.) unterliegen den Vorgaben einer 
konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit durch die einzelnen Bundesländer. 
Insofern kann das Umweltrecht als zersplittert angesehen werden. 
Weitere Herausforderung stellt die jeweilig vorherrschende „Tönung“ (s.u.) des Rechts 
sowie sich mitunter thematisch überschneidende Rechtsnormen dar. Beide 
Sachverhalte werden im Folgenden kurz dargestellt. 
So erkennt Storm in den zwanziger Jahren des 20. Jahrhunderts eine Entwicklung des 
Rechts zum Wirtschaftsrecht, welche er als "ökonomische Tönung" bezeichnet. In den 
siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts erkennt er eine vorrangig "ökologische 
Tönung" des Rechts. Seit diesem Zeitpunkt tritt neben das Wirtschaftsrecht das 
Umweltrecht, und neben die Wirtschaftsordnung die Umweltordnung. Dies habe zur 
Folge, dass sich umweltpflegebezogene Vorschriften daraufhin in der gesamten 
Rechtsordnung, im Staats- und Verwaltungsrecht, im Abgabenrecht, im Privatrecht und 
im Strafrecht ebenso wie im Völkerrecht und im Europarecht finden, also von einer 
Diversifikation des Rechts ausgegangen werden kann. „Wo die ökologische Tönung 
vorherrscht, erscheinen eigene Gesetzeswerke zur Umweltpflege. Wo die ökologische 
Tönung schwächer ist, sind umweltpflegebezogene Vorschriften mit Regelungen 
anderen Inhalts verknüpft.“ (Storm 2010, S. 30) 
Eine weitere Schwierigkeit bereiten sich thematisch überschneidende Regelungen aus 
dem Bereich Umweltrecht und Arbeitsschutzrecht oder auch Qualität und 
Arbeitsschutzrecht. Beispielsweise regelt die Richtlinie 2002/95/EG zur Beschränkung 
der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten 
(RoHS) die Verwendung von Gefahrstoffen in Geräten und Bauteilen. Auch im 
Elektrogesetz (ElektroG) werden für Sammlung, Rücknahme und Verwertung 
Beschränkungen für bestimmte gefährliche Stoffe festgelegt. Ebenso wird der Anteil 
bestimmter gefährlicher Stoffe wie z. B. Blei oder Quecksilber beschränkt. Hier ist also 
eine starke thematische Überschneidung der aus Arbeits- und Umweltschutz aber auch 
dem Technikrecht klar ersichtlich. 





Die Überschneidungen beschränken sich nicht ausschließlich auf den Bereich des 
Umweltschutzrechts. Huck findet ein weiteres Beispiel im Grenzbereich zwischen 
Qualität und Arbeitsschutz. Die Maschinenrichtlinie (Richtlinie 2006/42/EG des 
europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Maschinen und zur 
Änderung der Richtlinie 95/16/EG) beschäftigt sich sowohl mit der Herstellung von 
Maschinen als auch mit der Gefahrenanalyse. Folglich sind hier qualitätssichernde 
Aspekte des Produkts gleichermaßen wie arbeitsschutzrechtliche Aspekte beinhaltet. 
„Unternehmen sind gefordert, diese Überschneidungen zu berücksichtigen.“ (Huck 
2012, S. 80) 
Auch in anderen Bereichen wie Wasserrecht, Verkehrsrecht, Atomrecht, 
Chemikalienrecht, oder Energierecht finden sich Überschneidungen zwischen 
technischen Fragestellungen und dem Umweltrecht. Einen interessanten Aspekt führt 
Vec an, welcher erkennt, dass hier aus der Industrialisierung folgenden Risiken und 
Konflikten durch den „Interventionsstaat“ ein umweltrechtlicher Rechtsrahmen 
vorgegeben wurde und wird. „Technikrecht ist in diesem Sinne häufig 
Risikoverwaltungsrecht.“ (vgl. Vec, 2011 S. 83–84)  
Darüber hinaus ist „in zahlreichen Gesetzen [...] der Umweltschutz nur eine von 
mehreren angestrebten Zielsetzungen.“ (Hoppe et al. 2000, S. 33) Exemplarisch 
werden das Raumordnungsgesetz und die Landesplanungsgesetze, das 
Baugesetzbuch sowie das Bundesberggesetz und das Energiewirtschaftsgesetz 
genannt, welche zwar nicht per se dem Umweltrecht zuzurechnen sind, aber zumindest 
umweltschützende Regelungen und Zielsetzungen beinhalten. „Die in diesen 
Gesetzeswerken enthaltenen umweltschützenden Regelungen sind dem Umweltrecht 
zuzurechnen.“ (ebd.) 
 
Das zugrundeliegende Ziel all dieser Rechtsnormen ist - trotz aller Zersplitterung 
aufgrund verschiedener Zuordnungsvarianten oder unterschiedlicher Zuständigkeiten 
im Regelsetzungsprozess - immer dasselbe: „Letztlich soll mit diesen Regelungen 
unser aller Verhalten so gesteuert werden, dass die Grenzen der ökologischen 
Belastbarkeit sowohl des Menschen und der übrigen Lebewesen als auch ihrer Umwelt 
nicht überschritten werden.“ (Bender et al. 2000, S. 3) 





In der betrieblichen Praxis hat sich daher die einfache Vorgehensweise bewährt, das 
Umweltrecht gegliedert nach dem jeweiligen Eintragspfad von Umweltveränderungen 
zu betrachten. Es wird vom Bodenpfad, Luftpfad und Wasserpfad gesprochen. Diese 
Sichtweise ist allerdings nicht weitreichend genug um das Thema umfänglich zu 
beschreiben. Beispielsweise wird auf diese Weise das allgemeine Naturschutzrecht 
oder auch das Gefahrstoffrecht zumindest zum Teil nicht betrachtet. 
Für die praktische Auswahl der zu betrachtenden Rechtsnormen stellt sich diese 
Überschneidung aber als akademische Fragestellung dar. Letztlich sind genau die 
Rechtsnormen zu betrachten, die sich inhaltlich mit Regelungen zum Thema EHS 
beschäftigen, unabhängig davon ob sie vorrangig – je nach Rechtsauffassung – dem 
einen oder anderen Thema zugeordnet werden können. „Ob eine Umweltvorschrift 
einschlägig ist oder nicht ergibt sich aus der jeweiligen Norm selbst. Die Norm ist 
sozusagen Träger des Gesetzesbefehls.“ (Eichert und Meier 1999, S. 28) 
Dabei ist es in erster Näherung unerheblich ob die Rechtspflicht aus einer Richtlinie 
oder Verordnung der EU, einem Gesetz oder Rechtsverordnung des Bundes und der 
Länder oder bestimmten Verwaltungsakten resultiert. Darüber hinaus können auch 
Verwaltungsvorschriften mit unmittelbarer Außenwirkung, zum Beispiel die TA Luft und 
die TA Lärm, hier zu betrachtende Rechtspflichten enthalten.  
Daher behandelt das folgende Kapitel verschiedene Formen der Rechtsabgrenzungen 
und stellt die Frage, ob diese sich für die praktische Nutzung zur Auswahl der zu 
betrachtenden Rechtsnormen aus dem Bereich EHS sinnvoll nutzen lassen. 
 
2.6.2.2	 Varianten	der	Rechtsabgrenzung	
Eine anschauliche Darstellung wählt Hoppe. Er geht von dem zentralen Element aus, 
dass vorrangig zum Umweltrecht zugehörige Gesetze eine „ausdrückliche und 
spezifisch umweltschützende Funktion aufweisen. Sie bilden den Kernbereich des 
Umweltrechts und umfassen Rechtsmaterien des Verwaltungsrechts wie  
-Naturschutzrecht, 
-Immissions- und Strahlenschutzrecht, 
-Gewässerschutzrecht, 






-Abfallentsorgungs- und Kreislaufwirtschaftsrecht und 
-Gefahrstoffrecht.“ (Hoppe et al. 2000, S. 33) 
 
Darüber hinaus erkennt der Autor in „zahlreichen Gesetzeswerken Umweltrecht nur in 
einzelnen Abschnitten oder sogar nur in spezifischen Einzelregelungen." (ebd.) Diese 
enthalten im Wesentlichen normative Beschränkungen, die in ihrer Gesamtheit den 
Kernbereich des Umweltrechts darstellen. „Dieses umfasst Regelungen, die sich auf 
den Schutz, die Pflege und die Entwicklung der „Umwelt“ [...] bzw. auf die 
Inanspruchnahme der Umwelt [...] beziehen.“ (Bender et al. 2000, S. 3) Gerade die von 
Hoppe als „zentrales Element“ beschriebene Gliederung des Umweltrechts eignet sich 
aufgrund ihrer einfachen Verständlichkeit und Logik für die Anwendung im EHS-
Complianceprozess. 
 
Eine zweite mögliche Gliederung bietet Weber an. Er erkennt in Deutschland eine 
Entwicklung des Umweltrechts zu einer selbstständigen Rechtsmaterie und versteht 
darunter „alle Maßnahmen zur Vermeidung zukünftiger von Menschen verursachter und 
zur Verminderung oder Beseitigung bestehender Umweltgefahren und Schäden.“ 
(Weber 2011, S. 1226) 
Auch er führt auf der einen Seite den medialen Umweltschutz an – also den Schutz der 
Lebenselemente Boden, Wasser und Luft. Weiterhin sieht er noch den von ihm kausal 
genannten Umweltschutz - die Vorbeugung gegen spezifische Gefahren (zum Beispiel 
Strahlenschutz oder Pflanzenschutz) - und den vitalen Umweltschutz 
(Landschaftsschutz, Waldschutz, etc.). Teilaspekte von Materien wie technische 
Sicherheit und Arbeitsschutz bezeichnet er als integrierten Umweltschutz. 
 
Eine dritte Variante der Aufteilung des Umweltrechts nach Bender sei hier noch 
umrissen. Zentrales Unterscheidungsmerkmal ist dabei die Grenze zwischen 
materiellem und formellem Umweltrecht, wobei beide Bereiche noch weiter 
aufgegliedert werden: 






a) Allgemeines Umweltrecht 
b) Besonderes Umweltrecht: wiederum unterteilt in  
- umweltmedienbezogene Rechtsgebiete und  




b) Umweltverfahrensrecht und 
c) Umwelt Prozessrecht“ 
 




Wie gezeigt werden konnte, lassen sich sehr wohl geeignete Abgrenzungsvarianten des 
Arbeitsschutzrechtes sowie des Umweltrechts finden. Dabei haben die beiden 
letztgenannten Varianten zur Abgrenzung des Umweltrechts akademisch gesehen 
sicherlich ihre jeweilige Berechtigung, für den täglich Gebrauch erweisen sie sich als 
ungeeignet. 
Die von Hoppe vorgestellte Variante greift das Konzept der Eintragspfade auf, 
differenziert es aber in geeigneter Weise weiter und erscheint damit geeignet den 
Anwender aufgrund der Praxistauglichkeit des Konzepts zu unterstützen. Diese erste 
vorgestellte Abgrenzung bietet eine Einteilung, welche sich seit vielen Jahren in der 
betrieblichen Praxis bewährt hat und gerade für Nicht-Juristen nachvollziehbar ist. 
Eine im Bereich Umweltrecht im Wesentlichen auf der Gliederung von Hoppe 
basierende Gruppierung findet sich auch in dem in einem späteren Kapitel 
beschriebenen „Gesetzeskompass“ der WEKA MEDIA GmbH&Co.KG. Zusätzlich sind 
hier die Bereich Arbeitssicherheit und Anlagensicherheit integriert. Damit bietet der 
„Gesetzeskompass“ eine sinnvolle und praxistaugliche Ausgangsgrundlage für die 





Überlegungen der beiden folgenden Haupteile dieser Arbeit. Die im Gesetzeskompass 
aufgeführte Gliederung ist sowohl für den ersten Teil notwendig, in dem versucht wird 
eine Abhängigkeit der Regelsetzung von Ereignissen nachzuweisen. Im zweiten Teil 
wird er dazu dienen, die einzelnen Rechtsnormen zu identifizieren, die initial in die 
Compliance-Liste einfließen werden. 
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Nachdem in den einleitenden Kapiteln die für das Verständnis notwendigen Grundlagen 
und die wissenschaftliche Verortung erläutert wurden, soll nun ein zentraler Aspekt 
dieser Arbeit behandelt werden. Gesucht wird nach einer möglichen Abhängigkeit der 
Regelsetzung von Ereignissen. 
Dazu werden die Vorgänge der Regelsetzung bzw. Gesetzgebung in Deutschland und 
Europa, sowie die an diesen Prozessen beteiligten Akteure vorgestellt. Es wird versucht 
herauszufinden, ob eine Abhängigkeit gefunden werden kann zwischen einerseits 
umweltrelevanten Ereignissen, Katastrophen oder Geschehnissen und andererseits 
arbeitsschutzrelevanter Ereignisse, und der sich daran anschließenden Gesetzgebung. 
Ziel ist es, für die im Unternehmen für die Umsetzung der Rechtspflichten 
verantwortlichen Personen Handlungsanleitungen zu entwickeln, wie eventuell schon im 
Vorfeld eines Gesetzgebungsverfahrens die aktuelle politische Lage und die mediale 
Berichterstattung genutzt werden kann, um sich schon vorher – also präventiv – auf 
sich verändernde Situationen einzustellen. 
 
„Ein praktikables Vorschriften- und Regelwerk muss in sich konsistent und vor allem für 
die Anwender leicht handhabbar und aus sich heraus verständlich sein.“ (BMAS 2011, 
S. 2) Dies ist kurz gefasst ein wesentliches Ziel und Kernbestandteil der Gemeinsamen 
Deutschen Arbeitsschutzstrategie. Schließlich „besteht ein hoher Handlungsbedarf, den 
Unternehmer/innen in Klein- und Kleinstbetrieben zentrale Inhalte wichtiger Gesetze im 
Arbeits- und Gesundheitsschutz zu vermitteln.“ (Sczesny et al. 2011, S. 38) Und dies 
kann sinnvollerweise nur gelingen auf der angestrebten Basis eines verständlichen und 
überschaubaren Vorschriften und Regelwerkes. 
Sind diese Ziele also wirklich ausschließlicher Antrieb im Gesetzgebungsverfahren, 
oder ist es denkbar, dass auch andere Faktoren hierbei eine Rolle spielen könnten. 
Was passiert beispielsweise in dem Fall, dass ein Öltanker havariert, das geladene Öl 
ausläuft und eine große Menge Seevögel und andere Tiere verenden. Sind die in 





Gesetzgebungsprozesse eingebundenen Menschen wirklich vollkommen unbeeinflusst 
und rational in ihrer Vorgehensweise, wenn sie direkt oder indirekt von derartigen 
Ereignissen betroffen sind? Ist es möglich eine Beeinflussung der Gesetzgebung durch 
aktuelle Ereignisse nachzuweisen? 
Auch soll überprüft werden, ob aktuelle Ereignisse mit einer höheren Wahrscheinlichkeit 
und zeitlich näher am Ereignis liegend in Gesetzgebungsprozessen bearbeitet werden. 
Darüber hinaus könnte auch die mediale Berichterstattung einen nachweisbaren 
Einfluss auf die Regelsetzungstätigkeit ausüben - beispielsweise bei Berichten über 
Störfälle oder über einen Reaktorschaden, welche möglicherweise Gefährdungen für 
die Bevölkerung (und damit auch Wählerschaft) aufweisen. Auch soll betrachtet werden 
ob eine Abhängigkeit davon gefunden werden kann, ob Ereignisse lokal, regional oder 
international stattfinden. 
Um diese Fragestellungen beantworten zu können, werden nach einer 
Übersichtsdarstellung der Praxis des deutschen und europäischen 
Gesetzgebungsverfahrens die wesentlichen an diesen Verfahren beteiligten 
Personenkreise und Gremien umrissen. Darüber hinaus werden Überlegungen 
angestellt, ob eine wechselseitige Beeinflussung grundsätzlich möglich ist. Hierbei ist 
eine wesentliche Voraussetzung die Überlegungen auf Grundalge einer verlässlichen 
und nachvollziehbaren Datengrundlage durchzuführen. Auf der einen Seite ist daher 
eine Auswahl und vor allem sinnvolle Gruppierung der Rechtsnormen zu erarbeiten, die 
sich im Wesentlichen auf die Erkenntnisse aus dem vorangestellten Kapitel bezieht. 
Eine weitere Voraussetzung ist die Auswahl der hierzu möglicherweise 
korrespondierenden Ereignisse, die betrachtet werden sollen. 
Diese beiden Wertemengen werden gegenübergestellt und statistisch ausgewertet. 
Abschließend werden die Ergebnisse diskutiert. Ziel ist es, aus den Ergebnissen für den 
in der unternehmerischen Praxis tätigen betrieblich Verantwortlichen, 
Handlungsempfehlungen abzuleiten. Dabei wird der Fokus insbesondere auf der 
Anwendbarkeit für Unternehmer von Klein- und Mittelständigen Unternehmen gerichtet 
sein. 
  








Als erster Schritt werden hier die für die folgenden statistischen Auswertungen 
grundlegenden Gesetzgebungsprozesse auf deutscher sowie europäischer Ebene 
umrissen. Dabei kommt den „eingreifenden Maßnahmen [Gesetze] eine herausragende 
Bedeutung zu. Die dem Einzelnen auferlegten öffentlich-rechtlichen Pflichten lenken als 
eingreifende Maßnahmen mit Verboten und Geboten unmittelbar, aber auch mittelbar 




In Deutschland unterscheidet das Grundgesetz fünf notwendige Schritte für ein 
vollständiges Gesetzgebungsverfahren:  
 Gesetzesinitiative (Art. 76),  
 Gesetzesbeschluss (Art. 77),  
 Zustandekommen (Art. 78),  
 Wirksamwerden (Art. 82 I) und  
 In-Kraft-Treten (Art. 82 II). (Weber 2011, S. 518–519) 
Das Initiativrecht für Gesetzesvorlagen besitzen in Deutschland die Bundesregierung, 
der Bundestages und der Bundesrat. Der Gesetzesbeschluss erfolgt daraufhin vom 
Bundestag. Nach ihrer Annahme werden sie vom Präsidenten des Bundestages dem 
Bundesrat zugeleitet. Das vom Bundestag beschlossene Gesetz kommt dann allerdings 
nur zustande, wenn der Bundesrat zustimmt, er keinen Antrag gemäß GG Artikel 77 
Abs. 2 stellt, und innerhalb der Frist des Artikels 77 Abs. 3 keinen Einspruch einlegt 
oder ihn zurücknimmt, oder wenn der Einspruch vom Bundestag überstimmt wird. 
Der Bundespräsident hat nun die Gesetze noch gegenzuzeichnen. Danach erfolgt die 
Verkündung im Bundesgesetzblatt. Diese Vorgehensweise gilt sinngemäß auch für 
Rechtsverordnungen. 





Üblicherweise ist direkt in den Gesetzen und Rechtsverordnung der Tag des 
Inkrafttretens festgelegt. Anderenfalls treten sie mit dem vierzehnten Tag nach Ablauf 
des Tages in Kraft, an dem das Bundesgesetzblatt ausgegeben worden ist. (vgl. 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland). 
 
Die Europäische Gesetzgebung hingegen kennt sogar noch mehr Teilschritte, bis hin 
zur letztendlichen Entscheidung, ob ein Gesetz angenommen oder abgelehnt wird. Um 
den Umfang der Arbeit nicht zu sprengen, und da es sich hier um keine 
rechtswissenschaftliche Ausarbeitung handelt, soll ausschließlich auf das ordentlich 
Gesetzgebungsverfahren eingegangen werden, bei dem das europäische Parlament 
ein vollwertiges Mitbestimmungsrecht hat. Darüber hinaus existieren allerdings noch 
weitere Verfahren, wie das Besondere Gesetzgebungsverfahren, das 
Konsultationsverfahren sowie das Zustimmungsverfahren. 
An erster Stelle des Gesetzgebungsprozesses steht hier der Vorschlag der Kommission 
an das europäische Parlament für einen neuen Rechtsakt. Dieses prüft nun den 
Vorschlag und kann ihn anpassen oder ändern. Im einfachsten Fall erfolgt anschließend 
in der ersten Lesung im Rat der europäischen Union die Zustimmung zum Standpunkt 
des Parlamentes. In diesem Fall ist der Rechtsakt erlassen. Anderenfalls folgt nun ein 
komplexes politisches Verfahren über die zweite und dritte Lesung inklusive der 
Einbindung eines Vermittlungsausschusses zwischen europäischen Rat und Parlament. 
(vgl. EU Parliament 2014) 
Wie dargelegt handelt es sich in beiden Fällen um komplexe politische Verfahren. Es 
kann für die statistischen Überlegungen also ausgeschlossen werden, dass sich 
tagesaktuelle Ereignisse zeitlich direkt nachweisbar in einem veränderten 
Gesetzgebungsverhalten äußern. Ein Versatz von einigen Jahren der Bearbeitungszeit 
durch die einzelnen Gremien erscheint hier – alleine schon durch die im 
Gesetzgebungsprozess verankerten Fristen – als deutlich sinnvoller anzunehmen.  
  








In diesem Kapitel wird beschrieben welche Beteiligten einen Anteil an der politischen 
Willensbildung in Deutschland haben. Dabei wird im Wesentlichen darauf eingegangen, 
welche Formen der Einbindung gesellschaftlicher Akteure gängige Praxis sind und was 
die hierfür zugrunde liegenden Motivationen sind. „Nach Inkrafttreten des neuen Art. 
20a GG zum 15.11.1994 sind die natürlichen Lebensgrundlagen ausdrücklich unter 
verfassungsrechtlichen Schutz gestellt.“ (Bender et al. 2000, S. 22) Was gilt aber für 
den Fall, dass die staatlichen Institutionen dieser Aufgabe nicht aus eigener Kraft 
gewachsen sind, den Schutz in gesetzgeberischer Form eigenständig mit der 
entsprechenden Regelsetzung zu verwirklichen? 
Gründe hierfür können neben der teilweise schlicht nicht vorhandenen fachlichen 
Kompetenz für jede einzelne zu regelnde Themenstellung auch beispielsweise nicht 
vorhandene zeitliche Ressourcen und der damit verbundene Bedarf an anderweitiger 
Unterstützung sein. Die Bandbreite der Ursachen ist also vielfältig, und wenn daher 
davon ausgegangen werden kann, dass häufig auch nicht staatliche Personenkreise an 
der Entscheidungsfindung und Regelsetzung beteiligt sind, ist eine Einflussnahme nicht 
nur nicht auszuschließen sondern eher wahrscheinlich. 
Jede Form der „Kooperation basiert auf Verhandlungsprozessen.“ (Wolff 2004, S. 90) 
Das heißt folglich, dass jeder der an der Entscheidungsfindung beteiligten Personen 
auch, zumindest anteilig, einen eigenen Einfluss haben kann und wird. Für den Bereich 
Umweltschutzrecht formuliert den Zustand der staatlich vorhandenen Kompetenz 
Bender recht drastisch: „Auch nach Aufnahme des Staatszieles Umweltschutz in das 
Grundgesetz fehlt es an einer umfassenden Bundeskompetenz für das Sachgebiet 
Umweltschutz.“ (Bender et al. 2000, S. 24) Es ist also zwingend notwendig auch 
nichtstaatliche Akteure in den Rechtssetzungsprozess einzubinden. 
Das Thema der umweltrechtlichen Willensbildung wird hier auch im Weiteren intensiver 
diskutiert, da die betrachteten Ereignisse im Wesentlichen aus dem Bereich 
Umweltschutz resultieren (siehe auch die Erläuterungen im folgenden Kapitel). 





Allerdings sind die Erkenntnisse ohne weiteres auf die anderen betrachteten 
Rechtsbereiche übertragbar. 
 
Welche Formen und vor allem Intensitäten der kooperativen Einbindung nichtstaatlicher 
Beteiligter in den Willensbildungsprozess und in die Aufgabenerfüllung des Staates sind 
also nun vorhanden? Prinzipiell werden in der Literatur drei Formen unterschieden. Dies 
sind die Konsultation, die Kooperation und die vollständige Steuerungsdelegation, die 
alle im Folgenden näher erläutert und diskutiert werden. Grundsätzlich entstehen dabei 
„zwischen den staatlichen und/oder gesellschaftlichen Akteuren in unterschiedlichem 
Maße Verhandlungssysteme und Politiknetzwerke.“ (Wolff 2004, S. 46) 
 
Konsultation 
Das Verfahren der Konsultation hat einen eher „anhörenden“ und unverbindlichen 
Charakter. Stakeholder im weitesten Sinne werden hier in den Willensbildungsprozess 
einbezogen. 
Diese Stakeholder sind zur Fragestellung gehörte Verbände, Wissenschaftler oder 
direkt Betroffene. Hintergrund der Konsultation ist die Nutzung des Wissens von 
Experten und Betroffenen, welches aber für den Verlauf der Entscheidungsfindung nicht 
verbindlich ist. Bei dieser Form der Einbindung verbleibt die letztliche Willensbildung bei 
den staatlichen Institutionen, wie dem Parlament oder insgesamt den verwaltenden 
Organen. 
Kooperation 
Bei dem Verfahren der Kooperation arbeiten Staat und Wirtschaft gemeinsam an einer 
Themenstellung. Der Grad möglicher Einflussnahme ist hier gegenüber der 
Konsultation schon deutlich erhöht. Es werden informelle Verhandlungen geführt – 
häufig im Rahmen einer Antragstellung. 
Steuerungsdelegation 
Bei der Steuerungsdelegation wird die Steuerung der Willensbildung vollständig vom 
Staat auf andere Beteiligte übertragen. Damit ist diese Form der Einbindung am 





stärksten ausgeprägt und lässt den breitesten Spielraum für Einflussnahme, die hier 
aber durchaus auch erwünscht ist. Beispielsweise werden bei Bürgerbegehren oder –
initiativen sicherlich Akzeptanz und Legitimität bei der Bevölkerung gestärkt. Die zweite 
Spielart der Steuerungsdelegation ist die Nutzung privater Träger für die Normsetzung. 
Beispiele dieser privaten Träger sind unter anderem das Deutsche Institut für Normung 
(DIN), der Verein Deutscher Ingenieure (VDI), der technische Überwachungsverein 
(TÜV) und zahlreiche weitere Verbände. Hier sind die Motive vor allem die Nutzung der 
Fachkompetenz dieser Normsetzungsinstitute, und damit eine bessere 
Komplexitätsbewältigung sowie auch eine Reduktion der für die Regelsetzung 
anfallenden Kosten. 
 
Auf der einen Seite ist die Einbindung gesellschaftlicher Stakeholder positiv zu sehen. 
Es wird Wissen aus der betrieblichen oder technischen Praxis genutzt und damit ein 
höherer Grad der Akzeptanz der von Regelsetzung betroffenen Personenkreise erzielt. 
Auch die gesteigerte Effektivität sowie die Berücksichtigung verschiedener 
Interessenslagen stehen auf der positiven Seite. 
Auf der anderen Seite ist gerade bei Kooperation und Steuerungsdelegation durchaus 
fraglich, inwieweit diese Verfahren noch auf den rechtsstaatlichen Grundprinzipien 
basieren. Wolf formuliert den Einwand folgendermaßen: „kollektive 
Entscheidungsfindung in kleinen und exklusiven Verhandlungsverfahren, aus denen 
gegebenenfalls auch im weiteren Sinne „Betroffene“ ausgeschlossen sind, widerspricht 
dem Prinzip politischer Gleichheit.“ (Wolff 2004, S. 221) 
Damit einher geht die sehr selektive Berücksichtigung einzelner Interessengruppen, die 
nicht dem Gleichheitsprinzip folgt. Insgesamt sind die Verfahren eingebettet in ein „nur 
noch schwer überschaubares System aus zahlreichen Akteuren in unterschiedlichsten 
Organisationsformen.“ (Bruns 1999, S. 25) Bruns spricht in diesem Zusammenhang von 
einer „Blackbox“, in der Entscheidungsprozesse verschwinden „und so eine 
demokratischen Prinzipien entsprechende Information und Beteiligung des Volkes 
verhindern.“ (Bruns 1999, S. 426) 
 





Aus der beschriebenen Vielfalt und den Intensitäten der Formen der Beteiligung kann 
gefolgert werden, dass die Wahrscheinlichkeit für einen wie auch immer begründeten 
Einfluss (persönlich Motivation der Beteiligten, Lobbyismus) nicht nur durchaus denkbar 
sondern eher wahrscheinlich ist. Es ist möglich, dass Beteiligung einen Einfluss auf die 
Gesetzgebungstätigkeit entfalten kann. 
In diesem Kapitel wurde gezeigt, welche unterschiedlichen Formen politischer 
Willensbildung in Deutschland existieren und welche Vielfalt an beteiligten Personen 
und Institutionen hieran beteiligt sind. Aus dieser politischen Willensbildung resultiert 
dann im Ergebnis die Gesetzgebungstätigkeit, die im nächsten Kapitel statistisch 
betrachtet wird. Hier wird zu prüfen sein, ob über die Vielzahl der beschriebenen 
beteiligten Kreise eine generelle Tendenz gefunden werden kann, dass aktuelle 
Ereignisse oder Störfälle – eingegrenzt für den Bereich Umwelt-, Anlagen- und 




Zu Beginn der Arbeit stellte sich die Frage, welche Quellen zum Auffinden zu 
betrachtender Ereignisse in Frage kommen könnten. Eine ungefähre Vorstellung vom 
Umfang der verfügbaren Informationen bietet die Auswertung von „Treffern“ einer 
einfachen Suche mit der Google Suchmaschine. Die Suche nach „Umweltereignis“ 
liefert hier derzeit 6.340 Ergebnisse, während es der Suchbegriff „Störfall“ sogar auf 
immerhin 520.000 Treffer bringt. Eine erste Hürde war also aus dieser ubiquitär 
vorhandenen Informationsflut genau diejenigen Punkte herausfiltern, die sich für eine 
Auswertung im wissenschaftlichen Rahmen eignen. Zu diesem Zweck wurden zwei 
Kriterien bei der Auswahl des Anbieters der Informationen zur Bedingung gemacht. 
Als erstes wesentliches Kriterium bei der Auswahl einer geeigneten Quelle war darauf 
zu achten, dass nur Informationsdienste in Frage kommen, deren ausschließliche 
Zweck es ist Informationen bereitzustellen und die nicht auf monetären Gewinn der sich 
aus dieser Dienstleistung ergeben könnte angewiesen sind. Eine möglichst objektive 
Berichterstattung steht hier also im Vordergrund. 





Das zweite Kriterium war die Kompetenz der die einzelnen Ereignisse beurteilenden 
Personen. Es sollte darauf geachtet werden, dass nur technisch versierte Fachexperten 
aus den Bereichen Umweltschutz, Arbeits- und Anlagensicherheit hierfür in Frage 
kommen konnten. Eine ausschließlich journalistisch ausgeprägte Vorbildung ist 
sicherlich nicht ausreichend, um beispielsweise ein Ereignis von seinem technischen 
Stellenwert – wie etwa den möglichen oder tatsächlichen Auswirkungen auf den 
Menschen und/oder die Umwelt – korrekt einordnen und entscheiden zu können, ob es 
in den Ereigniskatalog aufgenommen wird. 
Daher kamen nach entsprechender Recherche letztlich zwei Informationsdienste in die 
engere Wahl. Diese waren zum einen die „Zentrale Melde- und Auswertestelle für 
Störfälle und Störungen in verfahrenstechnischen Anlagen" (ZEMA) und andererseits 
das Umweltportal (PortalU). 
ZEMA 
Die ZEMA veröffentlicht seit 1993 strukturierte, nach sicherheitstechnischen Kategorien 
analysierte und schon statistisch aufbereitete Informationen über sicherheitstechnische 
und umweltrelevante Ereignisse. „Die systematische Erfassung und Auswertung der 
Ereignisse soll Erkenntnisse liefern, die als wichtige Grundlage einer Weiterentwicklung 
des Standes der Sicherheitstechnik dienen.“ (ZEMA 2014) 
Die ZEMA-Daten wären sicherlich für die weiteren Überlegungen sehr interessant, da 
sie auch viele der oben angesprochenen Kriterien voll erfüllen. Allerdings werden von 
der ZEMA im Wesentlichen die nach dem Störfallrecht meldepflichtigen Ereignisse 
erfasst (entsprechend den Vorgaben der Störfall-Verordnung; 12. BImSchV). Wäre es 
also Zielstellung dieser Arbeit Abhängigkeiten und Auswirkungen auf diese eine 
Verordnung zu finden, wäre die ZEMA-Datenbank die beste mögliche Datenquelle. Im 
Rahmen dieser Arbeit soll aber eine Betrachtung über das gesamte EHS-Regelwerk in 
Deutschland durchgeführt werden. Daher schied diese Datengrundlage letztlich aus. 
PortalU 
Hintergrund der Schaffung des Umweltportals war die Absicht, „das stark anwachsende, 
dezentrale Angebot an Umweltinformationen im Internet auch unter einem 
gemeinsamen Dach, dem deutschen Umweltportal“ (UDK/GEIN 2002, S. 3), zu 
sammeln. Außerdem wurden damit Anforderungen aus der Arhus-Konvention 





(„Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten“) 
sowie dem Umweltinformationsgesetz (UIG) resultieren umgesetzt. Zu diesem Zweck 
haben Bund und Länder die Verwaltungsvereinbarung UDK/GEIN – also des 
Metainformationssystems Umwelt-Datenkatalog (UDK) und des 
Umweltinformationsnetzes Deutschland (GEIN) geschlossen. Hieraus resultierte die 
Einrichtung einer Koordinierungsstelle im Niedersächsischen Umweltministerium, deren 
Aufgabe unter anderem die Pflege des Umweltportals ist. Dabei sind die, vom 
entsprechenden parteienübergreifend zusammengesetzten Lenkungsausschuss 
definierten Qualitätsstandards zu berücksichtigen. Es kann „z.B. gezielt nach 
Umweltkatastrophen, Konferenzen oder Aktionsprogrammen“ (Koordinierungsstelle 
PortalU) gesucht werden. Auch bietet portalU zentralen Zugriff auf Datenbanken von 
über 450 öffentlichen Institutionen in Deutschland. Es können hier Daten recherchiert 
werden, „die gängigen Internet Suchmaschinen verborgen bleiben.“ (ebd.). 
 
Damit erfüllt portalU alle oben beschriebenen Kriterien als Datengrundlage. Darüber 
hinaus erfolgt hier die Auswahl der Daten satzungsgemäß politisch neutral und basiert 
auf nahezu dem vollständigen in der Bundesrepublik vorhandenen verfügbaren 
technischen Expertenwissen. Daher wurde das Umweltportal als Datengrundlage für die 





In diesem Kapitel wird die Vorgehensweise beschrieben die gewählt wurde, um die 
zweite Hälfte der anfänglichen These zu hinterfragen. Ausgangspunkt war 
Handlungsempfehlungen zu finden, die den betrieblich Verantwortlichen ermöglichen, 
durch die Verfolgung von EHS-Ereignissen in den Medien rechtzeitig präventive 
Maßnahmen zu ergreifen. Damit soll insgesamt der „Überraschungseffekt“ von 
gesetzlichen Neuerungen abgemildert werden. 








Als Datengrundlage wurden 1114 Rechtsnormen betrachtet, die aus einer Auswertung 
von insgesamt 3590 Bundesgesetzblättern resultierten. Eine summarische Aufstellung 
aller betrachteter Rechtsnormen aufgegliedert nach Rechtsbereichen in der jeweiligen 
Dekade bietet das Diagramm auf der nächsten Seite (Tabelle 1). Ausgewertet wurden 
die Bundesgesetzblätter (Teil I) seit 1970. Hintergrund dafür war einerseits, dass aus 
den 50er und 60er Jahren des letzten Jahrhunderts ein zu geringes statistisch 
auswertbares Datenvolumen aufzufinden war. Ein weiterer Grund war die seit diesem 
Zeitpunkt - wie schon vorher beschriebene - verstärkte Umweltgesetzgebung. 
Grundsätzlich konzentriert sich die Auswertung auf das staatliche Recht – die 
Bundesgesetze und Verordnungen - und das direkt gültige europäische Recht. 
 
 
Bild 9 Kopfzeile Bundesgesetzblatt 
Das berufsgenossenschaftliche Regelwerk wurde bei der Auswertung nicht 
berücksichtigt, da aufgrund der beschriebenen Deregulierung dieser Form der 
Regelsetzung eine abnehmende Wichtigkeit zukommt. Außerdem sind hier nur die 
berufsgenossenschaftlichen Vorschriften – die DGUVen – von ihrer Verbindlichkeit her 
als Rechtspflichten anzusehen, da sie zwingend von den versicherten Unternehmen 
anzuwenden sind. Nur handelt es sich hier inzwischen nur noch um eine sehr geringe 
Anzahl an Vorschriften, was allein deshalb als statistisch weniger relevant anzusehen 
ist und hier nicht näher betrachtet wird.  






Tabelle 1 Betrachtete Rechtsnormen 
 Bereich 











bis 1970 3 13 1 1 
1971-1980 31 58 66 47 
1981-1990 30 61 68 46 
1991-2000 52 62 75 71 
2001-2010 39 68 63 133 





Der nächste Schritt bestand darin eine geeignete Gliederung der Rechtsgebiete zu 
finden. Ziel war es dabei eine sinnvolle und praxisgerechte Sortiermöglichkeit 
vorzugeben, und somit letztlich eventuell ein Muster zu finden, um eine 
ereignisabhängige Gesetzgebung belegen zu können. Wie im Eingangskapitel 
beschrieben existieren in der Wissenschaft sehr unterschiedliche Ansichten darüber, 
wie eine allgemeingültige Gliederung des EHS-Rechts aussehen kann und welchem 
Rechtsgebiet die einzelne Rechtsnorm zuzuordnen ist. 
 
Daher beeinflussten die betrachteten Gliederungsvarianten stark die letztendliche 
getroffene Variante. Dabei stand im Mittelpunkt der Überlegungen die Konzentration auf 
ein einzelnes Rechtsthema und nicht auf das gesamte Rechtsgebiet. Auf diese Weise 
wurde eine Auswertbarkeit für jedes einzelne Rechtsthema sichergestellt. Auch sollte 





die Möglichkeit gegeben sein unterschiedliche Zuordnungsvarianten betrachten zu 
können um eine eventuell vorhandene Abhängigkeit nachweisen zu können. 
Eine Übersicht der im Weiteren verwendeten Zuordnung bietet die nachstehende 
Grafik. Sie stellt einen Screenshot aus der im Anhang dieser Arbeit vollständig 
vorhandene Excel-Datei, die auch die im Einzelnen getroffenen Zuordnungen zeigt (Bild 
10). 
Grundsätzlich wurde in die vier Hauptgebiete Arbeitsschutz, Gefahrgut, Chemikalien 
und Umwelt unterteilt. Aufgrund der beschriebenen Überschneidungen der 
Rechtsbereiche wurde auch hier - zumindest teilweise (s.u.) - eine mehrfache 
Zuordnung gewählt. 
Der Bereich Arbeitsschutz unterteilt sich die Themen gegliedert nach Anforderungen für 
Arbeitsmittel im Allgemeinen (siehe zum Themenbegriff die Definition gemäß 
Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV) und Vorgaben zum sozialen Arbeitsschutz. 
Bei den Vorschriften die sich mit Arbeitsmitteln beschäftigen, wurde unterteilt in die 
Bereiche der Beschaffenheitsanforderungen sowie der Betriebsvorschriften für 
Arbeitsmittel. 
Das Gefahrgutrecht wurde prinzipiell danach unterteilt, auf welchem Verkehrsweg der 
Transport durchgeführt wird, also der Transport per Straße, Rohrleitung, mit der Bahn 
oder dem Schiff. Weiterhin wurde bei der Auswertung der Bundesgesetzblätter eine 
Häufung von Rechtsnormen gefunden, die sich mit dem Transport von Erdöl per Schiff 
beschäftigen. Die Gliederung spiegelt dies wider und verfolgt das Ziel der näheren 
Identifizierung der inhaltlichen Ausprägung der jeweiligen Rechtsnorm, unterteilt nach 
Binnenschifffahrt und Seeschifffahrt. Diesen Überlegungen folgte auch die 
Aufgliederung im Bereich des Schiffsicherheitsrechts. Da sich bei diesem Thema auch 
viele Einzelregelungen auf rein arbeitssicherheitsrechtliche Anforderungen 
konzentrieren, erfolgte hier eine Zuordnung sowohl zum Bereich Gefahrgut als auch 
zum Arbeitssicherheitsrecht. Dies wird durch die Farbwahl der entsprechenden Excel-
Zelle grafische verdeutlicht. 
Der Themenblock des Chemikalienrechts enthält das allgemeine Chemikalien- 
beziehungsweise das Gefahrstoffrecht. Weiterhin wurde hier unterschieden zwischen 





Anlagensicherheitsrecht, Störfallrecht sowie EX-Schutz- Strahlenschutz- und 
Kernenergierecht. 
Beim Umweltrecht schließlich wurden Vorgaben zum Umweltmanagement, zum 
allgemeinen Umweltrecht, zu Energiethemen und zum Naturschutzrecht in einem 
Themenblock zusammengefasst. Der Bereich des Immissionsschutzrechts wurde 
grundsätzlich dem Umweltrecht zugeordnet, aber je nach inhaltlicher Ausprägung der 
jeweiligen Rechtsnorm zusätzlich auch dem Bereich des Chemikalienrechts. Weiterhin 
wurden die Eintragspfade beziehungsweise das zu schützende Medium betrachtet. 








Als nächster Schritt wurden die Ereignisse aus dem Umweltportal portalU (siehe voriges 
Kapitel) recherchiert, ausgewertet und zugeordnet. Die Zuordnung der ausgewählten 
Ereignisse erfolgte nach den identischen Gliederungskriterien wie bei den 
Rechtsnormen. Ziel war es hierbei eine Vergleichbarkeit zu ermöglichen. Wie schon bei 
der Zuordnung der Rechtsnormen wurde auch bei den Ereignissen teilweise eine 
mehrfache Zuordnung gewählt. Hier die nach Dekaden aufgegliederte Übersicht der 
betrachteten Ereignisse (Tabelle 2): 
 






Tabelle 2 Ereignisse 
 Bereich 











bis 1970 . 1 3 4 
1971-1980 1 6 30 36 
1981-1990 10 25 22 46 
1991-2000 32 73 45 81 
2001-2010 5 50 85 122 
nach 2010 . 20 23 45 
 
Im weiteren Verlauf wird untersucht, ob ein medialer Einfluss nachgewiesen werden 
kann. Hierfür wurden allgemeine Zuordnungskriterien für die Medienwirksamkeit (hoch, 
mittel, niedrig) angewandt. Diese basieren auf der absoluten Menge von 
Suchergebnissen bei Google. 
Nach der nun folgenden Erläuterung der prinzipiellen Diagrammtypen und der daran 
anschließenden Auswertung der Diagramme soll als Ergebnis der folgenden Diskussion 





An dieser Stelle sollen die drei verwendeten Diagrammtypen näher erläutert werden. 
Die grafischen Darstellungen wurden mit der Software SAS System (SAS Institute Inc., 
Cary, North Carolina), Version 9.3 erstellt. Prinzipiell wurden für jeden der oben 
beschriebenen zugeordneten Rechtsbereiche diese drei Diagramme erstellt. Um den 





Umfang der Arbeit nicht zu sprengen sollen sie aber nur einmal gesamthaft erläutert 
werden. Anschließend wird im Wesentlichen Diagrammtyp 3 für die Auswertung 
verwendet. 
hist_event 
Bei dem ersten Diagrammtyp handelt es sich um ein einfaches Balkendiagramm. Die 
Länge des Balkens korrespondiert mit der Anzahl der jährlichen Vorfälle / Ereignisse im 
Betrachtungszeitraum 1968-2012 für alle in dieser Arbeit analysierten Themenbereiche 
welche sich in den jeweiligen Jahren ereignet haben. Weiterhin wird die Anzahl der 
Vorfälle kumulierte über die Zeit in Form einer Kurve dargestellt. 
hist_law 
Auch der zweite Diagrammtyp ist ein Balkendiagramm, stellt aber im Gegensatz zu Typ 
1 die Anzahl Gesetze / Verordnung für alle in dieser Arbeit analysierten Rechtsnormen 
dar, welche in den jeweiligen Jahren erlassen wurden. Auch hier wird der 
Betrachtungszeitraum 1968-2012 gewählt und die kumulierte Anzahl über die Zeit 
dargestellt. 
cum_event_law 
Der letzte Diagrammtyp schließlich stellt die beiden Kurven aus den eben beschrieben. 
Darstellungsvarianten gegenüber. Es werden also sowohl die Anzahl der Vorfälle / 
Ereignisse als auch die Anzahl der Gesetze / Verordnungen in kumulierter Form 
dargestellt. Dies gilt für den identischen Betrachtungszeitraum sowie den jeweiligen 
Themenbereich. Diese Darstellungsform ermöglicht und erleichtert das Auffinden von 
eventuell vorhandenen oder interpretierbaren Abhängigkeiten. Im Verlauf der Findung 
der am besten zur Beantwortung der Fragestellung geeigneten Grafik hat sich diese 
Variante als anderen Möglichkeiten überlegen erwiesen um die These / Vermutung 
stringent zu überprüfen, ob ein erhöhtes Auftreten bzw. ein erhöhtes Meldeaufkommen 
von Vorfällen oder Ereignissen die kurz- oder längerfristige Gesetzgebung beeinflusst. 
 
Folgende Abkürzungen werden verwendet: 
All_:  alle Gesetze/Verordnungen (außer Tiergesundheit) 





Ar_:  Arbeitssicherheit – A-Beschaffenheit, A-Vorschrift, A-Sozial  
Ch_:  Chemikalien – C-Gefahrstoffe, C-Anlage, C-Strahlen 
GG_:  Gefahrgut – G-Straße, G-Bahn, Öl-Schiff, Schiffsicherheit 
Um_:  Umwelt – U-Management, U-Immission, U-Abfall, U-Wasser, U-
Bodenschutz 
 
AB_:  Umwelt/Abfall 
AN_:  Chemikalien-Anlagensicherheit und Umwelt-Immission 
GGoS_: Gefahrgut ohne Schiffsicherheit - G-Straße, G-Bahn, Öl-Schiff 
IM_:  Immissionsschutz (Umwelt) 
Si_:  Schiffsicherheit 
St_:  Strahlenschutz (Chemikalien) 





Als Einstieg in die Auswertung der Diagramme soll die Gesamtschau aller betrachteten 
Rechtsnormen Bild 11 vorangestellt werden. In der Grafik ist ein über die Jahre hinweg 
linearer Verlauf mit einem recht konstanten kontinuierlichen Anstieg erkennbar. Es ist 
also ersichtlich, dass die Frequenz des Erlasses von Gesetzen über die Jahre in etwa 
konstant geblieben ist und zumindest nicht gesamthaft durch besondere singuläre 
Ereignisse oder Vorfälle beeinflusst wurde. Eventuell lässt sich seit den 1990er Jahren 
ein etwas steilerer Verlauf herauslesen. Dieser könnte durchaus auf einen stärkeren 
Einfluss der europäischen Regelsetzung hindeuten, der gerade im Umweltressort 
durchaus vorhanden ist. (vgl. Kafsack 2009) 





Hier ist schon eine erste Erkenntnis deutlich abzulesen: das Gefühl sich mit dem 
Verlauf der Jahre einer immer größeren Regelungsdichte gegenüber zu sehen täuscht 
letztlich. Die Gesetzgebung - zumindest im Bereich des EHS-Rechts - befindet sich 
nachweislich über Jahrzehnte hinweg auf einem etwa gleichbleibenden Niveau. 
Allerding kann dieser Fakt nicht darüber hinwegtäuschen, dass durchaus die Anzahl der 
zu erfüllenden Pflichten gestiegen sein kann. Hier sind unter anderem noch zwei 
weitere Einflussfaktoren zu beachten. Nämlich einerseits, dass auch die Anzahl der 
außer Kraft tretenden Rechtsnormen zu beachten ist, und andererseits, ob sich die 
Anzahl der pro Rechtsnorm enthaltenen Pflichten über die Jahre durchschnittlich 
gesehen verändert hat. Diese Fragestellungen sollen hier nur der Vollständigkeit halber 
aufgeführt werden und bieten Raum für weitere Untersuchungen. 
 
 
Bild 11 Diagramm All_histo_law 
 
Arbeitssicherheit/Chemikalien/Gefahrtgut/Umwelt
Anzahl Gesetze/Verordnungen im Zeitraum 1968-2012












































Als nächster Schritt sollen jetzt am Beispiel der Vorschriften, die dem Chemikalienrecht 
zugeordnet wurden, alle drei Grafikvarianten vorgestellt werden. Zu beachten ist hier 
außerdem, dass zusätzlich die Rechtsnormen aus dem Bereich Immissionsschutz mit 
aufgeführt sind. 
Im ersten Balkendiagramm (Bild 12) erkennt man ein erhöhtes Aufkommen von 
Ereignissen beziehungsweise Vorfällen in den Null-er Jahre. Derselbe Effekt wird 
wiederum ab dem Jahr 2010 beobachtet. Es muss hier allerdings die Frage gestellt 
werden, ob einfach mehr Ereignisse gemeldet wurden oder ob tatsächlich mehr 
aufgetreten sind. Die Kurve ist insgesamt sicherlich als über die Zeit ansteigend zu 
beschreiben. Auch hier können wiederum verschiedene weitere Ursachen zugrunde 
liegen. Beispielsweise kann im selben Zeitraum die Anzahl der Anlagen, die derartige 
Ereignisse hervorrufen können, gestiegen sein; oder auch eine Verbesserung der 
Melde-Kultur könnte eine Ursache darstellen. 
 
 
Bild 12 Diagramm AN_histo_event 
Anlagensicherheit: Anzahl Vorfälle
Zeitraum 1968-2012




































Betrachtet man nun über denselben Zeitraum die Anzahl der Gesetze und 
Verordnungen (Bild 13) ist über die Zeit kein wesentlich verändertes Aufkommen zu 
erkennen. Nur im Anfangsbereich des Betrachtungszeitraums ist der Verlauf als leicht 
konkav zu betrachten während er im weiteren Verlauf leicht abflacht. Es ist anscheinend 
eine Sättigung aufgetreten und eine Regelsetzungstätigkeit auf einem zu früher 
vergleichbaren Maß war nicht mehr notwendig. 
Sollen jetzt Abhängigkeiten der beiden Parameter näher miteinander verglichen 
werden, bietet sich wie oben schon beschrieben der dritte entwickelte Diagrammtyp an 
(Bild 14). 
 
Bild 13 Diagramm AN_histo_law 
Hier wird der nicht parallele Verlauf beider Kurven deutlich sichtbar. Dies heißt 
insbesondere, dass das erhöhte Aufkommen (oder aber das erhöhte Meldeaufkommen) 
keine stark sichtbare Veränderung in der Frequenz, Intensität oder Ausmaß der 
Gesetzgebung nach sich gezogen hat. 
Zur weiteren Erläuterung ist noch festzuhalten, dass der Schnittpunkt der beiden 
Kurven hier ein weniger wichtiges Merkmal ist. Dieser entsteht eher zufällig aufgrund 
Anlagensicherheit: Anzahl Gesetze/Verordnungen
Zeitraum 1968-2012












































der jeweils gewählten Skalierung beider Achsen. Auch bei der Auswertung der 
folgenden Diagramme war es daher sinnvoll den Fokus der Betrachtung darauf zu 
richten, wie sich die beiden Kurven im Verlauf gesamthaft zueinander verhalten. 
 
Bild 14 Diagramm AN_cum_event_law 
 
3.2.5.2	 Ergebnisse	aller	betrachteter	Rechtsbereiche	
Nach diesen einführenden Erläuterungen werden nun die Gegenüberstellungen aller 
einzelnen betrachteten Rechtsbereiche diskutiert. Zu Beginn wird auf den Bereich 
Arbeitssicherheit eingegangen. Und zwar gesamthaft für alle enthaltenen Teilbereiche: 
die Beschaffenheitsanforderungen, die Betriebsvorschriften sowie den sozialen 
Arbeitsschutz (Bild 15). 
Erkennbar ist hier schon eine Gesetzgebungstätigkeit vor Meldung des ersten 
Ereignisses. In der ersten Phase ist der Verlauf beider Kurven recht parallel. Auf einer 
leichten Häufung der Vorfälle um das Jahr 1985 resultiert vermutlich der stärkere 
Anstieg ab den 1990er Jahren in der Gesetzgebung, der dann auch bis in die 
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noch weiter zu verstärken. Diskutiert werden kann hier durchaus, ob dies auf den 
Einfluss der ab etwa diesem Zeitraum an Intensität zunehmenden EU-Gesetzgebung 
zurückgeführt werden kann. 
 
Bild 15 Diagramm Ar_cum_event_law 
Auf den nächsten drei Grafiken wird das Themengebiet Gefahrgut behandelt, also die 
Rechtsnormen aus den Bereichen Straße, Bahn und Schiff. 
Bis ins Jahr 2008 sieht man hier (Bild 16) ein sehr kontinuierliches Niveau der 
Gesetzgebungstätigkeit. Auch die Anzahl der Ereignisse und Vorfälle bleibt in etwa 
konstant. Ab 2008 hingegen ist doch ein deutlicher Anstieg im Auftreten von 
Ereignissen zu beobachten, der wahrscheinlich eher nicht mehr durch eine erhöhte 
Meldecompliance erklärbar erscheint. 
Wird das Thema Schiffsicherheit separiert vom Bereich Gefahrgut betrachtet (Bild 17), 
ist hier gesamthaft ein konkaver Kurvenverlauf im Bereich der Regelsetzung ablesbar. 
Werden der Anfangs- und Endzeitraum des betrachteten Zeitbereiches direkt 
gegenübergestellt scheint es möglich, hier von einer Sättigung oder einfach 
































1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015




  Anzahl Vorfälle   Anzahl Gesetze





bestand ab diesem Zeitpunkt keine Notwendigkeit weiterer Regelsetzungstätigkeit. Wird 
der Bereich Gefahrgut wie oben beschrieben nun gesamthaft betrachtet, wird ein 
glättender Einfluss auf den Kurvenverlauf sichtbar, der aus der gesetzgeberischen 
Tätigkeit im Bereich Schiffsicherheit folgt (Bild 18). 
Ob das in den letzten Jahren verstärkte Auftreten von Ereignissen zu Änderungen 
führen könnte, kann derzeit noch nicht eindeutig abgelesen werden. Es ist schließlich 
mit einem – allein schon verfahrenstechnisch bedingten - Zeitversatz zwischen einem 
aktuell diskutiertem Thema und dessen späterer rechtlicher Umsetzung zu erwarten. 
Vor 2008 ist kein Zeitraum mit einem verstärkten Auftreten von Ereignissen zu 
erkennen, und die aktuellen Entwicklungen schlagen sich derzeit noch nicht in einem 
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Bild 17 Diagramm Si_cum_event_law 
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Die nächsten beiden Diagramme beziehen sich auf den Rechtsbereich des 
Chemikalienrechts. Insgesamt ist hier ein über die Zeit recht gleichmäßiges 
Gesetzgebungsverhalten zu beobachten. Eindeutig ist dabei die Unabhängigkeit des 
Kurvenverlaufs von der Intensität, Anzahl und Frequenz der dokumentierten Ereignisse 
und Vorfälle (Bild 19). Selbst die deutliche Häufung von Vorfällen in 1999 und 2000 und 
die daran anschließende Stagnation derselben schlägt sich nicht erkennbar auf die 
Regelsetzungstätigkeit nieder. 
 
Bild 19 Diagramm Ch_cum_event_law 
 
Wird nun der Strahlenschutz aus dem Bereich Chemikalienrecht separiert betrachtet 
(Bild 20), ist ein auf eine kurzfristige Stagnation ab dem Jahr 2005 anschließende ab 
etwa 2009 ansteigende Verhalten der Gesetzgebungstätigkeit in den letzten Jahren zu 
beobachten. Zu diskutieren wäre, ob dieses in den letzten Jahren beobachtete 
Gesetzgebungsvolumen auf das vor 10 Jahren stark erhöhte Auftreten von Ereignissen 
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Auch könnte der sich seit 2010 wieder deutlich verstärkende Anstieg der Ereignisse 
zukünftig Auswirkung auf die Gesetzgebungstätigkeit entfalten. Derzeit sind solche 
Effekte aber noch nicht aus der Grafik ablesbar ist. 
 
Bild 20 Diagramm St_cum_event_law 
 
Abschließend wird nun der Bereich des Umweltrechts, zuerst gesamthaft und 
anschließend entsprechend der in der Praxis üblichen Einteilungen - entsprechend der 
Eintragspfade - betrachtet. Zu erkennen ist ein ansteigender Kurvenverlauf der 
kumulierten Ereignisse seit dem Jahr 2000, der ab circa 2010 noch einmal an Steigung 
deutlich zulegt (Bild 21). Dieses erhöhte Aufkommen hat sich bisher allerdings nicht in 
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Bild 21 Diagramm Um_cum_event_law 
 
Der Kurvenverlauf für den Bereich Immissionsschutz (Bild 22) ist dem des gesamthaft 
betrachteten Umweltschutzes sehr ähnlich. Bisher schlägt sich im 
Gesetzgebungsverhalten nicht nieder, dass ein recht deutlicher Anstieg der Vorfälle 
oder Ereignisse ab circa 2010 zu erkennen ist. Dieser kann sich wie beschrieben erst in 
den nächsten Jahren bemerkbar machen. Zu diskutieren ist aber auch hier, welche 
Ursachen diesem Effekt tatsächlich zu Grunde liegen. Neben der Variante, dass einfach 
mehr Ereignisse dokumentiert werden, ist auch eine Häufung aufgrund der inzwischen 
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Bild 22 Diagramm IM_cum_event_law 
 
Auch im Bereich des Wasserrechts ist keine Abhängigkeit von Gesetzgebungsverhalten 
und Ereignissen erkennbar, und dies gilt für beide Blickrichtungen der Betrachtung (Bild 
23). Weder verstärkt sich in den Folgejahren nach Beginn der 80er-Jahre die 
Gesetzgebungstätigkeit, noch geht deren durchschnittliche Steigung zurück, nachdem 
zwischen 1986 bis ins Jahr 2002 keine Vorkommnisse aufgeführt sind. Es kann also 
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Bild 23 Diagramm WS_cum_event_law 
 
Der Vollständigkeit halber soll abschließend die Grafik zum Themenbereich Abfall 
vorgestellt werden (Bild 24). Dieses Mal wurde die Darstellungsform des 
Balkendiagramms gewählt, da im betrachteten Zeitraum nur ein Ereignis aufgetreten ist 
oder eben dokumentiert wurde. Interessant ist, dass trotz Nichtauftreten / Nichtmeldung 
von Ereignissen dennoch über die Jahre hinweg eine recht kontinuierliche 
Regelsetzung stattgefunden hat. Auffällig ist die in den Jahren 1995-2000 
vergleichsweise erhöhte Gesetzgebungstätigkeit. Diese basiert möglicherweise auf dem 
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Eine weitere Fragestellung, die im Rahmen der Erstellung dieser Arbeit betrachtet 
wurde, war die Suche nach Ursachen, die ein verändertes Gesetzgebungsverhalten 
nach sich hätten ziehen können. In der heutigen medial eng verknüpften Zeit drängt 
sich eine Variante förmlich auf, und zwar die der Medienwirksamkeit von Ereignissen. 
Gemeint ist hier die Intensität, mit der in den Medien über die einzelnen Ereignisse 
berichtet wurde. 
Hier bestand die Schwierigkeit, die teilweise rund vierzig Jahre zurückliegenden 
Ereignisse aussagekräftig miteinander vergleichbar zu machen. Die einzige 
Lösungsmöglichkeit war hier eine Treffersuche der Google-Suchmaschine zu jedem 
einzelnen der Ereignisse durchzuführen. Die Zuordnung erfolgte dann anhand der 
einfachen Kriterien hoch, mittel und niedrig. Die letztlich vorgenommenen Zuordnungen 
sind in den Anhängen vollständig enthalten. Aufgrund des im Betrachtungszeitraum 
Umwelt/Abfall: Anzahl Gesetze/Verordnungen
Zeitraum 1968-2012











































stetig gestiegenen Einflusses und damit auch zahlenmäßigen Anstiegs der medialen 
Berichterstattung, musste hierbei versucht werden, den Kurvenverlauf entsprechend 
auszugleichen. Insofern sollen diese Auswertungen auch nur eine eventuell vorhandene 
Tendenz näher beleuchten, sie sind statistisch gesehen aber weniger aussagekräftig. 
In den hier vorgestellten Diagrammen (Tabelle 3 Einfluss Medienberichterstattung) 
werden nur die Vorfälle mit hoher oder mittlerer Medienpräsenz beachtet, wobei in den 
Grafiken die Kurve der Gesetze und Verordnungen genau der Kurve aus den oben 
vorgestellten Diagrammen entspricht. Ausschließlich die Kurven der Vorfälle sind 
entsprechend angepasst. 
Ein Effekt ist sowohl beim Themenbereich Gefahrgut als auch bei der Schiffsicherheit 
erkennbar. Werden nur Ereignisse betrachtet, welche ein mittleres bis hohes Interesse 
in den Medien auslösen, wirkt sich dies auf den entsprechenden Kurvenverlauf 
überraschenderweise eher glättend aus. Eine mögliche Schlussfolgerung hierzu ist, 
dass in den Medien über diese Themen mit großer Konstanz und stetig berichtet wird, 
ohne dass größere Ereignisse sie dazu veranlassen könnten von der Vorgehensweise 
abzuweichen. 
Beim Strahlenschutz sind nahezu keine Unterschiede auszumachen, unabhängig ob 
alle Ereignisse betrachtet werden, oder nur diejenigen mit mittlerer und hoher 
Medienpräsenz. Dies war aber auch zu erwarten, da in diesem Themenbereich 
eigentlich keine Ereignisse aufgefunden werden konnten, die nur eine geringe 
Medienberichterstattung nach sich gezogen haben. 
Insgesamt scheinen Art und Umfang der medialen Berichterstattung wohl weniger 
Einfluss auf die Regelsetzung in Deutschland und der EU zu haben als erwartet. Dies 
spricht aber im Umkehrschluss - positiv betrachtet - durchaus sowohl für die an diesen 
Prozessen beteiligten Personen, als auch für die Prozesse selber, da sie sehr wenig 
anfällig für Tagesereignisse zu sein scheinen. 
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Tabelle 3 Einfluss Medienberichterstattung 
















An dieser Stelle werden die im ersten Hauptteil gewonnenen Ergebnisse 
zusammengefasst, und entsprechende Handlungsempfehlungen abgeleitet. 
Bei gleichzeitiger Betrachtung aller EHS-Rechtsbereiche sind auf den ersten Blick keine 
direkten oder eindeutigen Abhängigkeiten zwischen den Ereignissen und der 
anschließenden Gesetzgebungstätigkeit zu finden. Je enger eingegrenzt der 
untersuchte Rechtsbereich jedoch wird, desto mehr Hinweise finden sich. So deutet 
beispielsweise der Kurvenverlauf aus den Diagrammen zum Rechtsbereich 
Strahlenschutz durchaus an, dass eine solche Abhängigkeit vorhanden ist. 
 
Schlussgefolgert kann also werden, dass zumindest bei Ereignissen, bei denen eine 
Betroffenheit bei vielen Menschen vorliegt – und dementsprechend auch das 
entsprechende Maß der medialen Berichterstattung vorhanden ist - eine darauf 
folgende verstärkte Regelsetzungstätigkeit eintritt. Der Begriff Betroffenheit soll hier 
mehrdeutig verstanden werden, da sie direkt oder indirekt auftreten kann und dabei 
gleichfalls physisch wie psychisch. Ereignisse, die in einem solchem oder ähnlichen 
Bereich auftreten, lösen bei vielen Menschen und demzufolge auch bei den an den 
Regelsetzungsprozessen beteiligten Personen vielfältige Reaktionen aus, und sind 
demzufolge auch dafür geeignet zumindest unbewusst Einflussnahme zu generieren. 
Wahrscheinlich ist die Absicht, aus beobachteten Fehlern zu lernen und eine rechtliche 
Basis zu schaffen, um so zukünftig ähnliche Vorfälle präventiv zu vermeiden. Dabei ist 
es letztlich von untergeordnetem Interesse, ob sich die Änderung oder Neuerung 
innerhalb der Rechtsnorm auf eine technische, organisatorische oder persönliche 
Rechtspflicht bezieht.  
Wenn also bei einem Thema eine statistisch relevante Abhängigkeit zumindest nicht 
ausgeschlossen, beziehungsweise durchaus als wahrscheinlich zu vermuten ist, so ist 





es im Umkehrschluss auch nicht von der Hand zu weisen, dass in anderen 
Rechtsbereichen derartige Abhängigkeiten vorliegen.  
Diese Ausarbeitung hat somit die Grundlagen auf der Ebene einer rechtlichen 
Gesamtschau des Bereichs des EHS-Regelwerkes gelegt, die beschriebenen 
Abhängigkeiten nachzuweisen. Auch konnten die für diese Zwecke notwendigen 
Nachweismethoden entwickelt und erfolgreich angewendet werden. Für zukünftige 
Untersuchungen wäre es daher interessant noch detailliertere und enger eingegrenzte 
Teilbereiche aus der Themenvielfalt des EHS-Regelwerks auszuwählen. Diese wären 
dann noch spezifischer – vielleicht sogar auf der Ebene eines einzelnen Ereignisses - 
zu betrachten. Eventuell wäre es auch zweckdienlich die Gruppierung und Zuordnung 
der Rechtsnormen zu den Rechtsgebieten bei weiteren Untersuchungen zu variieren.  
 
Der Kern der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie ist sicherlich mit der 
richtigen Zielstellung gewählt wenn es dort heißt: „Ein praktikables Vorschriften- und 
Regelwerk muss in sich konsistent und vor allem für die Anwender leicht handhabbar 
und aus sich heraus verständlich sein“ (BMAS 2011, S. 2). 
„Gemessen am aktuellen Wissensstand besteht ein hoher Handlungsbedarf, den 
Unternehmer/innen in Klein- und Kleinstbetrieben zentrale Inhalte wichtiger Gesetze im 
Arbeits- und Gesundheitsschutz zu vermitteln.“ (Sczesny et al. 2011, S. 38) Unter 
diesen Voraussetzungen ließen sich aber unter Anwendung der oben beschriebenen 
Vorgehensweise deutliche Verbesserungen erzielen. Die Manager und Unternehmer, 
die sich auf dem aktuellen Stand von Geschehnissen im Bereich der Arbeits- und 
Anlagensicherheit, aber auch des Umweltschutzes halten, werden zwangsläufig 
verstärkt auf die aktuelle Rechtslage hingewiesen. Im Laufe eines kontinuierlichen 
Verbesserungsprozesses werden sie so nicht nur ihr Wissensniveau im Bereich EHS 
erweitern, und damit auch für Ihre Unternehmung leichter eine passende 
Herangehensweise zur betrieblichen Umsetzung der Rechtspflichten finden. Sie werden 
ihr Wissen auch nutzen können, um präventiv auf die sich ständig ändernde Rechtslage 
reagieren zu können. 
Letztlich kann die ursprüngliche These denen diese Überlegungen zugrunde lag absolut 
betrachtet bestätigt werden. Die Verfolgung von EHS-Ereignissen in den Medien ist 





dafür geeignet, den „Überraschungseffekt“ von gesetzlichen Neuerungen abmildern und 
kann so den betrieblich Verantwortlichen unterstützen, rechtzeitig sein Unternehmen 
auf bevorstehende Rechtsänderungen vorzubereiten und präventive Maßnahmen zu 
ergreifen. 
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In diesem Kapitel wird der erste Teil der anfänglich aufgestellten These behandelt und 
soll schließlich belegt oder auch widerlegt werden: KMU können durch Anwendung 
eines wiederkehrenden EHS-Prozesses unter Anwendung einer geeigneten EHS-
Compliance-Liste die wesentlichen Punkte von EHS-Verantwortung in praxisgerechter 
Weise erfüllen und so einen erhöhten Sicherheits- und Umweltstatus erreichen. 
Um dieses Ziel zu erreichen war es notwendig, ein den Anforderungen entsprechendes 
Modell zu entwickeln. Da es sich gerade im Anlagensicherheitsrecht aber auch im 
Bereich Arbeitsschutz auf Normebene bewährt hat mit Ablaufdiagrammen und 
Prozessfließbildern zu arbeiten – viele der praktischen Anwender sind technisch 
geprägt – sollen hier einige dieser Prozesse vorgestellt werden. Ziel wird hierbei sein, 
die für die Zielstellung dieser Arbeit geeignetsten, und in der betrieblichen Praxis 
bewährten, Prozessschritte für die Erarbeitung eines neuen Modells zu nutzen. 
Das neue Modell soll den gesamten Bereich des EHS-Rechtes umfassen. Es muss also 
geprüft werden, ob die aus dem Bereich der Arbeits- und Anlagensicherheit 
entnommenen Methoden auch in gleicher Weise für das Umweltschutzrecht anwendbar 
sind. 
Weiterhin wird als Hilfsmittel zur Umsetzung der rechtlichen Vorgaben gerade für den 
KMU-Unternehmer eine grundlegende Compliance-Liste erarbeitet. Es muss 
anschließend getestet werden, in wie weit mit deren Hilfe die entwickelten 
Prozessschritte rechtssicher abgedeckt werden können, und an welcher Stelle eventuell 
doch ein Delta gefunden werden kann. 
Eine Forderung der These ist die praktische Anwendbarkeit. Ein wesentlicher Faktor 
hierfür und für die tatsächliche betriebliche Umsetzung eines derartigen Compliance-
Prozesses, ist auch der für die Bearbeitung notwendige zeitliche und personelle 






sein. Abschließend soll das entwickelte Modell bewertet werden und eine Empfehlung 





Bei einer Betrachtung und Gegenüberstellung der verschiedenen Prozessmodelle fallen 
auf den ersten Blick prinzipiell wenige Unterschiede auf. Sie wurden im Eingangskapitel 
ausführlich erläutert und sind den Managementsystemen entnommen. Vor allem die 
Zertifizierungsnormen ähneln sich doch sehr stark und beziehen sich immer wieder auf 
einen viergeteilten Regelkreis. Etwas aus der Reihe fällt in diesem Zusammenhang die 
älteste dieser Normen – allerdings doch eher auf Seiten der Wortwahl, nicht aber beim 
beabsichtigten Inhalt. In dieselbe Richtung geht auch die Vorgehensweise, derer sich 
der TÜV für seine praktische Arbeit behilft. 
Diese vier Prozessvarianten haben im Wesentlichen die Grundaussage, dass ein 
Prozess oder das Ergebnis eines vorangegangenen Prozesses nur dann gut werden 
wird, wenn er kontinuierlich durchlaufen und damit das erzielte Ergebnis genauso 
kontinuierlich auf ein höheres Niveau als das Ausgangsniveau verbessert wird. Es wird 
also tendenziell von einem im Kreis laufenden Prozess ausgegangen. 
Auf der anderen Seite stehen die Prozesse nach der TRBS 1111 sowie der 
Vorgehensweise gemäß Merkblatt A 016. Beiden Varianten ist gemein, dass hier der 
Fokus eher auf dem linearen Durchlaufen eines Prozesses liegt, im Gegensatz zu dem 
auf regelmäßig wiederkehrenden Durchlauf angelegten Denkansatzes bei den vorher 
beschriebenen Varianten. Es wird zwar auch von einer regelmäßigen Überprüfung 
gesprochen, allerdings nur im dem Fall, dass sich die betrieblichen Gegebenheiten 
ändern oder geändert haben. Damit ist der Fokus hier klar erkennbar anders 
ausgerichtet, da die anderen vorgeschlagenen Varianten grundsätzlich wiederkehrend 
zu durchlaufen sind. Dies gilt unabhängig davon, ob eine Änderung der betrieblichen 
Realität stattgefunden hat. Eine derartige Änderung könnte auch dadurch und ohne 
Zutun der betrieblich Verantwortlichen verursacht sein, dass eine Änderung der jeweils 






zieht. Solche Auswirkungen würden mit den Prozessen nach TRBS 1111 und Merkblatt 
A016 nur indirekt erfasst. 
Eine Besonderheit bietet der Prozess nach dem in Deutschland bei Unternehmen am 
weitesten verbreitenden Anbieter von EHS-Compliance Lösungen – RACK. Er 
beschreibt letztlich analog zu den Zertifizierungsnormen auch einen wiederkehrenden 
Prozess. Dabei liegt der Fokus sehr stark auf der Bearbeitung der einzelnen 
Rechtstexte und der Delegation der aus ihnen resultierenden Rechtspflichten. Darauf, 
dass diese Pflichten noch betrieblich umgesetzt werden müssen, und hierin der 
wahrscheinlich höchste zu erwartende Aufwand zu finden ist, wird nicht eingegangen. 
Insofern versucht sich der RACK-Prozess eher an der Möglichkeit einer Entschuldung 
der obersten Leitung einer Unternehmung als an der tatsächlichen betrieblichen 




Eine Gegenüberstellung der beschriebenen Prozessmodelle zur besseren 
Vergleichbarkeit der einzelnen Prozessschritte bietet die folgende Tabelle (Tabelle 4 

























Ziel der Arbeit ist die Entwicklung eines individuell auf jede Unternehmung anpassbares 
Modell zur Beschreibung und Verbesserung der allgemeinen EHS-Compliance. Dieses 
Modell wird letztlich aus dem zu findenden grundsätzlichen EHS-Prozess und einem für 
KMU geeigneten Hilfsmittel bestehen. Zur Erreichung von EHS-Compliance wird die 
Bearbeitung von hier nur kurz umrissenen und aus Sicht des Modells untergeordneten 
Dokumenten notwendig werden. Die Dokumente sind an anderer Stelle ausreichend 
umfangreich beschrieben und sind nicht Bestandteil dieser Arbeit. 
Zu diskutieren ist an erster Stelle die Frage nach den grundsätzlichen Anforderungen 
für den EHS-Prozess sowie für ein sinnvoll diesen Prozess unterstützendes Hilfsmittel, 
die Compliance-Liste. 
Für beide Dokumente oder Hilfsmittel gilt derselbe Grundsatz. Wird ein zu knappes 
Dokument generiert wird eine entsprechende Zeit- und Kostenersparnis erreicht 
werden. Diese ist für den Normalfall – also den Fall das Nichts passiert – verführerisch 
für KMU. Allerdings wird dies erkauft durch eine geringe Prüftiefe und auch durch ein 
damit nur geringeres Maß an erreichbarer Rechtssicherheit. Auf der anderen Seite steht 
der eher juristische geprägte Versuch einer „allumfassenden Problemlösung. Dieser 
wäre aber sehr zeit- und kostenintensiv.“ (vgl. Eichert und Meier 1999, S. 17) 
Ein „gerechter Ausgleich zwischen Vollständigkeit und Praktikabilität“ (Eichert und Meier 
1999, S. 24) erscheint hier also durchaus sinnvoll. Die Zertifizierungsnormen bieten 
eine interessante Sichtweise auf die Fragestellung dieser Arbeit. Sie schlagen vor, den 
Sicherheits- und Umweltstatus einer Unternehmung von einem, in einem ersten Schritt 
zu erreichenden, „Fast-Compliance-Niveau“ immer weiter zu erhöhen. Zentrales 
Element aller dieser Normen ist der oben beschriebene PDCA-Zyklus, mit dessen Hilfe 
und unter dessen konsequenter Anwendung ein Aufwärtsspirale in Gang gesetzt 
werden soll. Damit ist der kontinuierliche Verbesserungsprozess geeignet, sowohl den 
zu erarbeitenden Prozess als auch die untergeordneten Dokumente und Teilprozesse 







Auf der anderen Seite steht noch die Erfordernis einer praktikabel einsetzbaren 
Compliance-Liste. „Es besteht die grundsätzliche gesetzliche Anforderung, dass 
Verpflichtungen (Gesetze, Verordnungen, Richtlinien, usw.) ermittelt werden müssen. 
Dies muss kontinuierlich erfolgen, ebenso wie deren Umsetzung, Bewertung und 
Aktualisierung.“ (Huck 2012, S. 79) 
Ein geeignetes Werkzeug wird daher nicht ohne die Grundlage eines Verzeichnisses 
aller relevanten Rechtsvorschriften auskommen – also einer Art Rechtskataster. Die 
Ermittlung eines Rechtskatasters ist auch zentrale Forderung aller 
Zertifizierungsnormen. Dabei stellt sich wiederum die Frage, ob hier ein Anspruch auf 
Vollständigkeit besteht, oder ob ein geeignetes Abschneidekriterium gefunden werden 
kann um zumindest den Erstaufwand zu reduzieren. Es wird zu ermitteln sein, welche 
Vorschriften für das Unternehmen einschlägig sind und für welche 
Unternehmensbereiche bzw. Prozesse sie gelten. Weitere Fragestellungen werden 
sein, auf welche Weise im EHS-Prozess gewährleistet werden kann, dass grundsätzlich 
die aktuell gültige Rechtslage betrachtet wird und wie die Einhaltung der rechtlichen 
Anforderungen anschließend rechtssicher dokumentiert werden kann. 
Darüber hinaus ist ein entsprechendes Hilfsmittel zu entwickeln, mit dessen Anwendung 
der Prozess bei möglichst vielen Schritten in praxistauglicher Weise Unterstützung für 
KMU bietet. Dabei sollte allerdings die Compliance-Liste „weder zu dünn noch zu dick 
werden“ (Eichert und Meier 1999, S. 16), aufgrund der schon beschriebenen jeweiligen 
Vor- und Nachteile. 
Um diese Kriterien zu erfüllen wird im Ergebnis dem Modell und den zentralen 
Prozessschritten der PDCA-Managementregelkreis zu Grunde liegen. Eine mögliche 
sinngemäße deutsche Übersetzung wäre in etwa: Planung, Umsetzung, Kontroll- und 
Korrekturmaßnahmen und kontinuierliche Verbesserung. Zentrales Prinzip ist die 
wiederkehrende Bearbeitung eines zentralen Themas, welches mit den Durchlaufzyklen 
auf einen immer besseren Stand gebracht wird. Auf welche Themen- / Fragestellung 
solch ein Managementregelkreis oder auch Kontinuierlicher Verbesserungsprozess 
(KVP) angewandt wird, ist prinzipiell egal. 
Vorausgesetzt ein geeigneter Grundprozess mit der darauf aufbauenden weiteren 






PDCA-Zyklen auch eine kontinuierliche Steigerung des Sicherheits- und Umweltstatus 
für die Unternehmung erreicht. Daraus resultiert auch ein höheres Maß an 






In diesem Kapitel wird zuerst ein gesamthafter Überblick über den entwickelten EHS-
Prozess als Teil des Modells gegeben (Bild 25). Anschließend wird jeder einzelne 
Prozessschritt näher erläutert und diskutiert. Anschließend werden Vorschläge zu einer 
sinnvollen Zusammensetzung eines Teams zur Bearbeitung des Prozesses gemacht 
sowie Kriterien für eine rechtssichere Delegation von Rechtspflichten vorgestellt. 
Für die Entwicklung des EHS-Prozesses wurden – zumindest in Teilaspekten - alle 
beschriebenen Prozesse verwendet. Diese beschreiben allerdings immer nur einen 
Ausschnitt der betrieblichen EHS-Realität, und zwar genau den Aspekt und die 
Sichtweise, für deren Beschreibung sie ursprünglich entwickelt wurden. Da aber ein 
gesamthafter EHS-Prozess erarbeitet werden sollte, war es notwendig, mehrere 







Bild 25 Der EHS-Prozess 
 
Der erste Teil des Modells besteht prinzipiell aus einem einfachen linearen 
Grundprozess, der nur einmalig durchlaufen werden muss. Die Prozesse aus der 
Technischen Regel TRBS 1111 und dem Merkblatt A 016 dienten dabei als wesentliche 
Inspirationsquelle und wurden in Teilen, allerdings in hierfür angepasster Form, 
herangezogen. Da die TRBS aber keinen Fokus auf den rechtlichen Part beinhaltet – 






wurden einige Prozessschritte aus dem RACK-Prozess entlehnt an geeigneter Stelle 
eingefügt.  
 
Darüber hinaus wurde an zwei Prozessschritten ein PDCA-Zyklus integriert, um an 
geeigneter Stelle darauf hinzuweisen, dass eine Revision gegebenenfalls zwingend 
erforderlich ist – oder dass die Notwendigkeit zumindest zu prüfen ist. Allerdings eben 
nur an genau den herausgestellten Prozessschritten und nicht an jedem einzelnen. 
Schließlich muss beispielsweise nicht kontinuierlich eine Erfassung der betrieblichen 
Organisation stattfinden, da sie normalerweise gerade in Kleinen und Mittelständigen 
Unternehmen über die Zeit stabiler ist und keinem ständigen Wandel unterliegt. Der 
besseren Darstellbarkeit geschuldet wurde der wiederkehrend durchzuführende 
kontinuierliche Verbesserungsprozess bildhaft am rechten Rand des linearen 
Prozesses eingefügt. 
Die einzelnen Prozessschritte werden im Folgenden ausführlicher beschrieben. 
Anschließend wird der Prozess zum „Compliance-System“ erweitert und zusammen mit 






Der grundlegende hier beschriebene EHS-Prozess kann als zentrales Element zur 
Erreichung eines erhöhten Sicherheits- und Umweltstatus dienen. Er orientiert sich 
grundsätzlich an der Vorgehensweise eines kontinuierlichen Verbesserungsprozesses 
und basiert im Wesentlichen auf den im Kapitel der Modellbeschreibungen erläuterten 
gemeinsamen Prozessschritte Plan, Do, Check, Act also Planung, Umsetzung, Kontroll- 







Sowohl die erstmalige als auch die, im Rahmen des Kontinuierlichen 
Verbesserungsprozesses, wiederkehrende Bearbeitung der Prozessschritte sollte je 
nach Unternehmensgröße optimaler Weise in einem Team durchgeführt werden. Für 
ein Kleinunternehmen, welches keinen zusätzlichen umweltrechtlichen oder sonstigen 
Genehmigungen unterliegt, kann eventuell der Unternehmer selbst die später 
beschriebene Compliance-Liste und den linearen Prozess alleine bearbeiten, falls er 
über Wissen in allen EHS-Teilbereichen verfügt. Für größere Unternehmen empfiehlt 
sich aber die Etablierung eines Expertengremiums, welches in unterjährigem Turnus die 
Gesamtliste bearbeitet – siehe hierzu auch das Kapitel zum Compliance-System. 
Sinnvollerweise wäre tragender Teil dieses Expertenteams der betrieblich 
verantwortliche Unternehmer. Sofern eine Delegation von EHS-Pflichten an 
Fachexperten vorgenommen wird, sollten diese bei der Bearbeitung anwesend sein und 
vor allem in dem ihnen übertragenen Fachgebiet unterstützen. Beispiele für 
Fachexperten wären etwa die Sicherheitsfachkraft, die Elektrofachkraft sowie die 
Beauftragten aus Arbeitssicherheit und Umweltschutz. Aspekte möglicher  
Einbindungsformen enthält das Kapitel „Bearbeitung durch Fachexperten“. 
 
4.2.1.1	 Schritt	1:	Erfassen	der	Betriebsorganisation	
Der erste Schritt des linearen Grundprozesses ist identisch entnommen aus dem 
Merkblatt A 016 und dient als Basis für alle darauf aufbauenden linearen wie auch 
wiederkehrenden Schritte. Die Erfassung der Betriebsorganisation an erste Stelle zu 
platzieren macht aus mehreren Aspekten Sinn. 
Einerseits ist es sinnvoll, die Betriebsorganisation einschließlich der jeweiligen 
Funktionen und Verantwortlichkeiten zuerst zu ermitteln, um dann zielgerichteter die 
richtige Auswahl der zutreffenden Rechtsnormen zu Verantwortlichkeiten und 
Betriebsbereichen zu finden. Auch ist die genaue Kenntnis des Betriebes wesentliche 
Voraussetzung für eine rechtlich sichere Delegation der unternehmerischen 
Verantwortung. Dadurch wird die Auswahl des richtigen Delegationsempfängers klarer 
ersichtlich und einfacher durchführbar. 
Ein weiterer Aspekt ist, dass alle Zertifizierungsnormen diese Anforderung enthalten. 






Prozesse, aber die Erfassung der betrieblichen Organisation bildet auch hier die 
Ausgangsbasis für alle weiteren Schritte. Ein weiterer Beleg für die Positionierung an 
der ersten Position. Auch für den Fall, dass eine Zertifizierung des Betriebes angestrebt 
wird – mit dem möglicherweise hieraus resultierenden Wettbewerbsvorteil gegenüber 
nicht zertifizierten Konkurrenzunternehmen – ist also auf diese Weise auch schon ein 
grundlegender Teil der vorbereitenden Arbeiten erfüllt. 
 
4.2.1.2	 Schritt	 2:	 Arbeitsmittel,	 Arbeitsstoffe,	 Arbeitsumgebung,	
Tätigkeiten	
Prozessschritt zwei basiert auf dem ersten Schritt aus der Technischen Regel TRBS 
1111. Die Sichtweise der Technischen Regeln zur Betriebssicherheitsverordnung ist 
naturgemäß gerichtet auf den sicheren Betrieb des jeweiligen Arbeitsmittels oder der 
überwachungsbedürftigen Anlage. Dieser Ansatz wurde allerdings um einen 
Betrachtungswinkel erweitert, und zwar um den der Tätigkeiten. Die Erfassung und 
Beurteilung der ausgeübten Tätigkeiten ist für den linearen Grundprozess wesentlich, 
da erst aus dem Tätigwerden der Mitarbeiter viele der im Folgenden zu bearbeitenden 
Rechtspflichten resultieren. 
Der zweite Prozessschritt bezieht sich aber nicht nur auf Arbeitsmittel (einschließlich 
der Anlagen) und Tätigkeiten, sondern betrachtet auch die Arbeitsstoffe und die 
Arbeitsumgebung. Es werden somit alle EHS-Bereiche thematisiert. Auch „der 





(Eichert und Meier 1999, S. 19) 
Die von Eichert beschriebene Objekttripel für den Bereich des Umweltrechts kann also 
durch die oben getroffene Auswahl der zu betrachtenden Elemente vollständig 






Prozessschritte die wesentlichen Grundlagen gelegt, auf denen die weiteren Schritte 
aufbauen können. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die genaue Kenntnis der 
Betriebsorganisation aus dem Prozessschritt eins und der in den einzelnen 
Unternehmensbereichen durchgeführten Tätigkeiten die Grundvoraussetzung für die 
Auswahl der korrekten Pflichten beziehungsweise noch allgemeiner formuliert, für jede 
Form einer Gefährdungsbeurteilung, darstellt. 
 
4.2.1.3	 Schritt	3:	Beschaffung	der	aktuellen	EHS‐Rechtsnormen	
Als nächster Schritt des linearen Grundprozesses sind nun die Grundlagen für die 
spätere Bewertung der Einschlägigkeit der Pflichten zu schaffen. An dieser Stelle des 
Prozesses wird deutlich von der Vorgehensweise nach TRBS 1111 beziehungsweise 
Merkblatt A 016 abgewichen und ein stärkerer Fokus auf die rechtlichen Grundlagen 
gelegt. Damit wird erreicht, dass der Grundprozess tatsächlich für alle Bereiche des 
EHS-Rechts global genutzt werden kann, und nicht nur ein einzelner 
Betrachtungsaspekt „herausgepickt“ wird. 
Da die Pflichten wie schon beschrieben Bestandteil der EHS-Rechtsnormen sind, 
müssen diese dem Beurteilenden auch bekannt sein. Auf welche Weise die 
Rechtsnormen beschafft werden sollen ist üblicherweise durch den Unternehmer zu 
entscheiden. Prinzipiell stehen hier kostenfreie und kostenpflichtige Ressourcen zur 
Verfügung. 
Ein wesentlicher Aspekt hierbei ist natürlich, neben dem für die Bearbeitung 
notwendigen Aufwand, dass die Rechtsnormen zwingend dem aktuellen Stand der 
Rechtslage entsprechen müssen. Aus diesem Grund bieten immer mehr Dienstleister 
genau diesen Service an, kontinuierlich aktuelle Informationen zu liefern.  
Mindestens genauso effektiv und effizient (und dabei gerade für KMU kostensparender) 
ist es, die Recherche selber durchzuführen. Sinnvollerweise sollte sich hier allerdings 
der offiziellen, und damit auch unter Complianceaspekten verlässlichen Quellen, 
bedient werden. So bietet beispielweise das „Bundesministerium für Justiz und für 
Verbraucherschutz“ im Internet einen kostenlosen Aktualitätendienst sowie eine 






Wie auf der dortigen Homepage beschrieben ist der Aktualitätendienst sogar in Form 
eines RSS-Feeds zu beziehen und wird durch die sogenannte Dokumentationsstelle im 
Bundesamt für Justiz fortlaufend konsolidiert. Darüber hinaus findet sich hier auch der 
Link zum Internetauftritt des für die kostenlose Veröffentlichung der 
Bundesgesetzblätter zuständigen Bundesanzeiger-Verlages. Die hier verfügbaren 
Informationen waren auch die Grundlage für die Erarbeitung der Compliance-Liste. 
Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass inzwischen auch viele Fachzeitschriften 
regelmäßig Informationen zu sich ändernden EHS-Rechtsnormen anbieten. Beispiele 
sind etwa die „Zeitschrift für betriebliche Prävention und Unfallversicherung – 
Gefährdungsbeurteilung“ oder „Der Sicherheitsingenieur“. An dieser Stelle sei aber 
darauf hingewiesen, dass hier die Vollständigkeit der Betrachtung der für die eigenen 
Unternehmung einschlägigen Rechtsnormen kritisch hinterfragt werden muss.  
 
4.2.1.4	 Schritt	4:	Erstellung	eines	Rechtskatasters	
Als nächster Schritt ist nun aus der Fülle der eben beschafften Rechtsnormen ein 
Rechtskataster zu erstellen, welches genau die Rechtsnormen beinhaltet, die für die 
eigene Unternehmung anzuwenden und einzuhalten sind. Hierbei bilden die 
Erkenntnisse aus der Bearbeitung der ersten beiden Schritte die Grundlage der 
Auswahl der einschlägigen EHS-Rechtsnormen. Diese Herangehensweise bietet vor 
allem den Vorteil schon beim ersten Durchlaufen dieses Prozessschrittes genau die 
richtigen Rechtsnormen aufzulisten - und nicht zu viele oder zu wenige. Somit wird der 
weitere Arbeitsaufwand deutlich verringert. 
Wesentliche Hinweise ob die jeweilige Rechtsnorm bei der Beurteilung der 
Einschlägigkeit der enthaltenen Rechtspflichten zu berücksichtigen ist, bietet der Blick 
in den Geltungs- oder Anwendungsbereich der jeweiligen Rechtsnorm.  
Die Erstellung eines Rechtskatasters stellt zwar keine direkt aus einer Rechtsnorm 
ableitbare Forderung dar. Allerdings ist ein vorhandenes Rechtskataster inzwischen bei 
vielen Unternehmen gelebter Standard und wird genutzt einerseits, als Nachweis der 
Erfüllung der betrieblichen Sorgfaltspflicht zur Organisation der Unternehmung sowie 










Der nächste im linearen Prozess durchzuführende Schritt besteht eigentlich aus zwei 
aufeinander folgenden Teilschritten. Zuerst sind alle enthaltenen Pflichten zu ermitteln 
und anschließend auf ihre Einschlägigkeit zu bewerten. „Jedes Unternehmen muss 
sicherstellen, dass seine Rechtspflichten ausnahmslos eingehalten werden.“ (Rack 
2012, S. 9) 
 
1. Ermittlung der einschlägigen Pflichten 
Im ersten Teilschritt hat die Durcharbeit aller als einschlägig bewerteten Rechtsnormen 
zu erfolgen. Erstes Ziel ist die vollständige Ermittlung der in den Rechtsnormen 
enthaltenen Rechtspflichten. „Um Rechtspflichten einhalten zu können, müssen Sie 
nämlich vorher ermittelt werden.“ (Rack 2012, S. 20). Dabei sind nur die Rechtsnormen 








2. Bewertung auf Einschlägigkeit 
Nun folgt die genauere Betrachtung und Bewertung der Pflichten auf ihre 
Einschlägigkeit. Hierfür gilt es, die Pflichtenliste gesamthaft durchzuarbeiten und 
festzulegen, ob die jeweiligen Pflichten zutreffend sind und dementsprechend 
abgearbeitet werden müssen. Hierfür ist eine exakte inhaltliche Prüfung notwendig. 
Dabei sind insbesondere der Geltungsbereich der Rechtsnorm als auch die, in der 
Regelsetzung häufig genutzten, Querverweise zu beachten. Für den diese Teilschritte 
Durchführenden bedeutet dies das Lesen und vor allem inhaltliche Verstehen des 
vollständigen Textes aller im Kataster enthaltenen Rechtsnormen. 
Aufgrund dieser hohen Anforderungen handelt es sich hierbei um einen relativ 
aufwendigen Prozessschritt, deren inhaltliche Bearbeitung auch Optimierungspotential 
bietet. Der Versuch ein hierzu geeignetes und für eine Vielzahl von KMU nutzbares 
Hilfsmittel zu entwickeln wird im anschließenden Kapitel detailliert beschrieben. 
 
Beide Teilschritte sollten möglichst genau durchgeführt werden, da dieser 
Prozessschritt als der wesentliche Compliance Schritt des linearen Grundprozesses vor 
der Delegation und betrieblichen Umsetzung anzusehen ist. Wenn hier Fehler auftreten, 
sei es aufgrund von Verständnisproblemen oder Ressourcenmangel, wird dies 
zwangsläufig Auswirkungen auf alle folgenden Schritte haben. Dies sollte unbedingt 
vermieden werden. Daher ist es gegebenenfalls ratsam hierfür auch einen Juristen zur 
rechtssicheren Beurteilung hinzuzuziehen. 
 
4.2.1.6	 Schritt	5b:	wesentliche	Pflichten	
In diesem Kapitel soll der Versuch unternommen werden aus der Vielzahl der eben 
ermittelten Pflichten ein paar wenige herauszuarbeiten, auf deren betriebliche 
Umsetzung besonderer Augenmerk gerichtet werden sollte. Prinzipiell gilt für alle 
ermittelten Pflichten, dass sie grundsätzlich zu erfüllen sind. Wenn man aber die 
betriebliche Umsetzungsrealität betrachtet, muss an geeigneter Stelle ein Anfang 






geschehen könnte. Es geht dabei nicht um eine rechtliche Bewertung der ermittelten 
Pflichten, schließlich „müssen sämtliche Rechtspflichten eingehalten werden.“ (Rack 
2012, S. 21). 
Voranzustellen ist, dass die in diesem Kapitel beschriebenen „wesentlichen Pflichten“ 
bereits Bestandteil der ermittelten Pflichten sind. Prinzipiell ist dieser Prozessschritt 
daher also auf keinen Fall zwingend erforderlich und kann übersprungen werden. Für 
den betrieblichen Praktiker könnte sich dessen Durchführung aber durchaus als sinnvoll 
erweisen. 
 
Einen wichtigen Hinweis hierzu liefert der Richter i.R. Dr. Klaus Gregor. Herr Dr. Gregor 
war Vorsitzender Richter am Landgericht Würzburg und musste Arbeitsunfälle 
richterlich beurteilen. Inzwischen gibt er seine Erfahrung zum Vorgehen der Justiz bei 
Arbeitsunfällen an Führungskräfte weiter. Im Rahmen einer Veranstaltung am 
17.06.2014 in Dortmund betonte er, welche herausragende Bedeutung für 
Staatsanwaltschaft und Richter im Ereignisfall das Vorliegen einer 
Gefährdungsbeurteilung und die Durchführung von dokumentierten Unterweisungen 
dabei spielen. 
Die Gefährdungsbeurteilung ist sicherlich im Bereich Arbeitsschutz das zentrale 
Hilfsmittel zur Beurteilung von Tätigkeiten und Arbeitsmitteln. Wie schon beschrieben 
resultiert die Rechtspflicht zur Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen unter 
anderem aus den Vorgaben der Betriebssicherheitsverordnung. Da sich diese aber 
nicht ausschließlich mit Arbeitsmitteln beschäftigt, sondern gleichermaßen das Thema 
der überwachungsbedürftigen Anlagen im Fokus hat, sollte der Aspekt der 
Gefährdungsbeurteilung unbedingt in dieser Richtung erweitert werden. 
Wesentlicher Bestandteil bei der Bereitstellung von Arbeitsmitteln und Anlagen durch 
den Unternehmer für seine Mitarbeiter ist, dass diese sicher betrieben werden können. 
Hierfür ist eine wiederkehrende Prüfung der Arbeitsmittel und Anlagen zwingend 
erforderlich. Aufgrund der Wichtigkeit der Durchführung von sicherheitstechnischen 
Bewertungen und Prüfungen wird das Thema „Prüfung“ als eigenständiger Punkt zu 






Bestandteil des Punktes Gefährdungsbeurteilung als auch schon bei der Ermittlung der 
Einschlägigkeit der Pflichten bearbeitet wurde. 





Für die Durchführung von Anlagenbeurteilungen haben sich in der Praxis seit Jahren 
bestimmte Verfahren etabliert. Beispiele hierfür sind unter anderem das PAAG-
Verfahren oder die HAZOP-Studie. Auch für die allgemeine Gefährdungsbeurteilung 
existieren ausreichend Hilfsmittel (Merkblatt A 017, etc.), Sekundärliteratur oder auch 
Dienstleistungsanbieter. Aus diesem Grund sollen die Verfahren an dieser Stelle nicht 
näher beleuchtet werden, sondern ausschließlich einige Gedankengänge und Hinweise 
zu einer prinzipiellen Vorgehensweise für KMU präsentiert werden. 
 
Umsetzung der wesentlichen Rechtspflichten in der Praxis 
Eine sinnvolle betriebliche Umsetzung ist es für jede der drei herausgearbeiteten 
Rechtspflichten in einem ersten Schritt eine Liste zu erstellen. Dies könnten eine 
Maßnahmenliste aus der Gefährdungsbeurteilung sowie eine Prüf- und 
Unterweisungsliste sein, mit denen dann analog der Vorgehensweise der im weiteren 
Verlauf dieser Arbeit vorgestellten Compliance-Liste umgegangen werden sollte. Das 
folgende Bild des Prozess der wesentlichen Pflichten soll die vorgeschlagene 







Bild 26 Prozess der wesentlichen Rechtspflichten 
 
Maßnahmenliste 
Als Gerüst für die Maßnahmenliste sollte sinnvollerweise die Struktur der 
Gefährdungsbeurteilung entsprechend Merkblatt A 017 gewählt werden. Dies 
gewährleistet eine vollständige Berücksichtigung aller Gefährdungen und Belastungen, 
die sich in der betrieblichen Praxis für die Mitarbeiter ergeben können. Wie in der 






Schritte zum Ziel“ dargestellt, wird empfohlen einzelne Tätigkeiten den Gefährdungs- 
und Belastungsfaktoren zuzuordnen und geeignete Maßnahmen abzuleiten. 
 
Prüfliste / Liste der Arbeitsmittel 
Für die Erstellung einer Prüfliste ist es erforderlich eine Übersicht über alle 
vorhandenen Arbeitsmittel und Anlagen zu erstellen. Sie sollte dann eine gesamthafte 
Aufzählung der an diesen Arbeitsmitteln und Anlagen vorgeschriebenen Prüftätigkeiten 
enthalten. Darüber hinaus wären hier die entsprechenden Befähigungsmerkmale zu 
hinterlegen, also die für die Durchführung der jeweiligen Prüftätigkeit gesetzlich 
geforderten Qualifikationen. Die Querverknüpfung zur Maßnahmenliste kann aus der 
übergreifenden Compliance-Liste erfolgen. Zu beachten ist, dass auch die 




Ein weiteres zentrales Hilfsmittel im Gesamtprozess ist die Bearbeitung einer 
Unterweisungsliste. „83,2 % der Geschäftsführer/innen wissen, dass sie auf jeden Fall 
eine Unterweisungspflicht haben.“ (Sczesny et al. 2011, S. 32) Gemäß § 4 Abs. 1 
DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“ sind „die Versicherten über Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, insbesondere über die mit ihrer Arbeit 
verbundenen Gefährdungen und die Maßnahmen zu ihrer Verhütung [...] zu 
unterweisen; die Unterweisung muss erforderlichenfalls wiederholt werden, mindestens 
aber einmal jährlich erfolgen; sie muss dokumentiert werden.“ 
Die Durchführung von Unterweisungen von Mitarbeitern ist somit ein wichtiges 
unternehmerisches Hilfsmittel zur Gewährleistung von Sicherheit und 
Gesundheitsschutz. Eine Vielzahl von Rechtsnormen fordert beispielsweise für 
bestimmte Tätigkeiten oder vor der Nutzung von Arbeitsmittel oder dem Umgang mit 
Gefahrstoffen die Durchführung von Unterweisungen. In der Praxis sind nun die für den 
eigenen Anwendungsfall notwendigen Unterweisungen herauszusuchen und 






Gefährdungspotenzial für alle Betriebe gilt, ist den Geschäftsführer/innen in vier von 
fünf der befragten Betriebe bekannt.“ (Sczesny et al. 2011, S. 36) Wichtig ist hierbei, 
dass auch die Unterweisungsliste im Rahmen des Gesetzesmonitorings 
kontinuierlichen auf Vollständigkeit überprüft wird. 
 
4.2.1.7	 Schritt	6:	Pflichten	aus	Genehmigungen	
Der nun folgende Prozessschritt ist nicht für alle Unternehmen, die den linearen 
Prozess durchlaufen wollen notwendig, da nicht jedes Unternehmen – unabhängig von 
dessen Größe – eine genehmigungsbedürftige Anlage betreibt. Da also nur ein relativ 
kleiner Teil der KMU betroffen und anderenfalls häufig in den Unternehmen eigene 
Fachexperten vorhanden sind, die sich ausschließlich um diese Thematik kümmern, soll 
auf diese Art von Pflichten hier nur kurz eingegangen werden. 
In der Grafik wurde dieser Schritt als separater Einstieg in den Prozess gestrichelt 
dargestellt. Es handelt sich dabei um Pflichten, die direkt und indirekt aus einem 
Genehmigungsverfahren resultieren. Meist handelt es sich hier um umweltrechtliche 
Rechtsvorgänge wie beispielsweise die Genehmigung einer Anlage nach dem 
Bundesimmissionsschutzgesetz oder nach dem Wasserrecht. „Im Umweltrecht nehmen 
so genannte Umweltpflichten einen breiten Raum ein.“ (Bender et al. 2000, S. 46) 
Darüber hinaus gibt es aber noch weitere Rechtsnormen, die die Pflicht nach einem 
Genehmigungsverfahren enthalten, wie beispielsweise das Gentechnikrecht. 
Exemplarisch sei hier die Formulierung aus dem Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) vorgestellt. 
In Paragraph 12 heißt es dort: “Die Genehmigung kann unter Bedingungen erteilt und 
mit Auflagen verbunden werden“ – die sogenannten Nebenbestimmungen. Diese 
Nebenbestimmungen sind grundsätzlich einzuhalten. Prinzipiell sind diese Pflichten 
also gleich zu behandeln wie alle anderen schon beschriebenen Rechtspflichten, da im 
Falle der Zuwiderhandlung schnell die Grundlage der unternehmerischen Tätigkeit 







Genehmigung erfolgen falls die Genehmigungsauflagen nicht eingehalten werden. Die 
betroffene Anlage darf dann nicht mehr betrieben werden. 
Zu beachten ist ferner, dass der Betrieb der Anlage grundsätzlich so zu erfolgen hat, 
wie er in den Antragsunterlagen zur Genehmigung beschrieben worden ist. Insofern 
lassen sich auch aus diesen Unterlagen einzuhaltende Pflichten ableiten – 
beispielsweise zu Stoffmengen, Steuerungstechnik, Verfahrensweisen, etc.. Diese 
sollten auch wiederkehrend auf Aktualität überprüft werden, da die Anlagen und die 
eingesetzten Verfahren doch häufig Änderungen und Anpassungen unterworfen sind. 
Es muss hier nicht bewertet werden, ob die Nebenbestimmungen oder die aus den 
Antragsunterlagen abgeleiteten Pflichten relevant sind, da sie unmittelbar gelten und 
der Betrieb der genehmigungsbedürftigen Anlage nur unter deren Einhaltung zulässig 
ist. Die Pflichten können direkt in die Compliance-Liste übernommen werden. 
 
4.2.1.8	 Schritt	7:	Delegation	der	Verantwortung	
Ein Klein- oder Mittelständiges Unternehmen „ist als juristische Person ein abstraktes 
Gebilde und als solches nicht handlungsfähig. Eine juristische Person kann nur durch 
seine Mitarbeiter Rechtspflichten einhalten. Jede Pflicht des Unternehmens muss 
deshalb an einen verantwortlichen Mitarbeiter delegiert werden.“ (Rack 2012, S. 21) Für 
die folgenden Schritte im linearen Grundprozess ist folglich die klare Zuordnung von 
Kümmerern oder Verantwortlichen für die jeweiligen ermittelten Rechtspflichten 
Grundvoraussetzung. 
Dieser Schritt ist allerdings nicht zwingend notwendig, da der Unternehmer prinzipiell 
auch alle Pflichten selbst bearbeiten kann. Hierfür ist die genaue Kenntnis der 
Betriebsorganisation und der Rechtslage bis ins Detail notwendig. Diese mag der 
Unternehmer eines Kleinbetriebes noch überblicken können, aber schon bei einem 
mittelständigen Unternehmen sind hier Grenzen gesetzt, und es muss geprüft werden, 
in welcher Form sinnvollerweise Teilaufgaben delegiert werden können. 
 
Für jede einzelne der als relevant ausgewählten Pflichten muss also ein 






unterscheiden. Einerseits ist die Frage zu klären, ob tatsächlich unternehmerische 
Verantwortung delegiert werden soll – beispielsweise auf hierarchisch nachgeordnete 
Führungskräfte, die in ihrem Verantwortungsbereich auch tatsächliche Weisungsfreiheit 
gegenüber den ihnen unterstellten Mitarbeitern und Arbeitsmitteln/Anlagen besitzen. 
Diese Entscheidung kann von Unternehmen zu Unternehmen stark variieren und wird 
unter anderem beeinflusst von der Größe der Unternehmung, und durch die 
Verschiedenartigkeit der ausgeübten Tätigkeiten. 
Die andere Variante ist die Delegation auf Fachexperten. Hierbei wird das Wissen der 
Experten zu den einzelnen Rechts- und Aufgabengebieten genutzt, mit dem sie sich 
inhaltlich schon zu Zeiten ihrer Ausbildung und im beruflichen Umfeld teilweise schon 
lange und intensiv auseinandergesetzt haben. Ein seit Jahren in der 
Konstruktionsabteilung tätiger Maschinenbauingenieur wird zwangsläufig die 
Anforderungen der Maschinenrichtlinie kennen und muss sich hier nicht erst 
einarbeiten. Insofern erscheint die Delegation auf Fachexperten absolut sinnvoll. Es ist 
zu prüfen, ob auf disziplinarisch verantwortliche Fachexperten delegiert werden soll, 
oder auf Experten, die ausschließlich beratende Funktion haben. Zu nennen wären hier 
an erster Stelle die gesetzlich geforderten Beauftragten. In diesem Fall verbleibt die 
Verantwortung für die betriebliche Umsetzung der aus den Pflichten abgeleiteten 
Maßnahmen weiterhin beim Unternehmer, oder muss separat übertragen werden. 
Für den gerade in KMU realistischen Fall, dass keine internen Fachexperten zur 
Verfügung stehen, ist eine Delegation an externe Fachexperten möglich (beispielsweise 
das Betreuungsmodell durch eine externe Sicherheitsfachkraft oder externe 
betriebsärztliche Betreuung). In diesem Fall sollte aber besonderes Augenmerk auf die 
verbleibende Kontrollverpflichtung gelegt werden.  
 
Es können also Teilaspekte der unternehmerischen Verantwortung für EHS delegiert 
werden, falls die Unternehmungsgröße oder die thematische Vielfalt des 
Aufgabenbereiches dies nahelegt. Dabei empfiehlt es sich zur Vermeidung von 
Doppelarbeit auf mögliche Synergieeffekte zwischen einzelnen Maßnahmenpaketen zu 
achten. Auch sollte ein Zeithorizont für die Erledigung / Umsetzung definiert werden. Zu 






notwendigen Befugnisse und Mittel verfügen kann (siehe Kapitel zur Delegation von 
Unternehmerpflichten). 
Für den Fall, dass keine Verantwortlichkeiten delegiert werden, müssen die im Weiteren 
beschriebenen Tätigkeiten vom Unternehmer selbst durchgeführt werden. Die beiden 
folgenden Kapitel sollen nun anhand von Fallbeispielen Auswahlkriterien bereitstellen, 
um für eine Delegation geeignete Themenbereiche herauszufinden. 
 
4.2.1.9	 Schritt	8a:	Umsetzung	durch	betr.	Verantwortliche	
Die erste zu betrachtende Variante behandelt den Fall, dass im Rahmen des linearen 
Grundprozesses Verantwortung auf betrieblich verantwortliche Personen, also 
untergeordnete Führungskräfte mit Weisungsbefugnis gegenüber den ihnen 
unterstellten Mitarbeitern delegiert werden soll. Ziel ist hier üblicherweise, bei der 
obersten Leitung nicht die vollständige unternehmerische Verantwortung zu belassen, 
um so nicht selbst alle einzelnen Pflichten bearbeiten zu müssen. 
Falls eine derartige Delegation erfolgen soll, empfiehlt es sich – je nach 
Unternehmensgröße – auch diese Delegationsempfänger den vollständigen Prozess 
durchlaufen zu lassen. Dabei sind die direkt an die oberste Leitung adressierten 
Pflichten kein zweites Mal zu berücksichtigen. Der einzige Unterschied zum 
eigentlichen Prozess ist, dass die Betrachtung der Rechtspflichten sich nunmehr nur 
noch auf einen kleineren Ausschnitt / Bereich der Unternehmung bezieht. Wichtig ist 
hierbei wiederum eine rechtssichere Delegation der einzelnen Pflichten, die vollständige 
Betrachtung möglicher Schnittstellen und Verantwortlichkeiten in der hierarchischen 
Linie, sowie die Ausübung der Kontrollverpflichtung durch den Delegierenden. Ein 
Beispiel für sinnvolle Delegation an betrieblich Verantwortliche bietet das erste 
Fallbeispiel. 
Fall 1: An die Ebene der untergeordneten Führungskräfte können sinnvollerweise die 
Unterweisung der ihnen direkt zugeordneten Mitarbeiter delegiert werden. Auch eine 
Durchführung einer bereichsbezogenen Gefährdungsbeurteilung ist bei 
Unternehmensbereichen, in denen etwa ähnlich Gefahrstoffe gehandhabt werden oder 
gleichartige Maschinen zu bedienen sind, durchaus von Vorteil. Die jeweilige direkte 






wird so auch schneller und unter geringerer Fehlerwahrscheinlichkeit die übertragenen 
Pflichten abarbeiten und umsetzen. 
 
4.2.1.10	 Schritt	8b:	Bearbeitung	durch	Fachexperten	und	Beauftragte	
Die zweite Form der Delegation adressiert Pflichten an Fachexperten und Beauftragte. 
Diese können Mitarbeiter im eigenen Unternehmen sein, oder es handelt sich um eine 
bei externen Dienstleistern zugekaufte Leistung. Der Begriff „Fachexperte“ wird neben 
dem Terminus „Beauftragte“ verwendet um zu verdeutlichen, dass neben den 
Beauftragten aus dem Umweltschutz auch Fachexperten, wie insbesondere die 
Sicherheitsfachkräfte und Betriebsärzte, angesprochen werden. Auf diese 
Unterscheidung soll aber im weiteren Textverlauf verzichtet und nur noch von 
Fachexperten gesprochen werden, denn das sind sie schließlich. „Solche im 
Unternehmen tätigen oder externen Fachkräfte sind im Immissionsschutz und 
Gewässerschutz, im Kreislaufwirtschaft- und Abfallrecht sowie im Strahlenschutz und 
Gentechnikrecht gesetzlich vorgeschrieben.“ (Wolff 2004, S. 150) Das gilt gemäß den 
Vorgaben des Arbeitssicherheitsgesetzes genauso für Sicherheitsfachkräfte und 
Betriebsärzte. 
Dieser Form der fachlichen Unterstützung muss sich der Unternehmer also zwingend 
bedienen. Daher entschließen sich viele Unternehmen zumindest die Bearbeitung der 
jeweiligen Rechtspflichten auch auf diese Fachexperten zu delegieren und die 
entstehenden Synergieeffekte zu nutzen. Wolff spricht bei den 
Umweltschutzbeauftragten von: 
 „Kontrollfunktion 
 Informationsfunktion und 
 Repräsentationsfunktion“ 
(vgl. Wolff 2004, S. 150) 
Bei der Ausübung der Kontrollfunktion geht es in erster Linie um die Überwachung der 
Einhaltung von Rechtsvorschriften durch die Fachexperten. Auch sollen sie im Rahmen 
der Informationsfunktion auf Mängel hinweisen und die Mitarbeiter zu fachspezifischen 






Rahmen ihrer Repräsentationsfunktion. Diese Funktionen sind auf alle anderen EHS-
Fachexperten übertragbar. 
Wie gezeigt, können oder müssen die Fachexperten eine wesentliche fachliche 
Unterstützung für den Unternehmer bieten, und es muss, - im eigenen Interesse - von 
unternehmerischer Seite auf diese Ressource zurückgegriffen werden. Gerade auch für 
den im Team durchgeführten linearen Grundprozess sollten die Fachexperten 
sinnvollerweise hinzugezogen werden. Auch erscheinen sie am besten dafür geeignet, 
unterstützend das grundlegende Rechtskataster zu erstellen. Vergessen werden darf 
dabei aber nicht, dass die Beauftragten keine betriebliche Weisungsbefugnis haben 
sollten und nur beratend tätig sein können. Diese Gegebenheiten erkennt auch Rack 
und formuliert die Anforderungen folgendermaßen: „Die verantwortlichen Beauftragten 
müssen die Rechtspflichten kennen, um die Organe und die Betreiber zu beraten, die 
Unternehmensmitarbeiter zu informieren und die Einhaltung der Rechtspflichten 
überwachen zu können.“ (Rack 2012, S. 20)  
 
Die nächsten vier Fallbeispiele verdeutlichen die Vielfältigkeit der Einsatzmöglichkeiten 
von Fachexperten, deren sich der Unternehmer bedienen kann oder - rechtlich 
vorgegeben - zu bedienen hat. Wie schon bei der Delegation an betrieblich 
Verantwortliche sollen für die betriebliche Umsetzung praktikable Vorgehensweisen 
vorgestellt und eine sinnvolle Delegationspraxis gezeigt werden. 
Fall 2: Fachexperten, die üblicherweise benötigt werden um in sicherheitstechnischen 
und arbeitsmedizinischen Fragestellungen den Unternehmer unterstützen können, wie 
beispielsweise die Fachkräfte für Arbeitssicherheit sowie die Betriebsärzte. 
Insbesondere die Sicherheitsfachkräfte können den Arbeitnehmer in der gesamthaften 
Bearbeitung der Compliance-Liste unterstützen, da sie ein breit gefächertes 
Hintergrundwisse zu den wesentlichen EHS-Themen mitbringen. Auch die ständige 
Anpassung der Liste, der untergeordneten Dokumente und insbesondere die 
kontinuierliche Überprüfung auf rechtliche Aktualität des grundlegenden 







Weiterhin sind hier spezielle Fachexperten zu nennen, wie beispielsweise der 
Brandschutzbeauftragte, Gefahrgutbeauftragte, Laserschutzbeauftragte, 
Strahlenschutzbeauftragte und der Beauftragte für biologische Sicherheit, die für ihren 
jeweiligen Fachbereich eine zu den Sicherheitsfachkräften vergleichbare Unterstützung 
bieten können. 
Fall 3: Fachexperten, die Prüftätigkeiten an Arbeitsmitteln und Anlagen durchführen 
können und die die, an diesen Arbeitsmitteln tätigen, Mitarbeiter eventuell zusätzlich 
auch unterweisen können. Das Paradebeispiel für diesen Fall ist die Elektrofachkraft, da 
Heute die meisten Arbeitsmittel elektrisch betrieben werden, und auch bezüglich diesen 
Gefahrenfeldes geprüft werden müssen (vgl. Anforderungen der DGUV Vorschrift 3). 
Aber auch in anderen technischen beziehungsweise Ingenieursdisziplinen ist – 
wiederum abhängig von den unternehmensspezifischen Gegebenheiten – der Einsatz 
von Fachexperten sinnvoll oder sogar notwendig. Beispiele sind hier die Berufsfelder 
Maschinenbau, Verfahrenstechnik, Chemieingenieurwesen, Umwelttechnik, 
Energietechnik Kältetechnik und Bauingenieurwesen. 
Fall 4: Fachexperten, die die Sicherheit und Rechtskonformität bei der Herstellung und 
dem Inverkehrbringen von Arbeitsmitteln und Anlagen gewährleisten. Dieser Fall ist in 
etwa mit Nummer 3 vergleichbar. Allerdings mit der Sondersituation, dass hier 
Unternehmen angesprochen sind die Produkte, also Waren, Stoffe oder Zubereitungen, 
die durch einen Fertigungsprozess hergestellt worden sind, herstellen und auf dem 
Markt bereitstellen oder Inverkehrbringen. Hier sollten die Fachexperten im Rahmen der 
Risikobeurteilung in den Zertifizierungsprozess eingebunden sein. 
Fall 5: Fachexperten aus dem Bereich Umweltschutz, für den Fall, dass diese 
gesetzlich gefordert förmlich zu bestellen sind. Hierzu ist in einem ersten Schritt durch 
den Unternehmer anhand des entsprechenden Punktes in der Compliance-Liste zu 
prüfen, ob die betrieblichen Anlagen, Verfahrensweisen oder das Gefahrenpotential die 
Bestellung eines oder mehrerer Umweltschutzbeauftragter erfordern. Zu den 
Umweltschutzbeauftragten zählen im Einzelnen der Immissionsschutzbeauftragte, der 
Störfallbeauftragte sowie der Abfall- und der Gewässerschutzbeauftragte. Neben den 
für den jeweiligen Beauftragtentyp gesetzlich vorgeschriebenen Tätigkeiten und 
Pflichten ist es sinnvoll diese Mitarbeiter, zumindest bei den ihren jeweiligen 






Bewertungsteam zu integrieren. Sie sollten dann insbesondere bei der Beurteilung der 
rechtlichen Anforderungen auf ihre Einschlägigkeit mitarbeiten. 
 
4.2.1.11	 Schritt	9:	Wirksamkeitskontrolle	
Der betrieblich Verantwortliche kann im Normalfall zwar nicht alle festgelegten 
Maßnahmen und Tätigkeiten selber durchführen, dennoch verbleibt eine nicht 
„wegdelegierbare“ Pflicht als vorletzter Prozessschritt: die Wirksamkeitskontrolle. Es 
„müssen sämtliche Pflichten daraufhin kontrolliert werden, ob sie auch erfüllt wurden.“ 
(Rack 2012, S. 21) 
Die Kontrollverpflichtung beinhaltet die Verpflichtung zur Überprüfung, ob die im 
Rahmen des Delegationsprozesses der einschlägigen Pflichten festgelegten 
Maßnahmen umgesetzt wurden. Auch ist wiederkehrend zu prüfen, ob die Auswahl der 
Maßnahmen noch dem gegenwärtigen Stand der Unternehmung entspricht und 
gegebenenfalls entsprechende Maßnahmen anzupassen und zu aktualisieren. Siehe 
hierzu auch die Hinweise der im folgenden Kapitel beschriebenen PDCA-Prozesse. 
 
4.2.1.12	 Schritt	10:	Dokumentation	
Der abschließende Schritt des linearen Grundprozesses gilt der Dokumentation der 
ersten neun Schritte. Alleine schon aus Gründen der Beweissicherung ist er als 
zwingend erforderlich zu beurteilen. Es „sind alle organisatorischen Maßnahmen zu 
dokumentieren, um jederzeit beweisen zu können, dass die Erfüllung der 
Rechtspflichten organisiert wurde.“ (Rack 2012, S. 21) 
Auch KMU und ihre Unternehmer / Geschäftsführer unterliegen dem Prinzip der 
Beweislastumkehr. Das Unternehmen muss sicherstellen den Nachweis oder Beweis zu 
erbringen, dass die Unternehmung in geeigneter Form aufgestellt und organisiert 
wurde, und dass alle einschlägigen Rechtspflichten erfüllt werden konnten. Daher ist 
eine, den aktuellen betrieblichen Gegebenheiten entsprechende, Dokumentation von 
herausragender Bedeutung. Die Dokumentation kann in weiten Teilen und in 









Um letztlich eine kontinuierliche Verbesserung des Grundprozesses und daraus folgend 
eine fortschreitende Verbesserung des Sicherheits- und Umweltstatus zu erreichen, ist 
die ständige Wiederholung des Prozesses – also ein Kontinuierlicher 
Verbesserungsprozess – an geeigneter Stelle notwendig. Dabei darf selbstverständlich 
der lineare Grundprozess nicht aus der Betrachtung herausgelassen werden. Auch 
dieser muss kontinuierlich angepasst und erweitert werden; beispielsweise wenn sich 
die Aspekte der unternehmerischen Tätigkeit verändern, wenn etwa neue Arbeitsmittel 
oder Stoffe verwendet werden oder neue Mitarbeiter hinzukommen. Auch ist aufgrund 
der sich ständig ändernden Rechtslage eine kontinuierliche Anpassung der 
Maßnahmenliste sowie der ihr zugeordneten Dokumente zwingend erforderlich. Einen 
hierfür hilfreichen Ansatz verfolgt Barth mit dem „Periodical System of Safety Elements 
(PSSE).“ (vgl. Barth 2013) Die einzelnen Prozessschritte werden dabei mit konkreten 
Managementelementen ausgefüllt.  
Sinnvollerweise sollte der Unternehmer wiederum auf die Unterstützung durch 
Fachexperten zurückgreifen. Beispielweise kann im Bereich des Umweltschutzes der 
jeweilig notwendige Beauftragte unterstützen. „Er prüft die bereits im Unternehmen 
gesammelten Umweltvorschriften im Hinblick auf ihre Vollständigkeit. Anhand von 
Literaturdaten muss er die Umweltvorschriften-Liste mindestens zweimal jährlich 
überprüfen und falls notwendig ergänzen.“ (Eichert und Meier 1999, S. 20)  
Dabei sollte nicht nur auf Aktualisierung und Erfüllung von Rechtsvorschriften Wert 
gelegt werden, sondern auch auf die Erfüllung von Behördenauflagen, welche 
entsprechende Rechtspflichten nach sich ziehen können. Für die Aktualisierung und 
kontinuierliche Pflege von Vorschriften aus dem Bereich des Umweltrechts sollte also 
sinnvollerweise der Umweltschutzbeauftragte eingesetzt werden.  
Aus den angeführten Gründen kann nicht mehr von einem alleinstehenden linearen 
Grundprozess zur Gewährleistung kontinuierlicher  EHS-Compliance ausgegangen 
werden. „Für die Realisierung und eine ständige Verbesserung des Compliance 
Management Systems ist ein iterativer Prozess erforderlich.“ (TÜV Rheinland 2011, S. 






also zwingend erforderlich an zwei Stellen einen wiederkehrend durchzuführenden 
Prozessschritt einzuführen. Dieser basiert im Wesentlichen auf dem von den 
Zertifizierungsnormen angebotenen, und im entsprechenden Kapitel beschriebenen, 
PDCA-Zyklus. 
Der hier beschriebene Prozessschritt sieht vor, den Stand der Umsetzung der 
einschlägigen Pflichten und Maßnahmen zu kontrollieren und gegebenenfalls 
Korrekturen vorzunehmen. Dies kann durch den Delegationsempfänger für die jeweilige 
rechtliche Verpflichtung selbst durchgeführt werden. In letzter Konsequenz ist aber die 
Kontrolle und Korrektur durch den betrieblich Verantwortlichen zwingend erforderlich. 
Hierfür ist es – abhängig von der jeweiligen Unternehmensgröße – notwendig, 
gegebenenfalls neue Berichtswege einzurichten oder aber schon vorhandene 
Strukturen hierfür zu nutzen. 
 
PDCA 1: Ermittlung der Pflichten 
Der zumindest jährlich wiederkehrend zu durchlaufende PDCA-Zyklus bezieht sich auf 
die Ermittlung der einschlägigen EHS-Pflichten. Dabei wird grundsätzlich davon 
ausgegangen, dass sich die betrieblichen Gegebenheiten gegenüber dem Vorjahr nicht 
wesentlich geändert haben. Mit diesem ersten PDCA-Prozess soll sichergestellt 
werden, dass sich die als einschlägig bewerteten Rechtspflichten auf einen aktuellen 
Stand des Regelwerks beziehen. Daher „müssen alle Rechtspflichten aktualisiert 
werden, die Rechtslage ändert sich ständig.“ (Rack 2012, S. 21) „Kommen neue 
Vorschriften hinzu, fallen alte weg oder gibt es inhaltliche Änderungen – [...] - beginnt 
eine aufwendige Prüfung, ob dies für das Unternehmen relevant ist und falls ja, welche 
Bereiche betroffen sind und welche Maßnahmen geändert oder neu festgelegt werden 
müssen.“ (Huck 2012, S. 81) 
Hilfreich und empfehlenswert für die Bearbeitung von Änderungen im Regelwerk ist die 
Etablierung eines fachübergreifend zusammengesetzten Teams. Sinnvollerweise sollte 
der Personenkreis auch hier zumindest aus dem Unternehmer selbst, den notwendigen 
Fachexperten sowie den betrieblich Verantwortlichen zusammengesetzt sein, die auch 






zum Austausch über den Umsetzungsstand der Maßnahmen und zum Anstoß eventuell 
notwendiger Optimierungsansätze unterjährig zusammenfinden. 
 
 
PDCA 2: Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe, Arbeitsumgebung, Tätigkeiten 
Der zweite PDCA-Zyklus ist nicht zwingend jährlich zu durchlaufen, sondern nur bei 
bestimmten Änderungen der unternehmerischen Tätigkeit. Auf Ihn wird nur 
zurückgegriffen, falls sich Änderungen bei den eingesetzten Arbeitsmitteln, 
Arbeitsstoffen oder Tätigkeiten ergeben. Auch Veränderungen der Arbeitsumgebung 
können die Anwendung dieses PDCA-Prozesses erfordern. 
In dem Fall sind die beschriebenen Hilfsmittel, wie beispielsweise die Compliance-Liste 
und die damit durchgeführte Delegation unternehmerischer Verantwortung, zu 
überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren. Insgesamt hat auch hier eine 
Überprüfung der Aktualität der betrachteten Rechtsnormen und die Einarbeitung der 




Eine Definition des Begriffs der Compliance findet sich in Kapitel 3. Letztlich ist damit 
gemeint, dass alle Rechtspflichten, die für die Unternehmung und die dort beschäftigten 
Mitarbeiter einschlägig sind, einzuhalten sind. Dies gilt sowohl für Rechtspflichten die 
direkt aus Rechtsnormen resultieren, als auch für behördliche Compliance- 
Anforderungen wie beispielsweise Rechtspflichten aus umweltrechtlichen 
Genehmigungen. 
Der immense Umfang des vom Unternehmer hierfür zu bearbeitenden Rechtspaketes 
„bedingt eine systematische Herangehensweise, um die Erfüllung der Compliance-
Anforderungen in der gesamten Organisation zu erreichen.“ (TÜV Rheinland, S. 3) 






durchzuführen. Vielmehr sollte wie schon beschrieben ein Compliance-Team aus 
Fachexperten und betrieblich Verantwortlichen gebildet werden. 
Dieses Team sollte dann in einem ersten Schritt den linearen Grundprozess einmal 
vollständig durchlaufen. Nach erfolgter erstmaliger Bearbeitung sollte dieses Team in 
möglichst stetig gleicher Zusammensetzung wiederkehrend auch die PDCA-Prozesse 
bearbeiten. Das Bayerische Oberlandesgericht urteilte zum erforderlichen Turnus, dass 
„eine Kontrolle einmal jährlich keinesfalls genügt.“ BayObLG, NJW 2002, 766, 768 (vgl. 
NJW 2002, S. 768) 
Es wird auf dieser Grundlage empfohlen die wiederkehrend durchzuführenden 
Prozesse zumindest zweimal pro Jahr zu bearbeiten. Andere darauf aufbauende 
Compliance-Maßnahmen sollten häufiger durchgeführt werden. 
Beispiele hierfür sind: 
 das kontinuierliche Monitoring des Bundesgesetzblattes (oder einer anderen 
Quelle zur Gewährleistung der Aktualität des Rechtskatasters und der daraus 
abgeleiteten Pflichten und Maßnahmen), 
 Verfolgen von und Lernen aus EHS-Ereignissen, wie im ersten Hauptteil dieser 
Arbeit beschrieben, sowie 
 die Verfolgung der Iudicatur – also Gerichtsentscheidungen zur korrekten 
Auslegung und Interpretation der Gesetzestexte. 
 
Werden alle diese Punkte betrieblich umgesetzt, ist damit schon ein großer Schritt auf 
dem Weg zur Erreichung von EHS-Compliance erfolgt. EHS-Compliance betrifft letztlich 
alle Bereiche und Funktionen einer Organisation. Daher ist es notwendig die 
abgeleiteten Compliance-Maßnahmen nicht isoliert zu betrachten, sondern sie „müssen 
in die administrativen und operativen Abläufe der Organisation integriert werden.“ (TÜV 
Rheinland 2011, S. 3) Die gezeigten Beispiele sind hierfür geeignet und ermöglichen 







Im folgenden Kapiteln soll er unter Compliance-Aspekten kritischste Prozessschritt des 
linearen Prozesses ausführlich beleuchtet werden. Die wesentlichen bei einer 






Eine Delegation von Unternehmerpflichten muss nicht zwingenderweise durchgeführt 
werden. Sofern aber eine Grenze der Unternehmensgröße und Komplexität 
überschritten wird, erscheint diese Verantwortungsübertragung absolut sinnvoll. 
Enzenross nennt darüber hinaus noch zwei weitere wesentliche Faktoren: 
 „Die Historie des Unternehmens (Neugründung, 100— jährige Tradition) 
 Die territoriale Situation (Baubetrieb, Produktion ist an einem Standort, 
internationales Unternehmen)“ (Enzenross 2011, S. 33) 
Gerade bei der Neugründung von Unternehmen sind auf einen Schlag alle 
Prozessschritte von Grund auf neu durchzuführen. Wenn dann noch die Situation 
auftritt, zusätzlich die Rechtsnormen anderer Ländern oder auch nur Bundesländer 
beachten zu müssen, erhöht sich damit das zu leistende Arbeitspensum. In diesen 
Fällen ist eine Delegation von Unternehmerpflichten normalerweise unumgänglich. „Die 
Organe (Geschäftsführer, Vorstände) führen die arbeitsschützenden Tätigkeiten in der 
Regel nicht selber aus.“ (Mantz 2011, S. 11–12)  
 
Bei der Delegation unternehmerischer Verantwortung und den daraus resultierenden 
Pflichten sollten grundsätzlich einige zentrale Dinge beachtet werden, die hier 
überblicksartig dargestellt sind. Die einzelnen Punkte sind entnommen aus einem 
Vortrag zu den „Grundregeln der Delegation“ von RA Dr. Hans Michelberger (Leiter der 






 „Klare und eindeutige Definition der zu übertragenden Pflichten 
 Widerspruchsfreie Verteilung (keine Überschneidungen oder Lücken) 
 Sorgfältige Auswahl (Selektion) von geeigneten Führungskräften, Beschäftigten 
und Dienstleistern 
 Ausstattung des Verpflichteten mit erforderlichen Mitteln und Befugnissen 
 An-/Ein-/Unterweisung des Verpflichteten 
 Angemessene Aufsicht /Überwachung“ 
 
Ähnlich leitet Adams aus der Rechtsprechung des BGH zum Organisationsverschulden 
ab. Es ist „dabei notwendig, daß folgende Pflichten der Unternehmen erfüllt sind: 
 Anweisungspflichten 
 Auswahlpflichten 
 Überwachungspflichten“ (Adams 2000, S.95) 
Die eindeutige Definition der Pflichten, die üblicherweise in der hierarchischen 
Verantwortungslinie übertragen werden, ist eine Grundvoraussetzung für eine wirksame 
Delegation. Der Delegationsempfänger muss eindeutig darüber informiert werden für 
welchen Teil der Pflichten aus dem Gesamtpool er zuständig ist. Eine gesamthafte 
Übertragung aller EHS-Pflichten bis auf die letzte Hierarchieebene ist wenig sinnvoll. 
Insgesamt empfiehlt es sich Doppelregelungen zu vermeiden und es dürfen keine 
Lücken in der Delegation von einschlägigen Pflichten auftreten. Ein weiteres wichtiges 
Kriterium ist die Ausstattung des Verpflichteten mit den erforderlichen Mitteln und 
Befugnissen zu deren Umsetzung. Die Delegation einer Pflicht an eine Person, die 
aufgrund ihrer Befugnisse und Kompetenzen nicht die Möglichkeit hat die Pflicht zu 
erfüllen, ist offensichtlich unwirksam. 
Darüber hinaus ist der Delegationsempfänger bezüglich der übertragenen Pflichten zu 
unterweisen, und ist anschließend bzgl. der betrieblichen Umsetzung der Pflichten in 
angemessener Weise zu beaufsichtigen und zu überwachen. Da die 
Kontrollverpflichtung niemals delegierbar ist, endet sie naturgemäß erst am obersten 
Ende der Delegationskette – dem Unternehmer. Grundsätzlich sollte hierbei der 
organisatorische Grundsatz gelten, dass die Linie führt, also hier Delegation von 






Stabsfunktionen auch Pflichten delegiert werden, aber im Wesentlichen haben 
Stabsfunktionen beratende und unterstützende Funktion (Bild 27). 
 
Bild 27 Die Delegationskette und der beratende Stab 
 
Auch hat der Unternehmer einen rechtlich angemessenen Turnus der Überwachung 
einzuhalten und sinnvollerweise diese auch entsprechend – auch als Sammlung von 
Beweisen seiner unternehmerischen Sorgfaltspflicht nachgekommen zu sein - zu 
dokumentieren. Das Oberlandesgericht Frankfurt urteilte hierzu noch konkreter und 
geht davon aus, dass „eine Kontrolle im halbjährlichen Turnus zur Verhinderung 
verbotenen Verhaltens ausreicht.“ Bay ObLG NJW 2002, 766, 768; OLG Frankfurt 
NJW-RR 1993, 231, 232 (vgl. NJW 2002, S. 768. NJW 1993, S. 232) 
Eine mögliche Form der Dokumentation der Ausübung der Kontrollverpflichtung bietet 
die im folgenden Kapitel behandelte Compliance-Liste. Hier werden Hinweise zu deren 










Die Ermittlung der einschlägigen EHS-Rechtsnormen und vor allem die daran 
anschließende Bewertung der enthaltenen und anzuwendenden Rechtspflichten sowie 
deren rechtssichere Delegation sind zeitlich und personell sehr aufwändig. Gerade 
KMU geraten hier oft an ihre kapazitativen Grenzen. Daher war es Ziel dieser Arbeit zu 
prüfen, ob durch die Anwendung eines zu entwickelnden Hilfsmittels die betrieblich 
Verantwortlichen dabei signifikant unterstützt werden können. „Verantwortliche im 
Arbeits- und Umweltschutz wünschen sich ein Werkzeug, das ihre Arbeit einfacher 
macht.“ (Huck 2012, S. 81) Dabei wurde darauf besonderer Wert gelegt, dass mit 
dessen Anwendung möglichst viele der in den vorangegangenen Kapiteln entwickelten 
Prozessschritte bearbeitbar sein sollten.  
Eine besondere Schwierigkeit stellte dabei die Abgrenzung der Rechtsbereiche dar. 
Wie im Eingangskapitel dieser Arbeit beschrieben ist es schwierig eine eindeutige 
Abgrenzung der Bereiche Arbeitsschutzrecht, Anlagensicherheitsrecht und Umweltrecht 
vorzunehmen. Jeder Autor nähert sich dieser Frage mit einem leicht anderen 
Blickwinkel und kommt dementsprechend zu unterschiedlichen Aussagen. Eine 
allgemeingültige Auffassung konnte nicht identifiziert werden. 
Auch die Vielzahl der möglicherweise zu betrachtenden Rechtsnormen stellt eine 
wichtige Anforderung dar. „Zu finden ist der „goldenen Mittelweg“, ein Feinfilter,“ 
(Eichert und Meier 1999, S. 17) der KMU in möglichst rechtskonformer Weise 
unterstützt zumindest einen guten Einstieg in die Thematik zu finden. 
Unter Beachtung der in KMU vorhanden personellen und zeitlichen Ressourcen war es 
also notwendig ein Abschneidekriterium bei der Auswahl der zu betrachtenden 
Rechtsnormen zu verwenden, auf der einen Seite um eine Mengenbegrenzung zu 
erreichen, aber vor allem um Doppeltbetrachtungen – die sich aufgrund der 
verschiedenen Betrachtungswinkel ergeben - zu vermeiden. Daher soll im Weiteren ein 






bewährt hat, als Datengrundlage genutzt werden - der schon im Eingangskapitel 
beschriebene „WEKA Gesetzeskompass“. 
Der Gesetzeskompass Arbeitsschutz und Umweltrecht der WEKA MEDIA GmbH & Co. 
KG ist ein in den Unternehmen weitverbreitetes Hilfsmittel und bietet einen Überblick 
der Zusammenhänge zwischen europäischen Recht, nationalem Recht und dem 
berufsgenossenschaftlichen Regelwerk. Dabei werden „Zusammenhänge zwischen EU- 
und nationalem Recht auf einen Blick“ (WEKA 2014) dargestellt und es wird „schnell 
und gezielt über die wichtigsten Vorschriften“ (ebd.) informiert. Dabei ähnelt die 
Gliederung der Rechtsbereiche im Wesentlichen der von Hoppe empfohlenen 
Aufteilung (vgl. Kapitel 2.6.2.2 Varianten der Rechtsabgrenzung): 
Arbeitsschutz und Anlagensicherheit, Chemikalien-/Gefahrstoffrecht, Störfallrecht, 
Immissionsschutzrecht, Umweltmanagement / Allg. Umweltrecht, Wasser- / 
Abwasserrecht, Bodenschutz, Abfallrecht, Gefahrguttransport, Straße und Schiene, 
Baurecht und Brandschutz, Strahlenschutz und Kernenergierecht, Gentechnik und 
Biotechnologie. 
Zwar ist die Auswahl der den einzelnen Rechtsbereichen zugeordneten Rechtsnormen 
nicht vollständig, aber sie ist bezüglich der wesentlichen Rechtsnormen recht 
umfassend und bietet gerade dem Praktiker im KMU einen guten Startpunkt und 
Grundlage für den beschriebenen linearen Grundprozess. „Angesichts der Bedeutung 
von Compliance und der möglichen Folgen von Verstößen gegen Compliance-
Anforderungen handelt es sich beim Compliance Management System um ein 
eigenständiges Management-System.“ (TÜV Rheinland 2011, S. 3) und es ist zwingend 
erforderlich diesen Ausschnitt des EHS-Rechts anschließend im Rahmen kontinuierlich 
durchgeführter PDCA-Prozesse im Sinne des letzten Kapitels immer weiter zu 




Zur Erstellung der Compliance-Liste wurden die im Gesetzeskompass enthaltenen 
Gesetze und Verordnungen auf direkt anzuwendende Rechtspflichten untersucht und 






entspricht dabei dem Stand des Gesetzeskompass von Februar 2012. Die 
Rechtsnormen wurden mit Stand Mai 2014 bearbeitet. 
Mit der Compliance-Liste können auch die wesentlichen Schritte aus dem EHS-Prozess 
bearbeitet werden. So entstand eine für KMU angepasste Compliance-Liste mit einer 
praxisgerecht verständlichen Kommentierung der enthaltenen Pflichten, welche die 
Nutzung von Synergieeffekten und eine ressourcenschonendere Erreichung einer 
Verbesserung der EHS-Compliance ermöglicht.  
 
Insgesamt wurden für der Erstellung der Compliance-Liste 125 wesentliche Gesetze 
und Verordnungen mit den dort insgesamt 3729 enthaltenen Paragraphen 
durchgearbeitet. Doch diese Menge an rechtlichen Vorgaben stellt nur einen Ausschnitt 
oder wie Eichert es ausdrückt „Grobfilter“ aus dem gesamten EHS-Regelwerk dar. 
„Der Grobfilter (Artikel 3a EG-Öko-Audit-Verordnung) erlaubt eine grobe Abschätzung 
der rechtlichen Tatbestände, ohne zum Beispiel paragraphengetreu die gesetzlichen 
Anforderungen darzulegen.“ (Eichert und Meier 1999, S. 17) Diese grobe Abschätzung 
muss anschließend immer weiter verfeinert und optimiert werden. Die Methode des 
„strukturierten Lesens“ nach Barth bietet in diesem Zusammenhang einen geeigneten 
Ansatz. (vgl. Barth 2015) 
Auch wurden ausschließlich deutsche Gesetze und Verordnungen betrachtet. Es kann 
im Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass die europäischen Vorgaben häufig 
zumindest als Querverweis sinngemäß enthalten sind. Beispielsweise wurde die 
deutsche Maschinenverordnung betrachtet, nicht aber die europäische 
Maschinenrichtlinie (welche noch weitere Anhänge beinhaltet) – so ist diese 
Compliance-Lücke der Kompakthaltung der Liste, und der damit gerade für KMU 
deutlich leichteren Händelbarkeit, geschuldet. Wie beschrieben erhebt die entwickelte 
Compliance-Liste nicht den Anspruch das EHS-Recht vollständig abzubilden. Sie bietet 
aber einen Ausgangspunkt und eine Basis für den linearen Grundprozess und die daran 
anschließenden PDCA-Zyklen. 
Aus der Gesamtmenge der Paragraphen konnten 1572 Einzelparagraphen identifiziert 
werden, die konkrete Rechtspflichten für Unternehmen beinhalten. Deren Inhalt wurde 






Experten, zusammengefasst und besser lesbar gemacht. An dieser Stelle sei darauf 
hingewiesen, dass erst das vollständige Studium der Rechtsnorm Gewissheit über die 
richtige Beurteilung der jeweiligen Rechtspflicht bietet, und die Formulierungen der Liste 
nur der einfacheren Gewinnung eines gesamthaften Überblicks dienen.  
 
Das nachstehende Bild zeigt einen Ausschnitt aus der Compliance-Liste. Die 
vollständige Liste befindet sich in den Anhängen zu dieser Arbeit (Bild 28). Die Liste 
wurde in Microsoft Excel erstellt, um eine möglichst breite Anwendbarkeit 
sicherzustellen und bietet diverse Sortier- und Auswahlfunktionen. Hier sollen die 
Möglichkeiten zum Umgang mit der Tabelle kurz vorgestellt und erklärt werden. 
 
 
Bild 28 Ausschnitt Compliance-Liste 
 
Die Bestimmung des Einschlägigkeit der jeweiligen Rechtsnorm sollte der erste Schritt 
bei der Bearbeitung der Compliance-Liste sein. Hierfür ist der Blick in den Paragraphen 
zum Anwendungsbereich der Rechtsnorm hilfreich. Um dem Bearbeiter / Compliance-
Team die Arbeit zu erleichtern, wurde dazu der jeweilige Paragraph identifiziert (Spalte 
D) und allgemeinverständlich kurz zusammengefasst (Spalte E), darüber hinaus wurde 
für jede einzelne Rechtsnorm eine Schlüsselfrage (Spalte A) vorangestellt. Diese soll 
die Bewertung auf Einschlägigkeit der Rechtsnorm erleichtern und die Bewertung kann 






Der Originaltext der Rechtsnorm ist im rechtsaktuellen Stand in Spalte B verlinkt 
(dynamischer Link). Der hinterlegte Link führt auf die Seiten des Bundesministeriums 
der Justiz und für Verbraucherschutz und ist für jeden Nutzer öffentlich verfügbar und 
ohne urheberische Einschränkungen nutzbar. Auch alle identifizierten Rechtspflichten 
wurden mit dem Ziel der besseren Lesbarkeit und schnelleren Durcharbeitung in Spalte 
E auszugsweise textlich zusammengefasst. 
Spalte F bis Y führt die schon im vorigen Kapitel behandelten möglichen Adressaten 
oder Delegationsempfänger der als einschlägig bewerteten Rechtspflichten oder 
vollständiger Rechtsnormen auf. Hier wurde ein Vorschlag für eine Vorabauswahl 
möglicher, eventuell aufgrund thematischer fachlicher Näher oder aufgrund betrieblicher 
Verantwortung sinnvollerweise bei der Delegation zu berücksichtigender, betrieblicher 
Funktionen in die Liste eingefügt. Diese Auswahl soll nicht als verbindlich angesehen 
werden, sondern muss in Bezug auf die jeweilige Unternehmung und die betrieblichen 
Gegebenheiten entsprechend angepasst werden. Selbst wenn eine Rechtsnorm für die 
Unternehmung prinzipiell als einschlägig zu bewerten ist, müssen dennoch nicht alle 
einzelnen enthaltenen Rechtspflichten zutreffen. Diese Beurteilung auf Relevanz kann 
in Spalte Z dokumentiert werden. 
Anschließend können in den Spalten AA und AB aus den Rechtspflichten abgeleitete 
Maßnahmen hinterlegt und die für die betriebliche Umsetzung verantwortlichen 
Personen dokumentiert werden. Die Tabelle bietet von Spalte AC und AD auch Platz für 
weitere Bemerkungen, das Hinterlegen eines Umsetzungsdatums und für die 




Nach der Vorstellung der Compliance-Liste soll hier kurz aufgezeigt werden, bei 
welchen Prozessschritten aus dem linearen Grundprozess sie unterstützen kann, 








Schritt 1: Erfassen der Betriebsorganisation 
Die Liste stellt per se kein Organigramm dar, welches als Darstellungsform für eine 
Betriebsorganisation das geeignetste Hilfsmittel ist. Dennoch werden hier alle 
wesentlichen Verantwortungsbereiche der Organisation vollständig abgebildet. Insofern 
wird der Prozessschritt durch Bearbeitung der Compliance-Liste erfüllt. Dennoch sei 
hier empfohlen, dass die Informationen aus Gründen der übersichtlicheren Darstellung 
in Form eines Organigramms zusätzlich aufbereitet werden sollten. Hierbei ist 
unbedingt auf die Deckungsgleichheit der Inhalte beider Dokumente zu achten und 
gegebenenfalls ein Abgleich durchzuführen. 
Schritt 2: Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe, Arbeitsumgebung, Tätigkeiten 
Die Erfassung der Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe, Arbeitsumgebung und Tätigkeiten sollte 
wie vorher beschrieben in den dafür geeigneten Listen erfolgen. Die Tabelle dient hier 
als Hinweis für die rechtlich korrekte Definition der Begriffe und sichert insofern indirekt 
die Vollständigkeit der betrachteten Themenfelder. Ein Beispiel hierfür sind die Anhänge 
der Betriebssicherheitsverordnung, die unter anderem die bei der Durchführung der 
Gefährdungsbeurteilung zu berücksichtigen Arbeitsmittel genau definieren. 
Schritt 3: Beschaffung der aktuellen EHS-Rechtsnormen 
Dieser Prozessschritt kann durch Bearbeitung der Compliance-Liste vollständig erfüllt 
werden. 
Schritt 4: Erstellung eines Rechtskatasters 
Dieser Prozessschritt kann durch Bearbeitung der Compliance-Liste vollständig erfüllt 
werden. 
Schritt 5a: Ermittlung der einschlägigen Pflichten 
Dieser Prozessschritt kann durch Bearbeitung der Compliance-Liste vollständig erfüllt 
werden. 
Schritt 5b: wesentliche Pflichten 







Schritt 6: Pflichten aus Genehmigungen 
Die aus Genehmigungen resultierenden Pflichten werden nicht direkt durch die 
Anwendung der Liste bearbeitet. Es bietet sich an, die Pflichten aus den vorhandenen 
Genehmigungen zu extrahieren und in der Compliance-Liste mit den schon enthaltenen 
Rechtspflichten zusammenzuführen. So wird zumindest an einer Stelle im KMU ein 
vollständiger Überblick über alle einzuhaltenden einschlägigen EHS-Rechtspflichten 
generiert. 
Schritt 7: Delegation der Verantwortung 
Dieser Prozessschritt kann durch Bearbeitung der Compliance-Liste vollständig erfüllt 
werden. 
Schritt 8a: Umsetzung durch betr. Verantwortliche 
Für diesen Schritt dient die Tabelle den betrieblich Verantwortlichen als Hilfsmittel, um 
auf der Grundlage der einschlägigen Rechtspflichten Maßnahmen abzuleiten (Spalte 
AA). Diese kann als Basis für das tatsächliche betriebliche Tätigwerden und die 
Umsetzung der Maßnahmen genutzt werden. 
Schritt 8b: Bearbeitung durch Fachexperten und Beauftragte 
Auch für die Fachexperten und Beauftragten dient die Tabelle als Hilfsmittel zur 
Ableitung von Maßnahmen und deren betrieblicher Umsetzung. 
Schritt 9: Wirksamkeitskontrolle 
Dieser Prozessschritt kann durch Bearbeitung der Compliance-Liste vollständig erfüllt 
werden. 
Schritt 10: Dokumentation 
Dieser Prozessschritt kann durch Bearbeitung der Compliance-Liste vollständig erfüllt 
werden. 
 
Im Ergebnis können durch Bearbeitung der Compliance-Liste 7 von insgesamt 12 






Handlungsgrundlage für die Umsetzung und Bearbeitung der Maßnahmen in der 
betrieblichen Praxis. Weiterhin können die genehmigungsrechtlichen Pflichten integriert 
werden, und auch die beiden anfänglichen organisationsbezogenen Prozessschritte 
werden durch Anwendung der Tabelle erleichtert. 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Anwendung eines einzigen 
Dokumentes – der Compliance-Liste – dem KMU bei allen Prozessschritten des 
linearen Grundprozesses, wie auch der PDCA-Prozesse Unterstützung bietet. Insofern 
kann die Compliance-Liste als umfassendes und praxisgerechtes Tool zur Erfüllung der 





Zur Überprüfung der Wirksamkeit des entwickelten Modells werden in diesem Kapitel 
die Vorgaben der Compliance-Liste auf ihre prinzipielle Anwendbarkeit untersucht. 
Dabei wird besonderer Wert darauf gelegt, eine große Bandbreite verschiedener 
Organisations- und Unternehmensformen, mit besonderer Berücksichtigung von Klein- 
und Mittelständigen Unternehmen, abzudecken. Dafür wurden drei 
Beispielunternehmen für die Betrachtungen ausgewählt. 
Erstes untersuchtes Beispiel war ein BImSchG Anlage, eine Abluftreinigungsanlage 
(ARA). Sie ist als selbstständiger Betrieb eingebettet in ein international tätiges 
Großunternehmen – einer GmbH & Co.KG - mit entsprechender 
immissionsschutzrechtlicher Genehmigung und den daraus resultierenden 
Rechtspflichten. Beispielunternehmen zwei war ein medizinisch-pathologisches Labor 
unter Leitung zweier Mediziner entsprechend dem Heilberufsgesetz mit etwa 20 
Labormitarbeitern – eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts. Als letztes Beispiel sollte mit 
einer Bäckerei ein kleines Familienunternehmen betrachtet werden, da gerade kleine 






Diese verschiedenartigen Beispielunternehmen sollen verdeutlichen, wie weit der 
Rahmen der Anwendbarkeit des Modells / Prozesses gespannt und genutzt werden 
kann. 
Bei der Überprüfung des Modells wurden die für die Compliance-Liste entwickelten 
Zusammenfassungen der Rechtspflichten auf alle ausgewählten Beispielunternehmen 
angewandt. Folgendes Ergebnis hat sich bei dieser Betrachtung ergeben: 
Tabelle 5 Zu betrachtende Paragraphen 









ARA 125 / 29 3590 / 383 1572 / 383 
Medizinisches 
Labor 125 / 20 3590 / 254 1572 / 254 
Bäckerei 125 / 16 3590 / 199 1572 / 199 
 
Als erstes Ergebnis der Betrachtung kann festgehalten werden, dass sich die 
Anwendung der Schlüsselfrage als sehr zweckdienlich herausgestellt hat. Innerhalb 
kurzer Zeit konnte die Anzahl der zu betrachtenden Rechtsnormen, und damit auch die 
Anzahl der zu betrachtenden Paragraphen und Rechtspflichten, stark reduziert werden. 
An dieser Stelle hätte schon auf die inhaltliche Betrachtung aller Rechtspflichten nur 
aufgrund der Bewertung der Einschlägigkeit der jeweiligen Rechtsnorm verzichtet 
werden können. Zur Gewährleistung einer möglichst rechtskonformen Bearbeitung der 
Rechtspflichten wurde darauf allerdings verzichtet. Vielmehr wurden alle 
möglicherweise einschlägigen Rechtspflichten gesamthaft bearbeitet. 
 
Insofern stellt die folgende Tabelle einen Vergleich zwischen einem Unternehmen dar, 
welches von Grund auf versucht die einschlägigen Rechtspflichten aus den 
Rechtsnormen herauszuarbeiten, gegenüber dem KMU, welches diese Betrachtung 
unter Zuhilfenahme der Compliance-Liste durchführt. Das jeweilige Ergebnis muss 




















ARA 3590 / 383 10,7 1572 / 383 24,4 
Medizinisches 
Labor 3590 / 254 7,1 1572 / 254 16,2 
Bäckerei 3590 / 199 5,5 1572 / 199 12,7 
 
Wie dargestellt kann die Trefferwahrscheinlichkeit bei den als einschlägig beurteilten 
Pflichten deutlich erhöht werden. Dies resultiert aus der unterschiedlichen 
Ausgangsbasis, nämlich der Anzahl der zu beurteilenden Paragraphen. Durch die in der 
Compliance-Liste schon getroffene Vorabauswahl der Paragraphen, die Rechtspflichten 
enthalten, liegt der Grad der absoluten Aufwandsreduktion bei gerundet etwa 56 
Prozent. 
Absolut gesehen bedeutet dies für die Anwendung der Compliance-Liste einen 
zeitlichen Vorteil gegenüber einer Vorgehensweise ohne dieses Hilfsmittel. Bei einem 
angenommen Arbeitsaufwand von nur fünf Minuten pro zu betrachtendem Paragraph 
bedeutet dies, bezogen auf die pro Bearbeitungszeit von einer Stunde gefundenen 
einschlägigen Pflichten, Folgendes: 
























ARA 299 h / 383 1,28 131 h / 383 2,92 
Medizinisches 
Labor 299 h / 254 0,85 131 h / 254 1,94 







Der Zugewinn an Effizienz ist auch in dieser Darstellungsform abzulesen. Während am 
Beispiel der Bäckerei ursprünglich fast zwei Stunden Bearbeitungszeit notwendig waren 
um eine für das Unternehmen einschlägige Pflicht herauszuarbeiten, konnten nun 
innerhalb einer Stunde im Mittel mehr als 1,5 Pflichten gefunden werden. Bei den 
anderen Beispielunternehmen ist der Grad der Effizienzsteigerung in etwa vergleichbar. 
Auf diese Weise konnte die Wirksamkeit des Modells überprüft und der Gewinn an 
Effektivität und Effizienz nachgewiesen werden. Es ergeben sich zwei wesentliche 
Erkenntnisse aus dieser Überprüfung. Zum einen bietet die Anwendung des Modells 
eine Reduktion des Aufwandes für KMU. Es hat sich herausgestellt, dass mit 
abnehmender Unternehmensgröße die Aufwandsreduktion eine ansteigende Tendenz 
aufweist. Außerdem konnte nachgewiesen werden, dass das Modell in seiner 
Gesamtheit auf alle wesentlichen Unternehmensformen und –größen, die bei KMU 





Zusammenfassend wurde in diesem Hauptkapitel der Arbeit ein EHS-Prozess zur 
Abbildung der betrieblichen EHS-Wirklichkeit entwickelt. Dieser EHS-Prozess ist 
zusammengesetzt aus einem einmalig zu durchlaufenden linearen Grundprozess sowie 
zwei zusätzlichen PDCA-Zyklen. Zur weiteren Unterstützung der Bearbeitung der 
einzelnen Prozessschritte wurde dem EHS-Prozess eine Compliance-Liste zur Seite 
gestellt. Beide Hilfsmittel sind gerade für KMU aufgrund ihrer leichten Verständlichkeit 
individuell einsetzbar, können für verschiedenste Organisationsformen genutzt werden 
und bieten die Möglichkeit den, für EHS-Compliance notwendigen, Aufwand deutlich zu 
reduzieren. 
Als abschließende Überlegung und Zusammenfassung des zweiten Hauptkapitels soll 
nun untersucht werden, ob die entwickelten Hilfsmittel mit ihrem prozessorientierten 








Mit Hilfe eines Modells soll im Wesentlichen ein Abbild der Realität geschaffen werden. 
Stachowiak geht in seiner Definition des Modellbegriffs von den drei folgenden 
Hauptmerkmalen aus: 
 Abbildung, 
 Verkürzung und 
 Pragmatismus. 
 
„Abbildungsmerkmal – Modelle sind stets Modelle von etwas, nämlich Abbildungen, 
Repräsentationen natürlicher oder künstlicher Originale, die selbst wieder Modelle sein 
können.“ (Stachowiak 2013, S. 131 ff) 
Verkürzt dargestellt sind Modelle die Abbildung von Originalen. Unter Anwendung der 
entwickelten Hilfsmittel ist es möglich eine Abbildung der EHS Rechtsstruktur sowie der 
Organisationsstruktur der betrachteten Unternehmung zu erzeugen. Somit ist das erste 
Hauptmerkmal erfüllt. 
„Verkürzungsmerkmal – Modelle erfassen im Allgemeinen nicht alle Attribute des durch 
sie repräsentierten Originals, sondern nur solche, die den jeweiligen Modellschaffern 
und/oder Modellbenutzern relevant scheinen.“ (ebd.) 
Ein weiteres Merkmal eines Modells ist demnach die Wirklichkeit in verkürzter Form 
darzustellen. Wie im Kapitel zur rechtlichen Compliance erläutert, war es allein schon 
aufgrund einer anfänglichen Aufwandsreduktion und der Konzentration auf wesentliche 
Rechtsnormen notwendig, das EHS-Recht in einem ersten Schritt nur ausschnittsweise 
zu betrachten. Zur Optimierung werden daran anschließend wiederkehrende Zyklen im 
Rahmen eines kontinuierlichen Verbesserungsprozesses in den EHS-Prozess integriert. 
Somit erfüllt die Compliance-Liste auch das Verkürzungsmerkmal. 
„Pragmatisches Merkmal – Modelle sind ihren Originalen nicht per se eindeutig 
zugeordnet. Sie erfüllen ihre Ersetzungsfunktion [...] auf bestimmte gedankliche oder 






Bei dem pragmatischen Merkmal geht es darum, das Modell auf einen 
Untersuchungszweck hin anzupassen. Für den entwickelten EHS-Prozess war Zweck 
durch dessen Anwendung eine vollständige Abbildung der betrieblichen EHS-Realität 
zu gewinnen. Bei der Compliance-Liste schließlich war der Untersuchungszweck die 
individuelle Anwendbarkeit für jede mögliche Unternehmensgröße und 
Organisationsform eines KMU sicherzustellen. In beiden Fällen ist folglich auch das 
pragmatische Merkmal erfüllt. 
 
Abschließend kann festgehalten werden, dass die gefundenen Hilfsmittel für alle 
Merkmale eines Modells geeignet erscheinen und sie die betriebliche Wirklichkeit im 





























Wie in den vorangegangenen Kapiteln gezeigt, konnten einerseits Belege für eine 
Abhängigkeit von Ereignissen und Regelsetzung gefunden werden, wie auch ein EHS-
System entwickelt werden, bestehend aus den Komponenten EHS-Prozess sowie der 
Compliance-Liste, welche auf schon vorhandenen Informationen aufbauen aber diese 
jeweils erweitern konnten. Aktuelle Literatur zu den jeweiligen Fragestellungen wurde 
dabei in den einzelnen Kapiteln diskutiert. Daher soll an dieser Stelle nur noch eine 
Diskussion der Gesamtschau der erreichten Ergebnisse erfolgen. 
Ein Ausgangspunkt der hier dargelegten Überlegungen war die Deregulierung von 
Rechtsvorschriften – insbesondere aus dem Bereich der Arbeit- und Anlagensicherheit 
aber auch dem Umweltrecht. Dabei „sollen Verwaltungsabläufe beschleunigt, 
vereinfacht und wirtschaftlicher gestaltet werden.“ (Weber 2011, S. 274–275)  Hierzu 
bestand die Absicht das EHS-Regelwerk „für die Anwender leicht handhabbar und aus 
sich heraus verständlich“ (BMAS 2011, S. 2) zu gestalten.  
Das Ziel „ein transparentes, kohärentes und [...] anwenderfreundliches Vorschriften- 
und Regelwerk [...] zu gestalten“ (GDA 2007, S. 3) führte unter anderem zu einer 
massiven Reduktion des berufsgenossenschaftlichen Regelwerks. Damit fehlte dem 
Praktiker im Unternehmen allerdings ein wichtiges, gerade auf ihn zugeschnittenes, 
Hilfs- und vor allem Leitmittel zur Orientierung im EHS-Recht. Schließlich hat sich die 
Anzahl der zu betrachtenden Themen dadurch nicht reduziert, sondern sie sind nun 
„aus eigener Initiative und in eigener Verantwortung“ (Neudörfer 2013, S. 41) zu 
betrachten und lösen - und dies unter den Umständen immer weiter reduzierter 
Grundlagen. 
Nur in „38 Prozent der Kleinbetriebe finden zudem Gefährdungsbeurteilungen statt, wie 
sie gesetzlich vorgeschrieben sind“, (BAUA 2011) so ein Ergebnis einer Umfrage zu 
Arbeits- und Gesundheitsschutz in Kleinunternehmen. Gerade die aktuelle Phase des 






Arbeitsschutzvorschriften“ (Neudörfer 2013, S. 39–40) stellt KMU vor große 
Herausforderungen. So werden im technischen EHS-Regelwerk auch die 
zurückgezogenen Vorschriften weiterhin Anwendung finden und als 
Erkenntnisgrundlage dienen, solange noch kein staatliches technisches Regelwerk 
vollständig und anwenderfreundlich entstanden ist. Somit ergibt sich für den betrieblich 
Verantwortlichen gerade in der Jetztzeit eine schwierige Lage, insofern das Ziel der 
EHS-Compliance verfolgt wird. 
 
Diskussion Prozess 
Eine Möglichkeit zum Einstieg in das Thema Compliance bietet der entwickelte EHS-
Prozess. Als Ausgangsbasis hierfür dienten im Wesentlichen die in der Technischen 
Regel für Betriebssicherheit 1111 und dem Merkblatt A 016 enthaltenen Prozesse. 
Diese Prozesse sind – genau wie auch die in den Zertifizierungsnormen enthaltenen 
Prozesse – schon älteren Datums. Die aus den aktuellen Qualitätsgrundsätzen der 
Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie entnommenen empfohlenen 
Prozessschritte für die Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung sollen daher nun 
dem gefundenen EHS-Prozess gegenübergestellt werden. 
1. „Festlegen von Arbeitsbereichen und Tätigkeiten“ (GDA 2009, S. 2) 
Dieser Schritt steht auch im EHS-Prozess an erster Stelle. Hier wird er aber insofern 
erweitert, als dass nicht nur Arbeitsbereiche und Tätigkeiten, sondern auch Arbeitsstoffe 
und die Arbeitsumgebung betrachtet werden. Somit wird letztlich die gesamt 
Betriebsorganisation erfasst und nicht nur ein Teilaspekt hiervon. Darüber hinaus 
fordert der EHS-Prozess, in zwei weiteren Schritten alle EHS-Rechtsnormen zu 
beschaffen und auf ihre Einschlägigkeit zu prüfen. Weitere Schritte sind die Erstellung 
eines Rechtskatasters und die Ermittlung der enthaltenen einschlägigen 
Rechtspflichten. Es handelt sich hierbei zwar um drei zusätzliche durchzuführende 
Prozessschritte, die aber dem Anwender die Gewissheit bieten, wirklich alle rechtlichen 









2. „Ermitteln der Gefährdungen 
3. Beurteilen der Gefährdungen 
4. Festlegen konkreter Arbeitsschutzmaßnahmen“ (ebd.) 
 
Diese drei Prozessschritte der Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung werden bei 
dem EHS-Prozess zuerst ausgeklammert. Es wird davon ausgegangen, dass unter 
Einhaltung aller rechtlicher EHS-Vorgaben auch die entsprechenden 
Gefährdungsbeurteilungen durchgeführt werden, da sie ja als einzuhaltende 
Rechtspflichten in den entsprechenden Regelwerken, und damit auch in der gleich 
beschriebenen Compliance-Liste, enthalten sind. Aufgrund der zentralen Bedeutung 
von Gefährdungsbeurteilungen und einiger weiterer Pflichten (Prüfungen, 
Unterweisungen; s. Kapitel 4) wurde ein weiterer Punkt - die „wesentlichen Pflichten“ - 
in den Prozess eingeführt. Darüber hinaus wurden aus umweltrechtlichen 
Genehmigungen, und damit nicht direkt aus den Rechtsnormen, resultierende 
Rechtspflichten aufgenommen. 
5. „Durchführung der Maßnahmen“ (ebd.) 
 
Dieser Prozessschritt wird im EHS-Prozess differenzierter betrachtet. Es wird 
unterschieden, ob die Pflichten (und die aus den Pflichten abgeleiteten Maßnahmen) 
von Fachexperten bearbeitet werden, welche keine unternehmerische Verantwortung 
besitzen, sondern nur beratend tätig sind / sein sollten, oder ob tatsächlich eine 
Umsetzung durch den betrieblich Verantwortlichen erfolgt. Auch wird besonderer Wert 
auf die, in der betrieblichen Praxis unbedingt notwendige, Delegation der Verantwortung 
für die Durchführung der Maßnahmen gelegt und als zusätzlicher Prozessschritt 
eingeführt. 
6. „Überprüfen der Wirksamkeit der Maßnahmen  
7. Fortschreiben der Gefährdungsbeurteilung“. (ebd.) 
 
Die letzten beiden Prozessschritte sind auch im EHS-Prozess enthalten, aber wiederum 






wiederkehrend durchzuführende PDCA-Zyklen (Plan, Do, Check, Act) eingeführt und in 
Kapitel 4 auch ein entsprechender Turnus empfohlen. Schließlich kann sich die 
betriebliche Realität an zwei Schritten des EHS-Prozesses ändern: einerseits bei einer 
veränderten Betriebsorganisation oder bei sich verändernden rechtlichen Vorgaben. 
Damit sollte sichergestellt werden, dass das System kontinuierlich an die betriebliche 
und rechtliche Wirklichkeit angepasst wird und nicht nach einmaligem Durchlauf als 
dauerhaft erledigt eingeschätzt wird. 
 
Wie gezeigt beinhaltet der gefundene EHS-Prozess sowohl alle Schritte gemäß den 
aktuellen Vorgaben der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA), 
darüber hinaus nutzt er sie als Ausgangsbasis und stellt sie in einen gesamt-EHS-
rechtlichen Zusammenhang. 
 
Diskussion Abhängigkeit von Ereignissen 
In dem Teil der Arbeit, der sich mit der Frage beschäftigt, ob eine Abhängigkeit von 
Ereignissen und deren mögliche Auswirkung auf gesetzgeberische Tätigkeit gefunden 
werden kann, konnte für den Rechtsbereich „Strahlenschutz“ eine mögliche 
Abhängigkeit nachgewiesen werden. 
Einerseits sind an den Regelsetzungsprozessen eine Vielzahl von Personen beteiligt, 
die gemeinsam versuchen eine Fragestellung zu bearbeiten. Hoppe beschreibt, dass 
sich dabei „auf allen Rechtsetzungsebenen [...] durch eine lang dauernde und 
allgemeine Übung zusammen mit der Überzeugung der Beteiligten von der 
Rechtmäßigkeit dieser Übung ein Gewohnheitsrecht bilden“ (Hoppe et al. 2000, S. 66) 
kann. Für die „Effizienz des Regelsetzungsverfahrens ist eine frühzeitige und 
wechselseitige Information“ (BMAS 2011, S. 11) der beteiligten Personen zwar wichtig, 
bietet aber die Möglichkeit der gegenseitigen bewussten oder unbewussten 
Einflussnahme. Die Beteiligten unterliegen in ihrer Eigenschaft als Menschen denselben 
Ängsten und Wünschen, wie alle anderen Bürger. Wenn Ängste aufgrund von 
Ereignissen entstehen, von denen die Person eventuell selbst einmal betroffen sein 
könnte, entsteht auch ein persönliches Interesse, eine derartige Situation möglichst zu 






Somit ist eine ausschließlich objektive Diskussion im Regelsetzungsprozess kaum 
möglich. Dieser Effekt kann auch durch eine entsprechende mediale Berichterstattung 
verstärkt werden. 
Ein weiterer wesentlicher Aspekt hierbei ist, dass inzwischen immer mehr 
„nichtstaatliche Akteure an politischer Steuerung teilhaben.“ (Wolff 2004, S. 93). „Es 
werden RepräsentantInnen 'bedeutender' Interessengruppen herausgepickt.“ (Wolff 
2004, S. 221) Diese Repräsentanten unterliegen neben ihren privat-menschlichen 
Ängsten und Wünschen auch bestimmten beruflichen oder branchenabhängigen 
Wunschvorstellungen bezüglich der Ergebnisse des Entscheidungsfindungsprozesses. 
Es ist sogar ein Kernziel der GDA den „betrieblichen Rechtsanwender bei der 
Ausarbeitung rechtlicher Instrumente von vornherein besser einzubinden.“ (GDA 2012, 
S. 1) Eine weitere Möglichkeit für das Wirksamwerden nicht-objektiver Kriterien, die 
auch die Beeinflussung durch Ereignisse ermöglichen. 
 
Diskussion Hilfsmittel 
Zum Thema der Anwendbarkeit von rechtlichen Vorgaben wählt die GDA folgende 
Formulierung: „Der Adressat muss klar und eindeutig erkennen können, welche 
konkrete Arbeitsschutzanforderung von ihm erwartet wird und wie er sie erfüllen kann.“ 
(GDA 2012, S. 1) Schließlich schaffen Rechtsvorschriften „Rechtssicherheit für 
Unternehmen und Beschäftigte.“ (ebd.) Doch die Schwierigkeit besteht vor allem in der 
praktischen Umsetzung der Vorschriften im Unternehmen. Selbst wenn die Vorgaben 
aus der jeweiligen Vorschrift heraus klar ersichtlich sind, müssen sie dem Unternehmen 
zuerst einmal bekannt sein. Ein Prozess zur Regelwerksverfolgung ist dafür zwingend 
erforderlich, aber gerade in KMU häufig nicht anzutreffen. Diesen ersten Schritt auf dem 
Weg zu rechtlicher EHS-Compliance unterstützt die Compliance-Liste maßgeblich. Sie 
verkürzt nicht nur die initiale Findung der wesentlichen rechtlichen Vorgaben und vor 
allem der dort enthaltenen Rechtspflichten, sondern sie erreicht durch ihre 
praxisgerechte Zusammenstellung und Sortierung sowie durch die 
allgemeinverständliche und zusammenfassende Formulierung der rechtlichen 






„Bei der Fülle rechtlicher Vorschriften — auch im Arbeits- und Umweltschutz — fällt die 
Orientierung [...] oft schwer. Laufend werden geltende Gesetze geändert und neue 
Vorschriften erlassen.“ (Huck 2012, S. 78) Ein weiterer Beleg für die eingangs 
ausgesprochene Vermutung der Fülle rechtlicher Vorgaben. Unternehmen müssen 
ermitteln, ob und welche Maßnahmen sich daraus ergeben. Für deren Umsetzung 
müssen Verantwortlichkeiten und Termine festgelegt werden, (ebd.) so fährt Huck fort. 
Für diese Anforderungen wurde die Compliance-Liste erarbeitet. Alle beschriebenen 
Anforderungen sind unter der Anwendung von EHS-Prozess und Hilfsmittel(n) auf 
einfache Weise in der betrieblichen Praxis umsetzbar. 
Ein weiterer Aspekt hierbei ist die auch in KMU betrieblich unumgängliche Delegation 
einzelner Rechtspflichten. Der Unternehmer kann nicht alle einschlägigen Vorschriften 
selbst umsetzen. Eine auf allen Hierarchieebenen identische lautende 
Pflichtenübertragung sollte dabei unbedingt vermieden werden. Laut Enzenross wird 
häufig eine „generelle, für alle Führungsebenen gleiche Pflichtenübertragung“ 
(Enzenross 2011, S. 33) ausgearbeitet, die der Unternehmer und die 
Delegationsempfänger unterschreiben. Diese Vorgehensweise zur Delegation von 
Unternehmerpflichten kann nicht richtig sein, weil es hierbei „um die konkreten 
Verantwortungen und Befugnisse geht, und die sind nun in den Ebenen sehr 
unterschiedlich.“ (ebd.) Gerade auch diesen Prozess der zielgerichteten Übertragung 
einzelner EHS-Pflichten unterstützt die Compliance-Liste in für KMU geeigneter Form. 
 
Diskussion Implementierung 
Mantz erläutert, dass „bereits die Delegation einer Leitungsfunktion die Führungskräfte 
also per Gesetz zu Verantwortlichen im Sinne des § 13 ArbSchG.“ (Mantz 2011, S. 12) 
macht. Damit ist nicht mehr das Unternehmen als solches im Fokus der Überlegungen, 
sondern jede in Deutschland tätige Führungskraft – unabhängig von der jeweiligen 
Unternehmensgröße oder der gewählten Organisationsform der Unternehmung. 
Folglich sind alle Unternehmen davon betroffen, die Hilfsmittel und den Prozess 
anzuwenden. 
Auch für größere Unternehmen, welche üblicherweise in Form einer Aktiengesellschaft 






tätigen Mitarbeiter und Führungskräfte. Für die AG leiten „Rechtsprechung und Literatur 
[...] die Legalitätspflicht der Geschäftsleiter aus § 93 Abs. 1 Satz 1 AktG ab.“ (Rack 
2012, S. 10) Wesentlich dabei ist, dass „die Legalitätspflicht [...] Vorrang vor allen 
Pflichten des Vorstands“ (ebd.) hat. Diese sehr allgemeine Formulierung bezieht sich 
dabei auf den Bereich des Arbeits- und Anlagensicherheitsrechts sowie des 
Umweltrechts, welche in dieser Arbeit betrachtet wurden. 
Auch für Geschäftsführer und Mitarbeiter einer GmbH gelten dieselben Vorgaben. 
„Auch eine GmbH kann nach § 60 Abs. 1 GmbHG aufgelöst werden, wenn 
Gesellschafter „gesetzeswidrige Beschlüsse“ fassen [...] und das Gemeinwohl dadurch 
gefährdet wird.“ (Rack 2012, S. 11) Gefährdungen des Einzelnen resultieren schnell 
aus der Nichteinhaltung arbeitsschutzrechtlicher Vorgaben, während Gefährdungen des 
Gemeinwohls üblicherweise bei Übertretungen im Bereich des 
Anlagensicherheitsrechts und des Umweltrechts auftreten können. Gerade das EHS-
Recht bietet hier also vielfältige „Möglichkeiten“, und sollte deswegen unbedingt unter 
hoher Priorität betrachtet und bearbeitet werden. Und dies gilt allein schon aus dem 
Eigeninteresse jeder Führungskraft an EHS-Compliance. 
Zusammenfassung (Bezug KMU) 
Im aktuellen Leitlinienpapier des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales wird das 
besondere Interesse von Betrieben „an verständlichen und praxisgerechten Hilfen, 
damit die Vorgaben von Arbeitsschutz und Prävention rechtssicher erfüllt werden 
können“ (BMAS 2012) besonders hervorgehoben. Wie gezeigt werden konnte, erfüllen 
die entwickelten Bestandteile des übergreifenden EHS-Systems genau diese 
Anforderungen. Gerade auf die drei wesentlichen Merkmale 
 Verständlichkeit 
 Praxistauglichkeit und 
 Rechtssicherheit 
wurde bei der Entwicklung besonderer Wert gelegt. Hiermit konnte auch die 
Anwendbarkeit für KMU sichergestellt werden. Immerhin weiß in „knapp drei von fünf 
[...] Betrieben“ (vgl. Sczesny et al. 2011, S. 36) die Geschäftsführung nicht, „ab welcher 






Somit bleibt zu hoffen, dass KMU den Schritt nun wagen, die angebotenen Hilfsmittel in 
der Praxis einzusetzen und mit Erfolg anzuwenden. 
„Frei nach dem Motto von Werner von Siemens: „Es geht nicht darum, mit dem Kopf 
durch die Wand gehen zu wollen, sondern die Ausgangstür zu finden““ (Neudörfer 
2013, S. 1), kann das hier vorgestellte System dem betrieblich Verantwortlichen 
unterstützen, personelle und zeitliche Ressourcen zu schonen und zu mehr 
Rechtsicherheit im Bereich EHS verhelfen. Damit wird zwangsläufig auch der in der 
These geforderte erhöhte Sicherheits- und Umweltstatus erreicht, da nur unter 
Einhaltung aller Rechtsnormen der sichere und umweltgerechte Arbeitsalltag und 
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Abschließend soll das Ergebnis der Arbeit zusammengefasst und ein Ausblick auf 
möglichen weiterführenden, und auf den Erkenntnissen dieser Arbeit aufbauenden, 
Forschungsbedarf gegeben werden. 
Bei dieser Arbeit war der Fokus grundsätzlich auf eine Evaluierung der Ergebnisse in 
der betrieblichen Praxis von Klein- und Mittelständigen Unternehmen gerichtet. 
Prinzipiell wurden hierfür zwei hauptsächliche Fragestellungen – die beiden Hauptteile 
oder –kapitel - untersucht, die inhaltlich und thematisch eng miteinander verknüpft sind. 
So konnte sichergestellt werden, dass die Erkenntnisse aus der ersten Fragestellung in 
die Bearbeitung der zweiten zentralen Frage direkt einfließen konnten. Aus beiden 
Themen wurde die These 
KMU können durch Anwendung eines wiederkehrenden EHS-Prozesses unter 
Anwendung einer geeigneten EHS-Maßnahmenliste die wesentlichen Punkte von EHS-
Verantwortung erfüllen und einen erhöhten Sicherheits- und Umweltstatus erreichen. 
Zusätzlich kann die Verfolgung von EHS-Ereignissen in den Medien den 
„Überraschungseffekt“ von gesetzlichen Neuerungen abmildern und ermöglicht dem 
betrieblich Verantwortlichen, rechtzeitig präventive Maßnahmen zu ergreifen. 
abgeleitet und in den Folgekapiteln untersucht und diskutiert. 
 
Als Ergebnis konnten sowohl Hinweise auf mögliche Abhängigkeiten zwischen 
Gesetzgebung und sowohl EHS-Ereignissen als auch medialer Berichterstattung 
nachgewiesen werden. Weiterhin wurde ein Modell zur gesamthaften Beschreibung der 
betrieblichen EHS-Realität entwickelt und evaluiert. Hierfür wurde ein System, 
bestehend aus einem EHS-Prozess und einem diesen Prozess unterstützenden 
Hilfsmittel, der Compliance-Liste entwickelt. 
 






Für weitere Untersuchungen zur Abhängigkeit von Ereignissen und Gesetzgebung wäre 
eine Überprüfung interessant, die sich auf einen kleineren Betrachtungsbereich 
beziehen würde, um die Untersuchungen noch weiter zu differenzieren und zu 
verfeinern. Auf diese Weise könnten wahrscheinlich noch deutlichere Hinweise der 
Abhängigkeit gefunden werden. Auch das entwickelte Modell könnte weitergeführt 
werden. Beispielsweise könnte in diesem Rahmen die Compliance-Liste optimiert, 
erweitert (EU-Recht) und auf eine mögliche Anwendbarkeit bei nicht KMU geprüft 
werden. 
 
„Wenn man alle Gesetze studieren wollte, so hätte man gar keine Zeit, sie zu 
übertreten". (Huck 2012, S. 80), so wird Wolfgang von Goethe gerne zitiert. In diesem 
Sinne bietet die vorliegende Arbeit eine Hilfestellung um ein Mehr an gefühlter und 
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Energien-Gesetz - EEG 2009 - Vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2074), zuletzt geändert am 20. 






Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz – EEWärmeG; Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im 
Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz - EEWärmeG)1; Vom 7. August 2008 (BGBl. I S. 
1658), zuletzt geändert am 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3051) 
Fahrpersonalgesetz – FpersG; Gesetz über das Fahrpersonal von Kraftfahrzeugen und Straßenbahnen 
(Fahrpersonalgesetz - FPersG); In der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I. S. 
641),zuletzt geändert am 17. Juni 2013 (BGBl. I. S.1559) 
Gefahrgutbeförderungsgesetz –GGBefG; Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter – 
Gefahrgutbeförderungsgesetz - GGBefG - In der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 1774, ber. S. 3975), zuletzt geändert am 7. August 2013 (BGBl. I S. 3191) 
Gentechnikgesetz – GenTG; Gesetz zur Regelung der Gentechnik (Gentechnikgesetz - GenTG); In der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2066), zuletzt geändert am 7. August 
2013 (BGBl. I S. 3201) 
Gesetz über die elektromagnetische Verträglichkeit – EMVG (EMVG); Vom 18. September 1998 (BGBl. I 
S. 2882), zuletzt geändert am 31. Oktober 2006; (BGBl. I S. 2444) 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - In der Fassung der Bekanntmachung vom 24. 
Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert am 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2756) 
Gesetz über Funkanlagen und Telekommunikationseinrichtungen – FTEG; Vom 31. Januar 2001 (BGBl. I 
S.170), zuletzt geändert am 7. August 2013 (BGBl. I S. 3209) 
Gewerbeordnung – GewO; In der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), 
zuletzt geändert am 6. September 2013 (BGBl. I S. 3557) 
Infektionsschutzgesetz – IfSG; Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen - Infektionsschutzgesetz - IfSG - Vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert am 7. 
August 2013 (BGBl. I S. 3201) 
Jugendarbeitsschutzgesetz – JarbSchG; Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend – 
Jugendarbeitsschutzgesetz – JarbSchG; Vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert am 20. 
April 2013 (BGBl. I S. 914) 
Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG; Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der 
umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG); Vom 24. Februar 
2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert am 8. April 2013 (BGBl. I S. 744, ber. S. 3753) 
Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter - Mutterschutzgesetz - MuSchG - In der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), zuletzt geändert am 23. Oktober 2012 (BGBl. I S. 
2261) 
Gesetz über die Haftung für fehlerhafte Produkte (Produkthaftungsgesetz - ProdHaftG); vom 15. 
Dezember 1989 (BGBl. I S. 2198), zuletzt geändert am 19. Juli 2002 (BGBl. I S. 2679) 
Gesetz zur Regelung der Sicherheitsanforderungen an Produkte und zum Schutz der CE- 
Kennzeichnung (Produktsicherheitsgesetz - ProdSG); Vom 22. April 1997 (BGBl. I S. 934), zuletzt 
geändert am 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970) 
Sozialgesetzbuch - Siebtes Buch - Gesetzliche Unfallversicherung - SGB VII; Vom 7. August 1996 (BGBl. 
I S. 1254), zuletzt geändert am 20. April 2013 (BGBI. I S. 915) 
Zuständige Stellen zum Vollzug des Gesetzes zum vorsorgenden Schutz der Bevölkerung gegen 
Strahlenbelastung (Strahlenschutzvorsorgegesetz - StrVG); Vom 6. September 2006 (AllMBl. Bay. S. 
331) 
Gesetz über den Handel mit Berechtigungen zur Emission von Treibhausgasen - Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetz - TEHG - Vom 8. Juli 2004 (BGBl. I S. 1578), zuletzt geändert am 11. August 






Umweltstatistikgesetz - UStatG - Vom 16. August 2005 (BGBl. I S. 2446), zuletzt geändert am 24. 
Februar 2012 (BGBl. I S. 248) 
Gesetz zur Ausführung der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. November 2009 über die freiwillige Teilnahme von Organisationen an einem 
Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfung und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 761/2001, sowie der Beschlüsse der Kommission 2001/681/EG und 2006/193/EG 
(Umweltauditgesetz - UAG); In der Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2002 (BGBl. I S. 
3490), zu-letzt geändert am 7. August 2013 (BGBl. I S. 3169) 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG); Vom 10. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2634), zuletzt geändert am 23. 
November 2007 (BGBl. I S. 2670) 
Umweltinformationsgesetz (UIG); Vom 22. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3704), zuletzt geändert am 7. 
August 2013 (BGBl. I S. 3170) 
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) Vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert am 7. August 2013 (BGBl. I S. 3206) 
Gesetz über den nationalen Zuteilungsplan für Treibhausgas-Emissionsberechtigungen in der 
Zuteilungsperiode 2005 bis 2007 (Zuteilungsgesetz 2007 - ZuG 2007); Vom 26. August 2004 (BGBl. I S. 
2211), zuletzt geändert am 7. August 2013 (BGBl. I S. 3202) 
Gesetz über den nationalen Zuteilungsplan für Treibhausgas-Emissionsberechtigungen in der 
Zuteilungsperiode 2008 bis 2012 (Zuteilungsgesetz 2012 – ZuG 2012); Vom 7. August 2007 (BGBl. I S. 
1788); zuletzt geändert am 7. August 2013 (BGBl. I S. 3202) 
Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über kleine und 
mittlere Feuerungsanlagen - 1. BlmSchV) Vom 26. Januar 2010 (BGBl. I S. 38) 
Erste Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz - Verordnung über die Bereitstellung elektrischer 
Betriebsmittel zur Verwendung innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen auf dem Markt - 1. ProdSV; 
Vom 11. Juni 1979 (BGBl. I S. 629), zuletzt geändert am 8. November 2011 (BGBl. I. S. 2200) 
Zehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über die 
Beschaffenheit und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraft- und Brennstoffen - 10. BlmSchV); Vom 8. 
Dezember 2010 (BGBl. I S. 1849), zuletzt geändert am 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 1074) 
Elfte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Explosionsschutzverordnung -11. ProdSV); Vom 12. 
Dezember 1996 (BGBl. I S. 1914), zuletzt geändert am 8. November 2011 (BGBl. I S. 2204) 
Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung - 12. 
BlmSchV); In der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juni 2005 (BGBl. I S. 1598), zuletzt geändert am 
14. August 2013 (BGBl. I S. 3230) 
Zwölfte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Aufzugsverordnung – 12. ProdSV); Vom 17. Juni 
1998 (BGBl. I S. 1393), zuletzt geändert am 8. November 2011 (BGBl. I S. 2205) 
Dreizehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
Großfeuerungs-, Gasturbinen- und Verbrennungsmotoranlagen - 13. BImSchV); Vom 2. Mai 2013 (BGBl. 
I S. 1023, ber. S. 3754)  
Dreizehnte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Aerosolpackungsverordnung - 13. ProdSV); Vom 
27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), zuletzt geändert am 8. November 2011 (BGBl. I S. 2205) 
Vierzehnte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Druckgeräteverordnung - 14. ProdSV); Vom 27. 
September 2002 (BGBl. I S. 3777), zuletzt geändert am 8. November 2011 (BGBl. I S. 2205)  
Zweite Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Verordnung zur 
Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen Halogenkohlenwasserstoffen - 2. BImSchV; Vom 10. 






Zwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung zur 
Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen beim Umfüllen oder Lagern von 
Ottokraftstoffen, Kraftstoffgemischen oder Rohbenzin - 20. BlmSchV); Vom 27. Mai 1998 (BGBl. I S. 
1174), zuletzt geändert am 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 1068) 
Einundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verordnung zur 
Begrenzung der Kohlenwasserstoffemissionen bei der Betankung von Kraftfahrzeugen - 21. BImSchV); 
Vom 7. Oktober 1992 (BGBl. I S. 1730), zuletzt geändert am 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 1068) 
Achtundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes- lmmissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über Emissionsgrenzwerte für Verbrennungsmotoren - 28. BlmSchV);	 Vom 20. April 2004 (BGBl. I S. 614, 
ber. S. 1423), zuletzt geändert am 14. August 2012 (BGBl. I S. 1712)  
31. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung zur Begrenzung 
der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen bei der Verwendung organischer Lösemittel in 
bestimmten Anlagen - 31. BImSchV); Vom 21. August 2001 (BGBl. I S. 2180), zuletzt geändert am 2. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1070, ber. S. 3755) 
32. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Geräte- und 
Maschinenlärmschutzverordnung - 32. BImSchV - Vom 29. August 2002 (BGBl. I S. 3478), zuletzt 
geändert am 8. November 2011 (BGBl. I S. 2199) 
Neununddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen - 39. BlmSchV); Vom 2. August 2010 (BGBl. I 
S.1065) 
Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - 4. BImSchV - Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen; In der Fassung der Bekanntmachung vom 14. März 1997 (BGBl. 
I S. 504), geändert am 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 250), zuletzt geändert am 17. August 2012 (BGBl. I 
S. 1752) 
Fünfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Verordnung über 
Immissionsschutz und Störfallbeauftragte - 5. BImSchV - Vom 30. Juli 1993 (BGBl. I S. 1433), zuletzt 
geändert am 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 998) 
Sechste Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz - Verordnung über die Bereitstellung von einfachen 
Druckbehältern auf dem Markt - 6. ProdSV; Vom 25. Juni 1992 (BGBl. I S. 1171), zuletzt geändert am 8. 
November 2011 (BGBl. I S. 2201) 
Siebte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Gasverbrauchseinrichtungsverordnung - 7. ProdSV); 
Vom 26. Januar 1993 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 8. November 2011 (BGBl. I S. 2201) 
Achte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Verordnung über die Bereitstellung von persönlichen 
Schutzausrüstungen auf dem Markt - 8. ProdSV); In der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Februar 
1997 (BGBl. I S. 317), zuletzt geändert am 8. November 2011 (BGBl. I S. 2200) 
Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes- Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das 
Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV -); In der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBl. 
I S. 1001), zuletzt geändert am 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 1000, ber. S. 3756) 
Neunte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Maschinenverordnung - 9. ProdSV); Vom 12. Mai 
1993 (BGBl. I S. 704), zuletzt geändert am 8. November 2011 (BGBl. l S. 2202) 
Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer - Abwasserverordnung - 
AbwV - In der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2004 (BGBl. I S. 1108), zuletzt geändert am 2. 
Mai 2013 (BGBl. I S. 1017) 
Verordnung über die Überlassung, Rücknahme und umweltverträgliche Entsorgung von Altfahrzeugen - 
Altfahrzeug-Verordnung - AltfahrzeugV - In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juni 2002 (BGBl. l 






Verordnung über Anforderungen an die Verwertung und Beseitigung von Altholz (Altholzverordnung - 
AltholzV); Vom 15. August 2002 (BGBl. I S. 3302), zuletzt geändert am 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 258)  
Altölverordnung (AltölV); In der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 2002 (BGBl. I S.1369), 
zuletzt geändert am 24. Februar 2012 (BGBl. I. S. 250) 
Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher optischer Strahlung – OstrV; Verordnung zur Umsetzung der 
Richtlinie 2006/25/EG zum Schutz der Arbeitnehmer vor Gefährdungen durch künstliche optische 
Strahlung und zur Änderung von Arbeitsschutzverordnungen); Vom 19. Juli 2010 (BGBl. I. S. 960) 
Verordnung über Arbeitsstätten - Arbeitsstättenverordnung - ArbStättV - Vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 
2179), zuletzt geändert am 19. Juli 2010 (BGBl. I S. 965) 
Verordnung über die Verbringung radioaktiver Abfälle oder abgebrannter Brennelemente - Atomrechtliche 
Abfallverbringungsverordnung – AtAV; Vom 30. April 2009 (BGBl. I S. 1000) 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung- BauNVO); vom 23. 
Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert am 22.4.1993 (BGBl. I S. 466) 
Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen (Baustellenverordnung - BaustellV); 
Vom 10. Juni 1998 (BGBl. I S. 1283), zuletzt geändert am 23. Dezember 2004 (BGBl. l S. 3816) 
Verordnung zur Beförderungserlaubnis (Beförderungserlaubnis-verordnung - BefErlV); Vom 10. 
September 1996 (BGBl. I S. 1411), zuletzt geändert am 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 251) 
Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Bereit-stellung von Arbeitsmitteln und deren 
Benutzung bei der Arbeit, über Sicherheit beim Betrieb überwachungsbedürftiger Anlagen und über die 
Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes - Betriebssicherheitsverordnung - BetrSichV - Vom 27. 
September 2002 (BGBl. I S. 3777), zuletzt geändert am 8. November 2011 (BGBl. I S. 2198) 
Verordnung über die Verwertung von Bioabfällen auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und gärtnerisch 
genutzten Böden (Bioabfallverordnung - BioAbfV); In der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 
2013 (BGBl. l S. 658) 
Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Tätigkeiten mit Biologischen Arbeitsstoffen 
(Biostoffverordnung - BioStoffV); Vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2514) 
Verordnung über die Meldung von Biozid-Produkten nach dem Chemikaliengesetz (Biozid-
Meldeverordnung – ChemBiozidMeldeV); Vom 24. Mai 2005 (BGBl. I S. 1410), zuletzt geändert am 11. 
Juli 2006 (BGBl. I S. 1578) 
Verordnung über die Zulassung von Biozid-Produkten und sonstige chemikalienrechtliche Verfahren zu 
Biozid-Produkten und Biozid- Wirkstoffen (Biozid-Zulassungsverordnung - ChemBiozidZulV); Vom 4. Juli 
2002 (BGBl. I S. 2514), zuletzt geändert am 22. August 2006 (BGBI. I S. 1970, 1974) 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung – BbodSchV; Vom 12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554), zuletzt 
geändert am 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 262) 
Bundeskostenverordnung zum Gentechnikgesetz (BGenTGKostV); Vom 9. Oktober 1991 (BGBl. I S. 
1972), zuletzt geändert am 7. August 2013 (BGBl. I S. 3165) 
Verordnung über Stoffe, die die Ozonschicht schädigen - Chemikalien-Ozonschichtverordnung - 
ChemOzonSchichtV - In der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Februar 2012 (BGBl. I S. 409), 
zuletzt geändert am 24. April 2013 (BGBl. I S. 953) 
Verordnung über Verbote und Beschränkungen des Inverkehrbringens gefährlicher Stoffe, Zubereitungen 
und Erzeugnisse nach dem Chemikaliengesetz (Chemikalien - Verbotsverordnung - ChemVerbotsV); In 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juni 2003 (BGBl. I S. 86 
Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung - DepV); Vom 27. Ap40il 2009 (BGBl. 






Verordnung über Immissionsschutz- und abfallrechtliche Überwachungserleichterungen für nach der 
Verordnung (EG) Nr. 761/2001 registrierte Standorte und Organisationen EMAS-Privilegierungs-
Verordnung - EMASPrivilegV); Vom 24. Juni 2002 (BGBl. I S. 2247), zuletzt geändert am 2. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1074) 
Kostenverordnung zum Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz und zum Zuteilungsgesetz 2007 
(Emissionshandelskostenverordnung 2007 – EHKostV 2007); Vom 31. August 2004 (BGBl. 2004, S. 
2273), zuletzt geändert am 21. Juli 2011 (BGBl. I S. 1500) 
Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz und energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden  
Energieeinsparverordnung - EnEV - Vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S. 1519), zuletzt geändert am 18. 
November 2013 (BGBl. I S. 3951) 
Verordnung über Entsorgungsfachbetriebe (Entsorgungsfachbetriebeverordnung – EfbV); Vom 10. 
September 1996 (BGBl. I S. 1421), zuletzt geändert am 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 254) 
Verordnung zur Durchführung des Fahrpersonalgesetzes (Fahrpersonalverordnung - FPersV); Vom 27. 
Juni 2005 (BGBl. I S. 1882), zuletzt geändert am 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1395) 
Verordnung über die Entsorgung gebrauchter halogenierter Lösemittel (HKWAbfV); Vom 23. Oktober 
1989 (BGBl. I S. 1918) (BGBl. III 2129-15-3), zuletzt geändert am 20. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2332) 
Verordnung über Ausnahmen von den Vorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter - Gefahrgut-
Ausnahmeverordnung - GGAV 2002; Vom 6. November 2002 (BGBl. I S. 4350), zuletzt geändert am 16. 
Dezember 2011 (BGBl. I S. 2803) 
Verordnung über die Bestellung von Gefahrgutbeauftragten in Unternehmen 
(Gefahrgutbeauftragtenverordnung - GbV); Vom 25. Februar 2011 (BGBl. I S. 341) zuletzt geändert am 
19. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2723) 
Verordnung über die Kontrollen von Gefahrguttransporten auf der Straße und in den Unternehmen . 
GGKontrollV - In der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Oktober 2005 (BGBl. I S. 3104), zuletzt 
geändert am 31. Oktober 2006 (BGBl. I S: 2468) 
Kostenverordnung für Maßnahmen bei der Beförderung gefährlicher Güter; Vom 7. März 2013 (BGBl. l S. 
466) 
Verordnung über die innerstaatliche und grenzüberschreitende Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße, mit Eisenbahnen und auf Binnengewässern - Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und 
Binnenschifffahrt - GGVSEB - In der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezember 2011 (BGBl. I S. 
2733), zuletzt geändert am 19. Dezember 2012 (BGBI. I S. 2715) 
Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung - GefStoffV); Vom 26. November 2010 
(BGBl. I S. 1644), zuletzt geändert am 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2529) 
Verordnung über Anhörungsverfahren nach dem Gentechnikgesetz - Gentechnik-Anhörungsverordnung - 
GenTAnhV - In der Fassung der Bekanntmachung vom 4. November 1996 (BGBl. I S. 1650), zuletzt 
geändert am 28. April 2008 (BGBl. I S. 767) 
Verordnung über Aufzeichnungen bei gentechnischen Arbeiten und bei Freisetzungen - Gentechnik-
Aufzeichnungsverordnung - GenTAufzV - In der Fassung der Bekanntmachung vom 4. November 1996 
(BGBI. I S. 1644), zuletzt geändert am 28. April 2008 (BGBl. I S. 768) 
Verordnung über die Beteiligung des Rates, der Kommission und der Behörden der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum im Verfahren zur Genehmigung von Freisetzungen und Inverkehrbringen sowie im 
Verfahren bei nachträglichen Maßnahmen nach dem Gentechnikgesetz (Gentechnik- 
Beteiligungsverordnung - GenTBetV); Vom 17. Mai 1995 (BGBl. I S. 734), zuletzt geändert am 23. März 






Verordnung über die Erstellung von außerbetrieblichen Notfallplänen und über Informations-, Melde- und 
Unterrichtungspflichten - Gentechnik-Notfallverordnung - GenTNotfV - Vom 10. Dezember 1997 (BGBl. I 
S. 2882), zuletzt geändert am 28. April 2008 (BGBl. I S. 768) 
Verordnung über die Sicherheitsstufen und Sicherheitsmaßnahmen bei gentechnischen Arbeiten in 
gentechnischen Anlagen - Gentechnik- Sicherheitsverordnung - GenTSV - In der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. März 1995 (BGBl. I S. 297), zuletzt geändert am 18. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2776) 
Verordnung über Antrags- und Anmeldeunterlagen und über Genehmigungs- und Anmeldeverfahren 
nach dem Gentechnikgesetz - Gentechnik-Verfahrensverordnung - GenTVfV - In der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. November 1996 (BGBl. I S. 1657), zuletzt geändert am 28. April 2008 (BGBl. I 
S. 766) 
Verordnung über die Entsorgung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau- und 
Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung - GewAbfV); Vom 19. Juni 2002 (BGBl. I S. 1938), zuletzt 
geändert am 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 257) 
Verordnung zum Schutz des Grundwassers (Grundwasserverordnung - GrwV); Vom 9. November 2010 
(BGBl. I S. 1513) 
Verordnung über die ärztlichen Untersuchungen nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz – 
Jugendarbeitsschutzuntersuchungsverordnung - JArbSchUV - Vom 16. Oktober 1990 (BGBl. I S. 2221) 
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1 1 1 1 1 1
04.07.2009 Reaktorschnellabsch





1 1 1 1
01.02.2002 Acushnet - US-










































1 1 1 1
28.06.2007 Brand im AKW 
Krümmel






































































































1 1 1 1 1 1
























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































1 1 1 1
01.01.1981 Fischsterben in der 
Ostsee
Wegen Sauerstoffmangels sterben in der Ostsee Fischbestände.  1 1 1 1 1
01.01.1982 Fischsterben in der 
Ostsee





































1 1 1 1 1 1
15.11.1979 Ölkatastrophe am 
Bosporus




















































1 1 1 1 1 1
09.08.1974 Ölkatastrophe vor Chile Der Tanker "Metula" verliert vor in der Magellanstraße zwischen Feuerland und 
Chile 50 000 t Öl. 






























1 1 1 1 1 1
24.02.1977 Ölkatastrophe vor 
Honolulu





1 1 1 1 1 1 1
31.12.1989 Ölkatastrophe vor 
Madeira
Der Tanker "Aragon" verliert ca. 25 000 t Öl. 1 1 1 1 1 1
26.04.1992 Ölkatastrophe vor 
Mosambik
Der Tanker Katina P. verliert 72 000 t Öl.  1 1 1 1 1 1
07.01.1983 Ölkatastrophe vor 
Oman
Der Tanker "Assimi" verliert vor Muscat (Oman) 53 000 t Öl.  1 1 1 1 1 1
29.01.1975 Ölkatastrophe vor 
Portugal
Der Tanker Jakob Maersk verliert vor der Atlantik‐Küste Portugals 88 000 t Öl.  1 1 1 1 1 1
03.01.1971 Ölkatastrophe vor 
Südafrika





1 1 1 1 1 1
19.07.1979 Ölkatastrophe vor 
Tobago/Südamerika
























































































































1 1 1 1 1 1
16.12.1987 Störfall im AKW Biblis Das Offenstehen eines Ventils wurde übersehen. Bei der Behebung der 
Unregelmäßigkeit strömten 107 l Kühlmittel aus. (Quelle:Greenpeace) 









































































































































































































































































1 1 1 1 1 1
Anhang 1   Seite 9































































































































































































































































08.04.2013 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über Industrieemissionen 1 1
08.04.2013 Neufassung des Umwelt‐Rechtsbehelfsgesetzes 1
10.04.2013 Verordnung zur Änderung der Lösemittelhaltige Farben‐ und Lack‐Verordnung 1 1
04.04.2013 Neufassung der Bioabfallverordnung 1
21.02.2013 Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes













































































































































08.12.2010 Kernbrennstoffsteuergesetz (KernbrStG) 1 1
08.12.2010 Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens "Energie‐ und Klimafonds" (EKFG) 1
08.12.2010 Elftes Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes 1 1











































































17.03.2009 Zehntes Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes 1 1












































21.07.2008 Zweite Verordnung zur Änderung der Chemikalien‐Verbotsverordnung 1 1














































































































































































































































































































































































































































































































































































































































26.03.1998 Erste Verordnung zur Änderung der Gefahrgutbeauftragtenverodnung 1 1 1























03.09.1997 Neufassung der Schiffssicherheitsverordnung 1 1
18.08.1997 Vierte Verordnung zur Änderung der Strahlenschutzverordnung 1
22.06.1997 Vierte Verordnung zur Änderung der Gefahrgut‐Ausnahmeverordnung 1
19.06.1997 Erste Verordnung zur Änderung der Druckluftverordnung 1 1










































































































































































































23.11.1994 Berichtigung der Neufassung der Schiffssicherheitsverordnung 1 1


















































































































































25.09.1991 Verordnung über Ausnahmen zur Gefahrgutbeauftragtenverordnung 1 1 1























































































































11.05.1990 Drittes Gesetz zur Änderung des Bundes‐Immissionsschutzgesetzes 1 1
14.05.1990 Neufassung des Bundes‐Immissionsschutzgesetzes
01.05.1990 Vierte Verordnung zur Änderung von Gefahrgutausnahmeverordnungen 1















14.03.1990 Erstes Gesetz zur Änderung des Chemikaliengesetzes 1 1
14.03.1990 Neufassung des Chemikaliengesetzes 1 1
12.03.1990 Vierte Verordnung zur Änderung der Gerätsicherheits‐Prüfstellenverordnung 1 1














09.10.1989 Gesetz über die Errichtung eines Bundesamtes für Strahlenschutz 1 1




18.05.1989 Zweite Verordnung zur Änderung der Strahlenschutzverordnung 1 1
21.04.1989 Erste Verordnung zur Änderung der Druckbehälterverordnung 1 1

















































































































































































































03.05.1982 Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung über brennbare Flüssigkeiten 1 1
23.04.1982 Verordnung zum Schutz gegen die Verschleppung von Tierseuchen im Viehverkehr 
(Viehverkehrsverordnung)

















































22.05.1981 Erste Verordnung zur Änderung der Strahlenschutzverordnung 1 1
22.05.1981 Verordnung zur Änderung tierseuchenrechtlicher Einfuhrvorschriften
10.04.1981 Achte Verordnung zur Änderung der Listen der explosionsgefährlichen Stoffe 1 1 1
10.04.1981 Neufassung der Listen der explosionsgefährlichen Stoffe 1 1 1





12.11.1980 Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung über gefährliche Arbeitsstoffe 1 1
30.09.1980 Verordnung über die Sicherheit der Seeschiffe (Schiffssicherheitsverordnung) 1


























































































27.10.1977 Sechste Verordnung zur Änderung der Listen der explosionsgefährlichen Stoffe 1 1 1







































































































































23.12.1975 Fünfte Verordnung zur Änderung der Listen der explosionsgefährlichen Stoffe 1 1 1



































































































































































































21.03.1972 Zweite Verordnung zur Änderung der Aufzugsverordnung 1 1
21.03.1972 Neufassung der Aufzugsverordnung 1 1





































29.10.1970 Zweite Verordnung zur Änderung der Atomanlagen Verordnung 1 1




































































































































































































































































































































1. ProdSV §1 2 Neue elektrische Betriebsmittel müssen dem Stand der 
Sicherheitstechnik entsprechen und bestimmte Sicherheitsgrundsätze 
erfüllen.




























7. ProdSV §1 2 Geräte und Ausrüstungen dürfen nur auf dem Markt bereitgestellt 
werden, wenn sie den grundlegenden Sicherheitsanforderungen 
entsprechen.







































































11. ProdSV 1 3 Geräte, Schutzsysteme und Vorrichtungen dürfen nur in den Verkehr 
gebracht werden, wenn sie  grundlegenden Sicherheits‐ und 
Gesundheitsanforderungen entsprechen. 


















12. ProdSV 1 3 Aufzüge und Sicherheitsbauteile dürfen nur in  Verkehr gebracht 
werden, wenn sie  grundlegenden Sicherheits‐ und 
Gesundheitsanforderungen entsprechen.













13. ProdSV 3 Aerosolpackungen dürfen nur in  Verkehr gebracht werden, wenn sie 
den Sicherheitsanforderungen der Richtlinie 75/324/EWG entsprechen.









































































FTEG §§ 1‐2 3 Geräte: müssen grundlegende Anforderungen zur Sicherheit und 
elektromagnetischen Verträglichkeit erfüllen. Funkanlagen dürfen keine 
funktechnischen Störungen verursachen.








1 1 1 1
8 Eine benannte Stelle muss anerkannt sein.
9 Ein Geräte muss mit der CE‐Kennzeichnung versehen werden. 1 1 1













Werden Arbeitnehmer beschäftigt? ArbSchG §1 3 Der Arbeitgeber muss Maßnahmen ergreifen um Sicherheit und 
Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit gewährleisten und für eine 
hierfür  geeignete Organisation zu sorgen.
















































































































































































BetrSichV § 1 3 Eine Gefährdungsbeurteilung gem. Arbeitsschutzgesetz und 
Gefahrstoffverordnung ist durchzuführen. Explosionsgefahren sind zu 
beurteilen. Prüfungen sind festzulegen.



















11 Die Ergebnisse der Prüfungen sind aufzuzeichnen. 1 1
12 Überwachungsbedürftige Anlagen müssen nach dem Stand der Technik 
montiert, installiert und betrieben werden.















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































1 1 1 1 1
4 Es ist sicherzustellen, dass Messungen und Berechnungen nach
dem Stand der Technik fachkundig geplant und durchgeführt werden.






















LasthandhabV § 1 2 Es sind geeignete Arbeitsmittel einzusetzen um eine Gefährdung für 
Sicherheit und Gesundheit zu vermeiden.
1 1





















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































BImSchG § 2 4 Errichtung und Betrieb von  BImSchG‐Anlagen erfordert eine 
Genehmigung.




























































































































































































































































































































































































































































































8 Die Emissionsgrenzwerte für Gasturbinenanlagen sind einzuhalten. 1 1


























































































































































5 Die Anforderungen an Extraktionsanlagen sind einzuhalten. 1 1



















































































5 Biodiesel muss den Anforderungen der DIN EN 14214 entsprechen. 1 1

























































28. BImSchV § 1 2 Die Vorgaben zum Inverkehrbringen von Motoren sind zu beachten. 1 1 1
3 Die Ausnahmeregelungen sind zu beachten. 1 1








































6 Die Anforderungen der TA Luft sind einzuhalten. 1 1



































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































GGVSEB § 1 3 Es dürfen nur zugelassene gefährliche Güter unter Einhaltung der 
Vorschriften des ADR/RID/ADN befördert werden.
1 1






18 Die Pflichten des Absenders sind zu beachten. 1 1
19 Die Pflichten des Beförderers sind zu beachten. 1 1
20 Die Pflichten des Empfängers sind zu beachten. 1 1
21 Die Pflichten des Verladers sind zu beachten. 1 1
22 Die Pflichten des Verpackers sind zu beachten. 1 1
23 Die Pflichten des Befüllers sind zu beachten. 1 1















28 Die Pflichten des Fahrzeugführers im Straßenverkehr sind zu beachten. 1 1



















































































































































































10 Verletzt der Netzbetreiber seine Verpflichtungen besteht Ersatzpflicht. 1 1






















































































































































































































































































































































































Wird Kernenergie genutzt? AtomG 3 Einfuhr und Ausfuhr von Kernbrennstoffen bedürfen einer 
Genehmigung.
1 1 1

































































































































































































































































































76 Die Vorgaben zur Ablieferung radioaktiver Abfälle sind einzuhalten. 1 1
























































































































































15 Die Durchfuhr bedarf der Zustimmung der zuständigen Behörden. 1 1

























2b Für Tätigkeiten gelten Dosisbegrenzungen. 1 1















































































































































































































































































































































































GenTAufzV § 1 2 Die dokumentatorischen Anforderungen an Aufzeichnungen bei 
gentechnischen Arbeiten oder bei Freisetzungen sind einzuhalten.
1 1
3 An Aufzeichnungen dürfen keine Streichungen oder Änderungen 
vorgenommen werden. Sie sind zu unterschreiben.
1 1
4 bei gentechnischen Arbeiten der Sicherheitsstufen 2 bis 4 und
 bei Freisetzungen sind die Aufzeichnungen dreißig Jahre 
aufzubewahren, bei Sicherheitsstufe 1 10 Jahre. Bei Betriebsstilllegung 
oder auf Verlangen sind die Aufzeichnungen der Behörde vorzulegen.
1 1
Werden gentechnische Arbeiten 
oder Freisetzungen durchführt?
GenTBetV Keine Pflichten enthalten.
Werden gentechnische Arbeiten 
durchgeführt?
GenTNotfV § 2 
GenTG
3 Betreiber haben der zuständigen Behörde für die Erstellung der 
außerbetrieblichen Notfallpläne die notwendigen Unterlagen zu liefern.
1 1
5 Der Betreiber hat bei einem Unfall die zuständige Behörde unverzüglich 
zu unterrichten.
1 1
6 Bei einem Unfall ist sicherzustellen, dass alle erforderlichen 
Maßnahmen getroffen werden.
1 1
Werden gentechnische Arbeiten 
durchgeführt?
Werden gentechnische Arbeiten 
durchgeführt?
GenTVfV § 2 
GenTG
3 Die Anzeige, die Anmeldung oder der Antrag sind der zuständigen 
Behörde schriftlich zu stellen.
1 1
4 Die Unterlagen für gentechnische Anlagen, erstmalige oder weitere 
gentechnische Arbeiten sind zu erstellen und der zuständigen Behörde 
vorzulegen.
1 1
5 Die Unterlagen bei Freisetzungen sind zu erstellen und der zuständigen 
Behörde vorzulegen.
1 1
6 Die Unterlagen zum Antrag auf Genehmigung des Inverkehrbringens 
sind zu erstellen. Sicherheitsrelevante Auswirkungen sind auf der 
Grundlage von Erfahrungen zu beurteilen.
1 1
7 Ausnahmen von Angaben und Maßnahmen sind in den Unterlagen zu 
vermerken.
1 1
Anlag
e
Die Vorgaben zu den Angaben in den Unterlagen für gentechnische 
Anlagen oder gentechnische Arbeiten sind einzuhalten.
1 1
Werden gentechnische Arbeiten 
durchgeführt?
ZKBSV Keine Pflichten enthalten.
BGenTGKostV Keine Pflichten enthalten.
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